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196. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 8. Oktober 1997 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Themen der heutigen 
Kabinettssitzung mitgeteilt: Versorgungsreformge-
setz 1998 und Beschaffung des Waffensystems Euro-
fighter 2000. 

Normalerweise würde ich jetzt dem Innenminister 
das Wort  für einen fünfminütigen Be richt erteilen. Da 
ich ihn aber nicht sehe, schlage ich vor, daß zunächst 
der Verteidigungsminister zum zweiten Thema fünf 
Minuten spricht. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: Ich 
darf den Deutschen Bundestag darüber unterrichten, 
daß das Bundeskabinett heute den Beschluß gefaßt 
hat, 180 Systeme Eurofighter zu beschaffen. Wir wer-
den noch heute die detail lierten Beschaffungsvorla-
gen den Ausschüssen des Deutschen Bundestages, 
dem Haushaltsausschuß und dem Verteidigungsaus-
schuß, zuleiten. Im übrigen haben wir die Anregung 
gegeben, daß der Bundestag auf eine A rt  und Weise, 
die er für richtig hält, zustimmend Kenntnis von die-
sem wichtigen Beschluß der Bundesregierung 
nimmt. 

Wir brauchen einen Ersatz für die Jagdflugzeuge, 
die wir haben - die Phantom und die MiG 29 -, ab 
dem Jahre 2002. Daß wir auch in Zukunft Jagdflug-
zeuge brauchen - für die Luftverteidigung, für Auf-
gaben der Landes- und Bündnisverteidigung, aber 
auch für internationale Einsätze -, ist auch unter den 
Verteidigungsexperten der Opposition unumst ritten, 
so daß die Entscheidung eigentlich auf die Alterna-
tive hinausläuft: Nehmen wir ein europäisches Flug-
zeug mit europäischer Technologie, so wie wir es ent-
wickelt haben, oder kaufen wir irgendwo anders ein 
Flugzeug: in Amerika, in Rußland oder in China? 

Ich glaube, die Antwort ist ganz eindeutig. Es 
spricht alles für dieses europäische Projekt. Es ist ein 
Viernationenprojekt. Insgesamt werden 620 Maschi-
nen hergestellt, und zwar nach dem Single-source-
Prinzip, das heißt, jedes kleinste Teil dieses Flugzeu-

ges wird jeweils nur in einem Land für alle vier Län-
der erstellt, so daß in Deutschland bestimmte Teile 
für alle 620 Eurofighter produziert werden. Das zeigt 
die positive Abhängigkeit: Hier kann niemand in den 
Produktionsprozeß eingreifen; sonst würde er es 
auch für die anderen unmöglich machen, dieses 
europäische Flugzeug zu erstellen. 

Wir haben es in den vergangenen Jahren ge-
schafft, deutliche Einsparungen durchzusetzen. Ein 
Vergleich der richtigen Jahresdaten, also 12/91 mit 
12/96, läuft auf 28 Prozent Einsparungen hinaus. 

Die sicherheitspolitische Begründung ist das Erste, 
das Wichtigste. Niemand kann bestreiten, daß wir zu 
ausgewogenen Streitkräften auch eine moderne 
Luftwaffe mit einem Jagdflugzeug brauchen. Diese 
Entscheidung wird auch von dem deutschen Heer 
voll mitgetragen. 

Es gibt auf Grund der finanziellen Vereinbarungen 
für den Haushalt und die mittelfristige Finanzpla-
nung keinen Verdrängungseffekt, der nicht zu ver-
antworten wäre. Natürlich habe ich bei anderen Pro-
jekten gespart. Wir haben beim Einsatzgruppenver-
sorger geschoben - aber niemand kann ja wohl etwas 
gegen Einsparungen haben - und bei den Pat riot-Sy-
sternen. Es kommt immer darauf an, Prioritäten zu 
setzen. Das Wichtigere ist wichtiger als das, was nur 
wichtig oder interessant und notwendig ist. 

So haben wir dank der Unterstützung des Finanz-
ministers und der eigenen Einsparungen eine solide 
Finanzierung für die europäische Flugzeugindustrie 
zustande gebracht. Wenn wir wettbewerbsfähig blei- 
ben wollen, ist das natürlich eine unheimliche Berei-
cherung. Das sage ich in Richtung der Opposition, 
wo ich in den letzten Tagen von dem Vorsitzenden 
etwas Verwirrendes gehört habe. 

Es gibt natürlich auch keine Alternative zwischen 
einem Transportflugzeug und einem Jagdflugzeug. 
Die Transportflugzeuge, die wir haben, arbeiten 
noch bis zum Jahre 2008, wie die Transall. Aber ich 
kann nur sagen, armes Transportflugzeug, wenn es 
in einer Krise einmal alleine ist. Deswegen rate ich 
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Bundesminister Volker Rühe 

nur: Tony Blair und Schröder fragen. Diese wissen 
das alle. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Bleiben Sie doch 
beim Thema!) 

- Wenn ich als Mitglied der Bundesregierung etwas 
zu leidenschaftlich gewesen bin, dann bitte ich um 
Entschuldigung. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Ich spreche so, wie ich normalerweise vom Redner-
pult spreche. Ich bin es nicht gewohnt, hier von der 
Regierungsbank zu antworten. 

Das letzte, was ich sagen möchte, ist sehr ernst. 
Die Bundeswehr ist eine Armee im Einsatz. Wir müs-
sen auch in Zukunft mit Einsätzen rechnen. Ich darf 
Sie, die Vertreter der Opposition, daran erinnern, wie 
Sie sich geäußert haben, als es um den Einsatz der 
deutschen Tornadoflugzeuge über Bosnien ging, um 
sich dann in der zweiten Stufe dazu zu bekennen, 
daß sie eingesetzt werden. Die einzige Sorge, die Sie 
hatten, war: Ist dieses Flugzeug auch modern genug? 
Ist es das Beste, was es gibt? 

Für den Schutz unserer Soldaten ist das Beste ge-
rade gut genug. Deswegen haben wir eine viel sach-
lichere Beschaffungsatmosphäre in diesem Land. Wir 
werden auch in Zukunft Einsätze haben. Wenn der 
Eurofighter eingesetzt wird, dann werden diejeni-
gen, die hier vielleicht noch nicht zustimmen - das 
kann der eine oder andere sein -, die ersten sein, die 
fragen: Ist dieses Flugzeug für die Luftwaffe bei dem 
Einsatz auch gut genug? Deswegen muß derjenige, 
der eine Armee hat, die mit Einsätzen rechnen muß, 
den Soldaten auch optimales Mate rial geben. 

Deswegen schulden wir unseren Soldaten ein mo-
dernes Flugzeug der nächsten Generation. Das ist 
der Eurofighter. Das ist auch der Grund dafür, daß 
die Beschaffungsatmosphäre sehr viel sachlicher ge-
worden ist. 

Frau Präsidentin, ich darf mich bedanken. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Danke schön, 
Herr Minister. 

Herr Minister Kanther, wir haben die Punkte ver-
tauscht. Wir werden jetzt erst die Fragen zum Euro-
fighter beantworten. Anschließend sind dann noch 
Fragen zum Versorgungsreformgesetz 1998 möglich 
- allerdings ohne Einführungsvortrag. 

Ich darf jetzt zur ersten Frage dem Abgeordneten 
Kolbow von der SPD das Wo rt  erteilen. 

Walter Kolbow (SPD): Herr Minister Rühe, ich darf 
Sie zunächst fragen: Wie lange hat denn heute das 
Bundeskabinett über das teuerste Rüstungsprojekt, 
das Sie mit 23 Milliarden DM zu billig veranschlagen, 
beraten? Gab es als Beratungsgrundlage eine aus-
führliche, detaillierte Beschaffungsvorlage? Wenn ja, 
wann ist sie den Ministern zugestellt worden? Wie 
lange hatten sie Zeit, sich auf dieses Projekt vorzube-

reiten? Haben dann alle Damen und Herren Minister 
Ihrer Beschlußempfehlung zugestimmt? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Kollege Kolbow, ich kann Ihnen da alle Sorgen 
nehmen: Das Bundeskabinett hat dem Beschlußvor-
schlag einstimmig zugestimmt. 

Ich muß Ihnen sagen: Die Mitglieder des Bundes-
kabinetts haben nicht erst heute morgen angefan-
gen, sich mit dem Flugzeug zu beschäftigen, sondern 
vor zirka zehn Jahren. 

(Lachen des Abg. Walter Kolbow [SPD]) 

Deswegen haben wir es in einer Sitzung, die rund 
zwei Stunden gedauert hat, geschafft, uns sehr 
schnell zu dieser einmütigen Entscheidung aller Mit-
glieder des Kabinetts durchzuringen. 

Ich gehe davon aus, daß auch Sie sich schon seit 
längerem mit diesem Projekt beschäftigt haben. Das 
wird uns aber nicht daran hindern, Ihnen die um-
fangreichen Beschaffungsvorlagen noch heute zuzu-
leiten, damit Sie einen gleichen Informationsstand 
wie das Bundeskabinett haben. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die nächste 
Frage hat der Abgeordnete Koppelin, F.D.P. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Minister, Sie haben 
dem Kabinett sicher den Stückpreis des Flugzeuges 
genannt. Haben Sie dem Kabinett auch etwas über 
die Kosten sagen können, die mit der Bewaffnung, 
die noch erfolgen muß, auf uns zukommen? Haben 
Sie genauso etwas über die notwendigen Kosten der 
Infrastruktur für die Flugplätze gesagt? 

Hat bei der Beratung im Kabinett auch der Be richt 
des Bundesrechnungshofes eine Rolle gespielt, daß 
es zum Beispiel bei der Entwicklung des Radars noch 
erhebliche Probleme gibt oder daß das Flugzeug jetzt 
als Prototyp bisher etwa nur 400 Stunden geflogen 
hat, obwohl es etwas über 2500 Stunden fliegen 
müßte? 

Darf ich Sie in diesem Zusammenhang auch fra-
gen: Ist es eigentlich üblich, eine Entscheidung für 
eine Beschaffung zu treffen, wenn bestimmte Dinge 
überhaupt noch nicht ausgereift sind? Oder ist es 
nicht vielmehr üblich, eine Beschaffung erst dann 
vorzunehmen, wenn ein Produkt ausgereift ist? 

Hat der Bundesaußenminister auf der Kabinettssit-
zung zu den Exportchancen eines solchen Flugzeu-
ges Stellung genommen? 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Schöner Vortrag! 
Gute Rede!) 

Es ist ja zum Beispiel bekannt, daß Großbritannien 
und Spanien exportieren wollen. Ich gehe davon aus, 
daß die Deutschen daran beteiligt sind. Aber es ist ja 
bei der Beschaffung eines Flugzeuges für die Bun-
desluftwaffe nicht uninteressant, ob vielleicht auch 
andere Staaten Interesse an der Beschaffung eines 
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Jürgen Koppelin 

Flugzeuges hätten. Insofern ist die Frage des Exports 
ja nicht ganz unbedeutend. 

(Peter Conradi [SPD]: Fragt hier die Opposi

-

tion, oder fragt hier die Koalition?) 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: Es 
ist schon recht. - Herr Kollege Koppelin, ich darf Ih-
nen sagen, daß die Beratungen im Kabinett schon 
deswegen besonders sorgfältig geführt worden sind, 
weil sie teilweise unter Leitung des Vizekanzlers 
Klaus Kinkel stattfanden. 

(Heiterkeit) 

So kann ich nicht verstehen, daß Sie hier irgendwel-
che Zweifel äußern. Gerade die F.D.P.-Bundesmi-
nister haben dabei intensiv mitgewirkt. 

Natürlich habe ich die Bewaffnung angesprochen. 
Wenn es Ihnen bei öffentlichen Stellungnahmen hilft, 
will ich es hier gerne noch einmal sagen: Wir über-
nehmen natürlich zunächst einmal die Bewaffnung 
unserer jetzigen Jagdflugzeuge. Bei der AMRAAM 
Luft-Luft-Rakete mit mittlerer Reichweite handelt es 
sich um das Modernste, was es gibt. Von diesem 
amerikanischen System haben wir 96 Exemplare ge-
kauft, weil der Deutsche Bundestag zu Recht gefor-
dert hat, die Europäer sollten in diesem Bereich et-
was Eigenständiges entwickeln. Das wird im Bereich 
Future AMRAAM mit mittlerer und kurzer Reich-
weite geschehen. Im Jahre 2005 wird das erste Ge-
schwader voll einsatzbereit sein. Die Flugzeuge wer-
den ab 2002 ausgeliefert, und dann wird auch diese 
zusätzliche europäische Bewaffnung zur Verfügung 
stehen. Aber auch mit den jetzigen Systemen haben 
wir von Anfang an eine moderne Bewaffnung. 

Der Bundesrechnungshof hat keine Rolle gespielt. 
Das wäre auch unangemessen gewesen. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- Ich darf das begründen: Wir begrüßen, daß der 
Bundesrechnungshof jetzt ja zu 100 Eurofightern 
sagt. Ich habe eben aber schon dargestellt, daß es um 
620 Exemplare geht. Alles andere würde die Kosten 
in die Höhe treiben. Insofern begrüße ich es, daß der 
Bundesrechnungshof hier seine Position geändert 
hat. 

Die Entwicklung ist ausgereift. Wenn Sie noch fünf 
Jahre warteten und nicht jetzt die Entwicklung bis 
zur Serienreife führen würden, wäre das im Hinblick 
auf die Modernität des Flugzeuges ein falscher Weg. 
Im übrigen vertraue ich den Luftwaffenführungen al-
ler vier beteiligten Länder mehr als dem Bundesrech-
nungshof. Dort bestehen auch ganz andere Möglich-
keiten zu prüfen, inwieweit dieses Flugzeug ausge-
reift ist oder nicht. Die eindeutige Empfehlung lautet, 
dieses in der Entwicklung ausgereifte Flugzeug jetzt 
zu beschaffen. 

Über den Export  haben wir nicht weiter gespro-
chen. Ich habe aber deutlich gemacht, daß es über 
diese vier Länder hinaus in Europa auch über Koope-
rationen sehr gute Chancen für dieses Flugzeug gibt. 
Darüber hinaus sollten wir das Feld keineswegs al-

lein den Amerikanern überlassen, wenn wir es mit ei-
ner europäischen Wettbewerbsfähigkeit in diesem 
Bereich ernst meinen. Sie sollten es nicht als Pro-
blem, Herr Kollege, sondern als Chance empfinden. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, wir haben jetzt noch zehn Fragen 
zu diesem Thema. Ich bitte Sie deshalb, an unsere 
Geschäftsordnung zu denken: knappe Fragen und 
knappe Antworten, wenn es irgendwie möglich ist. 

Ich erteile das Wort zur nächsten Frage dem Abge-
ordneten Nachtwei, Bündnis 90/Die Grünen. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Herr Minister, Sie haben in Ihren 
Ausführungen den Eindruck erweckt, als sei die Be-
schaffung des Eurofighters eine Selbstverständlich-
keit und ganz plausibel. Sie haben allerdings auch 
darauf hingewiesen - in diesem Punkt würde ich Ih-
nen völlig zustimmen -, daß die Beschaffung sicher-
heitspolitisch legitimiert werden muß. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß der Vorgängertyp, 
der Jäger 90, für eine riesige potentielle strategische 
Luftbedrohung ausgelegt war. Diese riesige strategi-
sche Luftbedrohung gibt es nicht mehr. Die Zahl der 
Jagdflugzeuge ist aber nur um 30 Prozent zurückge-
gangen; qualitativ hat es ebenfalls nur eine gewisse 
Abspeckung gegeben. 

Können Sie bitte endlich einmal die Ausführungen 
Ihres Ministeriums erläutern, in denen zur sicher-
heitspolitischen Begründung nur lakonisch festge-
stellt wird, es gäbe einen operativ begründeten Ge-
samtbedarf von 140 Jagdflugzeugen - Schluß und 
aus? Können Sie bitte einmal eine vernünftige Be-
gründung dafür geben? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Kollege, diese Begründung werden Sie in der 
Beschaffungsentscheidung finden. Do rt  werden die 
Aufgaben der Landes- und Bündnisverteidigung und 
der internationalen Kriseneinsätze angesprochen. Es 
ist richtig, daß, verglichen mit der Situation während 
des kalten Krieges, ein guter Teil der Bedrohung 
weggefallen ist. Deswegen haben wir, was die Be-
schaffung des Flugzeuges angeht, entsprechend rea-
giert. 

Aber es sind auch neue Aufgaben hinzugekom-
men, zum Beispiel die wichtige Aufgabe, den Luft-
raum des wiedervereinigten Deutschlands zu schüt-
zen, 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Vor wem?) 

und die Aufgabe, internationale Einsätze durchzu-
führen. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gegen wen?) 

Daraus ergibt sich die Zahl von 140 Flugzeugen. 
Sie wissen, daß 40 Maschinen nicht als Jagdflug-
zeuge angeschafft werden, sondern später, ab 2012, 
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als Ersatz für einen Teil der wegfallenden Tornados 
dienen. 

Wir haben mit Ausnahme der Aufklärungsbomber 
und der ECR-Tornados fast nur schwere Bomber. 
Deswegen brauchen wir in der Zukunft leichtere 
Maschinen in der Doppelfunktion als Jagdflugzeug 
und Bomber. Das macht insgesamt eine Anzahl von 
180 erforderlich, was im einzelnen in dem Beschaf-
fungsbescheid begründet wird. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Gut. - Die näch-
ste Frage hat Dr. Martin Mayer, CDU/CSU. 

Dr. Ma rtin Mayer (Siegertsbrunn) (CDU/CSU): Herr 
Minister, teilen Sie meine Auffassung, daß diese Ent-
scheidung der Bundesregierung nicht nur von großer 
militärischer Bedeutung ist, sondern daß sie darüber 
hinaus erstens von großer Tragweite für das Ver-
trauen der Bündnispartner in die Verläßlichkeit deut-
scher Politik sein wird, 

(Peter Conradi [SPD]: Ja!) 

daß zweitens von ihr ein positiver Effekt für den 
Technologiestandort Deutschland ausgehen wird 

(Peter Conradi [SPD]: Ja!) 

und daß drittens durch sie für Deutschland wichtige 
Arbeitsplätze gesichert werden? 

(Peter Conradi [SPD]: Ja!) 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: Es 
ist richtig, solche Flugzeuge kann man nicht im na-
tionalen Alleingang bauen. Das ging schon beim Tor-
nado nicht. Deswegen ist hier die Kooperationsfähig-
keit gefragt. 

Von dieser Stelle möchte ich sagen: Niemand weiß 
besser als die britische Regierung unter Tony Blair, 
wie wichtig dieses Vorhaben für die europäische 
Luftfahrtindustrie ist. Sie hat deshalb die größte Auf-
merksamkeit darauf gerichtet. Ich habe meine inten-
sivsten Gespräche mit den Sozialdemokraten in 
Großbritannien geführt. In diesem Punkt gibt es, in-
ternational gesehen, eine völlige Übereinstimmung. 
Jeder, der davon abweicht, isoliert sich im europäi-
schen Rahmen. 

Ich möchte noch einmal sagen: Die industriepoliti-
schen Effekte sind aus der Sicht des Verteidigungs-
ministers sehr willkommene und auch strategisch 
wichtige Effekte. In Amerika gibt es eine große 
Firma, die sowohl Zivilflugzeuge wie auch militäri-
sche Flugzeuge herstellt und natürlich einen Spin-
off-Effekt aus der Herstellung der militärischen Pro-
dukte erzielt. Das wird in Europa nicht anders sein. 

Wir hätten aber diesen Beschluß nie gefaßt, wenn 
er nicht sicherheitspolitisch begründet wäre. Alle so-
zialdemokratischen Kollegen im Verteidigungsaus-
schuß teilen die Auffassung: Wir brauchen auch in 
Zukunft ein Jagdflugzeug. Ansonsten müßten wir  

ganz Deutschland mit Raketen bestücken, um den 
Luftraum verteidigen zu können. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gegen wen denn?) 

Das wäre wirklich eine aberwitzige Vorstellung. Es 
gibt in diesem Punkt überhaupt keinen konzeptio-
nellen Unterschied. Wir brauchen ein Jagdflugzeug. 
Deswegen reduziert sich die Frage darauf, welches 
es sein soll. 

All das spricht dafür - Sie haben schon die Arbeits-
plätze in Deutschland und die Entwicklung der Tech-
nologie in Europa erwähnt -, daß wir dieses hervorra-
gende Flugzeug anschaffen. Es ist, gemessen an den 
Leistungen, preisgünstiger als die französische Ra-
fale und die amerikanische F 22. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die nächste 
Frage hat die Abgeordnete Uta Zapf, SPD. 

Uta Zapf (SPD): Herr Minister, Sie haben soeben 
gesagt, die Entwicklung sei ausgereift. Wie kommt 
es aber dann, daß bisher keine Einführungsgenehmi-
gung für dieses Flugzeug vorliegt? Denn es erfüllt 
nicht die Kriterien für die Entwicklung und Beschaf-
fung von Wehrmaterial, also die sogenannte EBMat, 
weil die technischen Probleme zum Beispiel beim Ra-
dar, bei der Flugregelanlage und bei der Steigfähig-
keit noch nicht gelöst sind. Außerdem hat - wie Herr 
Koppelin schon erwähnt hat - erst ein ganz geringer 
Teil der Flugerprobung, die nötig ist, stattgefunden. 
Folglich hat der Bundesrechnungshof, den Sie ge-
rade eben etwas ungerechterweise geschmäht ha-
ben, sowohl auf die finanziellen als auch auf die tech-
nischen Risiken für eine Beschaffung hingewiesen. 
Wie können Sie angesichts dieser Tatsachen verant-
worten, eine Beschaffungsvorlage vorzulegen? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Kollegin, ich halte mich da an die Leute, die mit 
dem Flugzeug fliegen müssen und die die Expe rtisen 
gemacht haben. Das sind die Führungen der Luftflot-
ten aus den vier Ländern, die Führung der Luftwaffe, 
der Royal Air Force und die anderen. Ich glaube, sie 
können das am ehesten beurteilen. Die Erprobungs-
flüge sind sehr gut verlaufen. 

Ich habe das eben schon einmal erläutert: Die Ent-
wicklung ist so weit vorangeschritten, daß jetzt die 
Entscheidung über die Serienvorbereitung möglich 
ist. Wenn Sie noch einmal fünf Jahre warten würden 
- die Entwicklung von einzelnen Elementen wird 
parallel weitergeführt -, dann würden Sie sich einen 
Tort antun, was die Modernität des Flugzeuges an-
geht. Deswegen ist dieser Zeitpunkt der Entwick-
lung, wo der größte Teil geschafft ist, der richtige 
Zeitpunkt für die Entscheidung über die Anschaf-
fung. Das ist der Sachverstand derjenigen, die dieses 
Flugzeug letztlich einsetzen sollen und die es fliegen 
sollen. Dieser geht sehr viel weiter als der der paar 
Mitarbeiter vom Bundesrechnungshof. Das ist kein 
Vorwurf. Aber ich muß mich hier an das halten, was 
die zuständigen Luftwaffen in diesen vier Ländern 
sagen, und das ist ganz eindeutig. 

 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 196. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. Oktober 1997 	17645 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die nächste 
Frage hat die Abgeordnete Angelika Beer, 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Minister, ist in der heutigen Kabinettssitzung die Ta-
schentrickserei im Haushaltsbereich die Grundlage 
dafür gewesen, daß sich das Kabinett heute gegen ei-
nen Sozialstaat und für einen Rüstungsstaat ausge-
sprochen hat? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Das ist die erste Frage. 

Die zweite Frage, die ich an Sie richten möchte: Ist 
auf der Kabinettssitzung diskutiert worden, daß 
Deutschland mit dieser Entscheidung in einer Blok-
kade der internationalen Abrüstung im Bereich der 
Luftstreitkräfte federführend wird? Denn die Festzahl 
von 140 Kampfflugzeugen auf Jahre hinaus bedeutet 
nicht nur, daß der Staat weiter in die Miesen gefah-
ren und eine Erblast aufgebaut wird, sondern auch, 
daß eine Abrüstung im luftstrategischen Kampfbe-
reich nicht mehr stattfinden kann. Ist das die politi-
sche Willensbildung des Kabinetts heute? 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Darf ich, bevor 
der Herr Minister das Wo rt  zur Antwort erhält, noch 
einmal darauf hinweisen, daß wir vorgesehen haben, 
daß in die Fragen keine Wertungen eingebaut wer-
den. Das steht in der Geschäftsordnung. 

Bitte schön, Herr Minister. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Das erste war keine Frage; das kann jeder erkennen. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Deswegen brauche ich auch nicht darauf zu antwor-
ten. An einer solchen Sitzung, wie Sie sie sich vor-
stellen, habe ich auch nicht teilgenommen. 

Zur zweiten Frage. Wir haben insgesamt über 500 
oder 600 Flugzeuge - wir müssen ja die Tornados 
und anderes hinzuzählen - und liegen damit deutlich 
unterhalb dessen, was uns international zugestanden 
wird. Wir sind weiter offen für Abrüstung. 

Aber hier handelt es sich um einen kleinen Be-
reich, der der defensivste Bereich überhaupt ist. Die 
vornehmste Aufgabe der Jagdwaffe ist der Schutz 
des deutschen Territoriums, der Schutz des wieder-
vereinigten Deutschlands, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Vor wem?) 

übrigens schon in Friedenszeiten eine Hauptauf-
gabe, um den Schutz zu gewährleisten. Deswegen ist 
das keine Entscheidung, die unseren Abrüstungsbe-
mühungen entgegensteht, ganz im Gegenteil. 

Sie müssen sich aber mit der Frage auseinander-
setzen, wie Sie den Schutz dieses souveränen Staates 

Deutschland gewährleisten wollen, schon in Frie-
denszeiten. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist Regierungsbefragung, nicht 
Oppositionsbefragung!) 

Das zweite. Wir haben das in Bosnien gesehen: Da 
haben einige gesagt: Frieden auf Erden gibt es nicht 
durch Flugzeuge aus der Luft. Tatsache ist: Die Frie-
densverhandlungen von Dayton sind durch die Flug-
zeuge und durch den Einsatz der Flugzeuge durch-
gesetzt worden. Wenn Deutschland in Zukunft zu 
der Lageeinschätzung kommt, daß es, um Krieg und 
Massaker zu stoppen, notwendig ist, die Luftwaffe 
einzusetzen, zusammen mit unseren Alliierten, dann 
möchte ich, daß unsere Soldaten für eine solche Mis-
sion modernste Maschinen zur Verfügung haben, 
und das ist der Eurofighter. Das ist meine Verantwor-
tung. 

Da weiß ich mich mit vielen aus Ihrer Fraktion ei-
nig, die, als es die Massaker von Srebrenica und von 
Tuzla gegeben hat, zu mir auf die Hardthöhe gekom-
men sind und gesagt haben: Kannst du nicht etwas 
machen, um diese schrecklichen Massaker zu stop-
pen? Deswegen ist es eine zutiefst moralische Ent-
scheidung, unseren Soldaten moderne Flugzeuge zu 
geben, damit sie gegebenenfalls mit den Alliierten 
Krieg und Massaker stoppen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie instrumentalisieren diese Kriege! 
- Abg. Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zusatz

-

frage) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bevor ich jetzt 
dem nächsten Fragesteller das Wo rt  gebe - Frau 
Beer, das geht nicht; wir haben so viele Fragen -, 
muß ich noch eins klären: Gibt es Fragen zum Versor-
gungsgesetz? Dann muß ich diesen Bereich nämlich 
etwas eher abschließen. Wenn es keine Fragen gibt, 
können wir bei diesem Thema weitermachen. - Ich 
sehe dazu keine Wortmeldungen. 

Ich muß Sie trotzdem bitten - wir haben noch viele 
Wortmeldungen -, ganz knapp zu fragen und zu ant-
worten. 

Die nächste Wortmeldung kommt von Hans Raidel, 
CDU/CSU. 

Hans Raidel (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Ich 
hatte soeben ein Interview im Bayerischen Rund-
funk. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Zuruf 

von der SPD: Frage!) 

Mein Gegner war der Direktor des Konversionsinsti-
tutes von Nordrhein-Westfalen. Auch er hat bestätigt: 
Wir brauchen ein solches Flugzeug. 
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Der Herr Minister hat alles so klar, deutlich und 

verständlich dargestellt, daß es jetzt jeder begreifen 
müßte. Ich habe deswegen keine Frage. 

(Zurufe von der SPD: Oh! - Jörg Tauss 
[SPD]: Unverschämtheit!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Es ist allerdings 
nicht üblich, daß man sich meldet und dann keine 
Frage hat. 

Ich gebe jetzt das Wort an den Abgeordneten Man-
fred Opel von der SPD. Ich hoffe, er hat eine Frage. 

Manfred Opel (SPD): Frau Präsidentin! Ich finde es 
sehr freundlich, daß Sie die Hoffnung äußern, daß ich 
eine Frage habe. Ich habe sogar mehrere Fragen. 

Herr Minister, Sie haben es für richtig befunden, 
mehrere Fragen der Kollegen Koppelin und Zapf 
nicht zu beantworten. Sie haben gesagt, Sie nähmen 
für den Eurofighter die Bewaffnung, die Sie heute 
haben. Sie haben heute für die Mittelstrecke ja zwei 
Bewaffnungen: Sie haben die AMRAAM, allerdings 
nur 96 Stück - ich wundere mich, daß Sie 620 Flug-
zeuge mit diesen 96 Stück bewaffnen wollen -, und 
Sie haben eine viel bessere Bewaffnung, nämlich die 
für die MiG 29. Nehmen Sie die auch? - Das ist die 
erste Frage. 

Zur zweiten Frage: Sie haben gesagt, die Soldaten 
- ich nehme an, Sie denken an die NATO - müßten 
das beste Material bekommen, das wir haben. Wieso 
haben Sie dann im Sommer den mittel- und osteuro-
päischen Staaten die Gripen - ein schwedisches Pro-
dukt - als Jagdflugzeug empfohlen? Unseren aber 
empfehlen Sie plötzlich ein anderes. Sie sollten auf-
klären, warum Sie dies gemacht haben. 

(Bundesminister Volker Rühe: Das mache 
ich gern!) 

Weiter sagen Sie: Das beste Produkt ist gerade gut 
genug. Gleichzeitig steht in Ihren Vertragsvereinba-
rungen noch nicht einmal eine Garantieerklärung 
über die Leistungsfähigkeit des Flugzeuges. Es ist 
bekanntlich zu schwer, hat erhebliche technische Ri-
siken und hat, wie der Kollege Koppelin gesagt hat, 
nur 10 Prozent und nicht, wie Sie gesagt haben, die 
überwiegende Zahl der Erprobungsflüge hinter sich. 
Im Umdruck 220 - Sie scheinen Ihre eigenen Erlasse 
nicht zu kennen - steht: Die Einführungsgenehmi-
gung ist zwingende Voraussetzung, daß Sie in die 
Beschaffung gehen können. Die Einführungsgeneh-
migung steht am Ende der Entwicklungsphase. Die 
Entwicklungsphase endet aber 2002 bzw. 
2003. Wieso haben Sie die nicht abgewartet? Sie 
müssen sich schon an die eigenen Erlasse halten. 

Schließlich zu den Kosten. Herr Minister, Sie müs-
sen ja sehen, daß die Hauptkosten hinterher in der 
Betriebsphase und der Nutzungsphase entstehen. 
Sie betragen etwa das Dreifache der reinen Beschaf-
fungskosten. Das sind allgemeine Zahlen. Es gab 
einmal einen Staatssekretär auf der Hardthöhe, der 
hat die Lebensdauerkosten als K riterium für die Be-
schaffung herangezogen. Das bedeutet: Wir spre-

chen hier nicht über 23 Milliarden, sondern über 
mehr als 100 Milliarden DM. 

Herr Minister, eine ganz schlichte Frage - denn Sie 
haben über die Sitzung des Bundeskabinetts zu be-
richten -: Kann sich unser Land in der heutigen so-
wohl desaströsen finanziellen Situation auf der Hardt-
höhe - Sie wollen ja ein Drittel Ihres Geldes nur für 
die Beschaffungskosten dieses einen isolierten Pro-
jekts ausgeben - als auch desaströsen Schuldenlage 
unseres Landes dieses Projekt in dieser Zahl und 
Qualität, wie auch der Bundesrechnungshof gefragt 
hat, überhaupt leisten? 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Herr 
Minister. Das waren sehr viele Fragen. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Was die Bewaffnung angeht, so beginnen wir mit 
den 96 AMRAAM. Es war ein verständlicher Wunsch 
des Bundestages, nur diese 96 einzuführen. Ich habe 
Ihnen schon geschildert, daß wir ab 2005, wenn die 
ersten Geschwader einsatzfähig sind, dann auch die 
europäischen Systeme haben werden. Wir werden 
eine Bordkanone, die Sidewinder - das ist ein älteres 
System -, die AMRAAM und dann die neuen Sy-
steme für kurze und mittlere Reichweite - FSRAAM 
und FMRAAM - haben. 

Die MiG-Bewaffnung paßt nach meiner Kenntnis, 
ohne daß ich hier mit Ihnen als ehemaligem Luftwaf-
fengeneral diskutieren will, nicht in die Schnittstelle 
dieser Flugzeuge. Sie wissen, daß ich ganz wesent-
lich dazu beigetragen habe, daß diese MiG weiter 
benutzt worden sind. Das finde ich auch sehr wichtig. 
Aber die MiG-Bewaffnung paßt nicht in diese Ma-
schinen hinein. 

Was den Gripen angeht, bin ich für Ihre Frage aus-
gesprochen dankbar. Ich gehöre nicht zu denen, die 
sagen: Egal, wie groß ein Staat ist, ob er drei, 35 oder 
80 Millionen Einwohner hat, als Europäer müßt ihr 
alle den Eurofighter kaufen. Ich glaube, daß einige 
durch diese moderne Maschine überfordert sind. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- Ja, sicher. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das sollte man inte rnational überset

-

zen!) 

- Entschuldigung, da unterscheide ich mich von Ih-
nen. Ein solches Flugzeug  ist anspruchsvoll und mo-
dern. Man kann nicht sagen: Egal ob ihr drei, 30 oder 
80 Millionen Einwohner habt, ihr müßt alle den Euro-
fighter kaufen. Wenn Sie dieser Meinung sind, kann 
ich nur sagen: Das ist eine unhaltbare Position. 

Aber es gibt ein zweites europäisches Flugzeug, 
das leistungsfähig und nicht ein rein schwedisches, 
sondern ein europäisches Flugzeug sein wird. Das ist 
der Gripen. Das ist eine vernünftige Konkurrenz zu 
den amerikanischen F16, die dort  vor allen Dingen 
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angeboten werden. Deswegen, Herr Kollege Opel, 
ist dies von der europäischen Indust rie sehr begrüßt 
worden. Im Unterschied zu Ihnen haben sie das, was 
ich dort gesagt habe, nicht als ein Abrücken vom Eu-
rofighter, sondern als ausgesprochen hilfreich emp-
funden. 

Die dritte Frage bezieht sich auf die Verbindung 
zwischen Entwicklung und Beschaffung. Wenn das 
Ende der Entwicklung abgewartet wird, sind fünf 
Jahre verloren. Wir brauchen die Maschinen ab 
2002, andere, die Engländer und die Italiener, schon 
etwas früher. Die Entscheidung über die Serienvor-
bereitung muß zu diesem Zeitpunkt getroffen wer-
den; denn jetzt werden - um es vereinfacht zu sagen 
- die „Fabriken" gebaut, in denen die Flugzeuge 
hergestellt werden. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Jetzt muß das Arbeitsplatzargument 
noch kommen! Nicht vergessen!) 

Die Fachleute haben gesagt, daß das der richtige und 
ein verantwortbarer Zeitpunkt ist. 

Natürlich kosten Flugzeuge immer Geld, wenn sie 
betrieben werden. Und wenn man sie kauft, dann 
fliegen sie natürlich auch. Das ist aber doch reine 
Polemik. Wenn Sie einen Panzer beschaffen und die-
ser 40 Jahre fährt, dann kostet auch er jeden Tag 
Sprit. So kommen Sie natürlich auf Horrorzahlen. 

(Uta Zapf [SPD]: Darum geht ja gar nicht!) 

Wir wollen doch auch, daß das Flugzeug bis zum 
Jahre 2050 hält. Oder wollen Sie dann schon wieder 
ein neues beschaffen? Sie kommen natürlich auf Hor-
rorzahlen, wenn Sie berechnen, was der Sp rit für die-
ses Flugzeug über 50 Jahre kostet. Das ist doch Un-
sinn. 

Das Entscheidende ist, ob diese Investition in die 
gesamten Beschaffungsentscheidungen der Bundes-
wehr vernünftig eingebettet werden kann. Im Schnitt 
investieren wir 1 Milliarde DM für dieses Flugzeug. 

(Manfred Opel [SPD]: 1,8 Milliarden schon 
ab 2003!) 

In der mittelfristigen Finanzplanung ist dies unterzu-
bringen, ohne daß es zu unzumutbaren Verdrän-
gungseffekten kommt. 

Noch einmal: Sie müssen Prioritäten setzen. Ich 
habe andere Vorhaben gestrichen, die ich für weni-
ger wichtig halte, um zu sparen, damit dieses Flug-
zeug finanziert werden kann. Wir haben eine zusätz-
liche Finanzierung bekommen. 

Die Leopard-Panzer oder die Panzerhaubitze 2000 
und andere wichtige Investitionen des Heeres - so 
wird dies auch beim Heer gesehen - machen eigent-
lich nur dann Sinn, wenn die Streitkräfte ausgewo-
gen sind. Das heißt: Heer und Ma rine haben ebenso 
ein Interesse an einer modernen Luftwaffe, wie es 
die Luftwaffe selbst hat. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie haben doch nicht einmal einen 
Bundeswehrplan! Wovon reden Sie über

-

haupt?) 

Deswegen sage ich Ihnen, daß dies eine in der mittel-
fristigen Finanzplanung abgesicherte Investition ist. 

(Manfred Opel [SPD]: Meine letzte Frage ist 
nicht beantwortet!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Noch einmal 
meine Bitte, weil wir fünf weitere Fragesteller haben: 
Bitte fassen Sie sich knapp! Ansonsten kommt die 
nachfolgende Fragestunde zu kurz. 

Als nächster hat Ecka rt  Kuhlwein, SPD-Fraktion, 
das Wort. 

Eckart Kuhlwein (SPD): Herr Bundesverteidi-
gungsminister, meine erste Frage: Hat im Kabinett 
auch eine Rolle gespielt, daß der Bundesrechnungs-
hof die Beschaffungskosten bis 2002 nicht wie Sie 
mit 23 Milliarden DM, sondern mit 30 bis 33 Milliar-
den DM veranschlagt hat? 

Zweitens. Welche Vorhaben mit welchem Beschäf-
tigungseffekt müssen im Verteidigungshaushalt zu-
rückgestellt werden? Dann kann man eine Bilanzie-
rung darüber aufstellen, wie die Beschäftigungswir-
kung insgesamt sein wird. 

Dritte Frage: Um welchen Zeitraum wird der Bun-
desfinanzminister die Rückzahlung der Kredite für 
den Eurofighter angesichts der derzeitigen Finanz-
lage verschieben müssen, nachdem er sich schon 
jetzt am Erblastentilgungsfonds versündigt? 

Die vierte Frage richtet sich eher an Sie persönlich: 
Bei Ihrem Amtsantritt haben auch Sie vom damaligen 
Jäger 90 nicht sehr viel gehalten. Sie haben ihn dann 
in „Eurofighter 2000" umgetauft. Wodurch ist eigent-
lich dieser Sinneswandel bei Ihnen begründet? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Kollege, um mit dem letzten anzufangen: Wenn 
28 Prozent eingespart werden, dann ist es kein Um-
taufen, sondern die Wahrnehmung der Verantwor-
tung in einer veränderten Situation, dieses Flugzeug 
darauf zuzuschneiden. Wir haben es finanzierbar ge-
macht, 

(Uta Zapf [SPD]: Es ist doch teurer gewor
-den! - Eckart  Kuhlwein [SPD]: Finanzierbar 

aus Krediten!) 

und wir haben es konsensfähig gemacht. 

Es ist Ihnen vielleicht aufgefallen, daß es heute in 
Deutschland - in Europa ohnehin - einen ganz ande-
ren Konsens 

(Uta Zapf [SPD]: Wo ist der Konsens?) 

über dieses Flugzeug gibt als in der Diskussion vor 
vier oder fünf Jahren. 

(Uta Zapf [SPD]: Alle Rentner und Sozialhil

-

feempfänger freuen sich, daß es den Euro

-

fighter gibt!) 

Das hängt ganz wesentlich damit zusammen, daß die 
Menschen begriffen haben, daß wir Streitkräfte brau-
chen. Wir haben eine Unterstützung in Höhe von 
80 Prozent. Wir haben genausoviel Unterstützung für 
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internationale Einsätze. All das ist zunächst gegen 
Sie durchgesetzt worden. Wenn wir schon unsere 
Soldaten einsetzen, dann brauchen sie moderne Sy-
steme. Das alles hat dazu geführt, daß wir heute ei-
nen großen Konsens in bezug auf die Entscheidung 
für den Eurofighter 2000 haben. 

Es gibt überhaupt keine Grundlage für die Berech-
nung des Bundesrechnungshofs in Höhe von 30 bis 
33 Milliarden DM. Wir haben den Betrag von 23 Mil-
liarden DM im einzelnen in der Vorlage aufgeschlüs-
selt. 

(Uta Zapf [SPD]: Warum schaffen Sie den 
Bundesrechnungshof dann denn nicht ab?) 

Die Vorhaben, die ich zurückgestellt habe - den 
Einsatzgruppenversorger um ein Jahr, die Maßnah-
men bei der Flugbereitschaft und bei Patriot-Syste-
men, um nur einige zu nennen -, haben einen viel 
geringeren Beschäftigungseffekt als diese Investi-
tion, die neben der sicherheitspolitischen Bedeutung 
auch für die europäische Flugzeugindustrie von gro-
ßer strategischer Bedeutung ist. 

Sprechen Sie einmal mit den Abgeordneten über 
ihre Eindrücke aus den Wahlkreisen. Das bet rifft 
übrigens nicht nur Bayern; das Flugzeug wird näm-
lich überall in Deutschland gebaut. Sprechen Sie ein-
mal mit den Bet riebsräten und den Arbeitern. Die 
sind zu Recht stolz darauf, das modernste europäi-
sche Flugzeug zu bauen, das es mit den amerikani-
schen Flugzeugen aufnehmen kann. Ich finde, auch 
Sie sollten ein bißchen stolz darauf sein, was die Ar-
beiter in unseren Flugzeugfabriken schaffen können. 
Sie verdienen auch von Ihnen Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ecka rt  Kuhl

-

wein [SPD]: Sie haben nicht gesagt, warum 
Sie Ihre Meinung geändert haben!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die nächste 
Frage von Christian Sterzing, Bündnis 90/Die Gm-
nen. 

Christian Sterzing (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Minister, Sie haben vorhin erwähnt, Expo rt  sei 
eine Chance. Ich glaube, wir sind uns darüber einig, 
daß gerade der Export von Waffensystemen auch Ri-
siken in sich birgt. Wir haben in der Presse lesen kön-
nen, daß sich - vermeintlich - eine Reihe von Län-
dern für den Eurofighter interessiert. Daher meine 
Fragen: Inwieweit sind zwischen den beteiligten 
Ländern Absprachen über einen Exportmodus er-
folgt? Inwieweit haben Sie sich dafür eingesetzt, daß 
der Eurofighter nicht überall hin exportiert werden 
kann? Inwieweit ist es Deutschland zum Beispiel 
möglich, bei einem angedachten Expo rt  nach Saudi-
Arabien ein Veto einzulegen? Inwieweit sehen Sie 
die Einhaltung einer sehr restriktiven Exportpolitik in 
diesem Bereich gewährleistet? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Kollege, natürlich gibt es hierzu noch keine 
konkreten Vorhaben. Es bestehen ja auch Kooperati-
onsmöglichkeiten: Wenn Norwegen sich entspre-

chend entscheidet, geht es ja nicht nur um Verkauf, 
sondern um mehr. Das gilt auch für andere Länder. 

Waffenexport kann - genauso wie der Einsatz von 
Soldaten - unmoralisch sein, wenn er einen Konflikt 
verschärft oder wenn er die Voraussetzungen dafür 
schafft, daß jemand glaubt, er sei überlegen und 
könne politische Probleme militärisch lösen. Aber 
eins sollten Sie am Beispiel Bosnien gelernt haben - 
ich habe das mit Ihrer Fraktion im Plenum des Deut-
schen Bundestages diskutiert -: Es kann auch sehr 
unmoralisch sein, Soldaten nicht einzusetzen. Es 
kann auch sehr unmoralisch sein, einem Land Waf-
fensysteme nicht zur Verfügung zu stellen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist nicht die 
Frage!) 

- Das ist schon die Frage. 

In Bosnien hat der Krieg deswegen solange gedau-
ert, weil eine Seite immer gewonnen hat und die an-
dere Seite keine Panzer und keine Artillerie hatte. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie denken immer noch in Katego

-

rien des kalten Krieges!) 

Ich habe das für unmoralisch gehalten. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Wir selbst haben den Frieden in unserem Land durch 
ein Gleichgewicht von Waffen erhalten. Deswegen 
ist am Export  im Prinzip überhaupt nichts Unmorali-
sches zu finden. Die Engländer, Italiener und Spanier 
sind, was die Exportpolitik angeht, kein Stückchen 
unmoralischer als wir. 

Wir müssen jetzt eine gemeinsame Exportpolitik 
haben. Dazu muß man sich von den Gedanken ver-
gangener Zeiten, als Deutschland geteilt war, lösen. 
Jetzt betreiben wir gemeinsame europäische Pro-
jekte. Ich habe überhaupt keinen Zweifel daran, daß 
wir gemeinsam mit unseren Pa rtnern eine vernünf-
tige Exportpolitik machen werden. 

(Uta Zapf [SPD]: Eine lukrative! Das 
stimmt!) 

Sie gehen noch ein bißchen von der Vorstellung aus, 
als ob Waffenexport im Prinzip etwas Unmoralisches 
sei. 

(Uta Zapf [SPD]: Ist es doch auch!) 

Ich kann Ihnen sagen: Wir haben unsere Exportpo-
litik immer danach ausgerichtet, Demokratien zu 
stärken und Situationen eines Gleichgewichts her-
beizuführen, die einen Konflikt schwieriger oder un-
möglich machen. Das sollten Sie in Ihre Überlegun-
gen aufnehmen. 

(Peter Conradi [SPD]: Der Versuch ist nicht 
immer gelungen! - Angelika Beer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Türkei! 

Tunesien! Algerien! Toll!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir kommen 
jetzt zur Nachfrage des Kollegen Gernot Erler. 
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Gernot Erler (SPD): Herr Bundesminister, ich habe 
zwei Fragen an Sie. Ihr Kollege Austermann hat sich 
heute morgen zu der militärischen Bedrohung geäu-
ßert , die hinter der Entscheidung zur Beschaffung 
des Eurofighters steht. Er hat gesagt, auf Grund der 
militärischen Entwicklung in von islamischen Funda-
mentalisten regierten Ländern Nordafrikas, in Per-
sien und im Irak sei die Anschaffung der 180 Jagd-
flugzeuge erforderlich, um mögliche Angriffe verhin-
dern zu können. 

Ich möchte Sie zunächst fragen, ob diese Bedro-
hungsanalyse auch in der Kabinettsitzung eine Rolle 
gespielt hat und ob Sie sie teilen. Sind wir in diesem 
Land wirklich schon so weit, daß wir wegen einer sol-
chen Beschaffungsentscheidung diese höchst frag-
würdigen, neuen Feindbilder erfinden müssen? 

Meine zweite Frage. Sie haben in Ihrem Beitrag 
wieder die Arbeitsplatzargumentation vorgetragen. 
Zunächst einmal ist festzustellen, daß die Behaup-
tung, 18 000 Arbeitsplätze würden geschaffen wer-
den, angesichts der Summen, die in den nächsten 
Jahren eingestellt werden sollen, aus rechnerischen 
Gründen unmöglich zutreffen kann. Ein Arbeitsplatz 
in der deutschen Raum- und Luftfahrtindustrie kostet 
nämlich 250 000 DM im Jahr. Wenn Sie das einmal 
auf die Summen, die eingestellt sind, herunterrech-
nen, dann kommen Sie auf höchstens 3000 bis 3500 
Arbeitsplätze. Aber haben Sie denn auch Ihren Kabi-
nettskollegen gesagt, daß - wie Sie hier vorgetragen 
haben - Ihre Beschaffungsentscheidung finanziell 
überhaupt nur durch etwas möglich wird, was wir 
Verdrängung und Sie Einsparung nennen, und daß 
das heißt, daß woanders automatisch Arbeitsplätze 
wegfallen? Denn es handelt sich ja um Kürzungen im 
investiven Bereich, und zwar in einem Bereich, bei 
dem die Arbeitskosten ungefähr die Hälfte derer in 
der deutschen Luft- und Raumfahrt betragen. Sind 
Sie also bereit, der Öffentlichkeit und dem Hohen 
Haus zu erklären, daß durch diese Entscheidung in 
Wirklichkeit wesentlich mehr Arbeitsplätze wegfal-
len als geschaffen werden? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: Ich 
bitte Sie. - Um auf Ihre erste Frage einzugehen: Die 
Sicherheits- und Bedrohungsanalyse der Bundesre-
gierung finden Sie im Weißbuch der Bundesregie-
rung und sonst nirgendwo. Deswegen brauchte ich 
das heute morgen im Kabinett auch nicht weiter an

-zusprechen. Dieses Flugzeug dient in erster Linie der 
Landes- und Bündnisverteidigung und darüber hin-
aus - das habe ich geschildert - internationalen Ein-
sätzen, die NATO oder WEU auf der Grundlage eines 
internationalen Mandats durchführen. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie widersprechen sich dauernd 
selbst und merken es nicht! Vorhin haben 

Sie das Gegenteil gesagt!) 

Dem gibt es nichts hinzuzufügen. 

Sie brauchen ein solches Flugzeug auch und ge-
rade schon im Frieden - wie alle Länder -, um die 
Souveränität Ihres Luftraums zu schützen. Es gibt gar 
kein defensiveres Instrumenta rium. 

Was nun die Arbeitsplätze angeht, so möchte ich 
darauf verweisen, daß ich gerade geschildert habe, 
was wegfällt. Das hat natürlich eine ungleich gerin-
gere strategische Bedeutung. Sie müssen doch die 
strategische Bedeutung der Arbeitsplätze in diesem 
Bereich der Hochtechnologieindustrie sehen. Es geht 
um die Zukunft der europäischen Luftfahrt. Lassen 
Sie sich das von Tony Blair schildern. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

- Ich weiß nicht, warum Sie stöhnen. Früher haben 
Sie noch freudig geseufzt, wenn Sie den Namen 
Tony Blair gehört haben.  So schnell sollten Sie nicht 
von ihm abrücken. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Wenn Sie so weiter 
Werbung für Labour machen, dann sage ich 
das dem Bundeskanzler! - Heiterkeit - 
Hans  Raidel [CDU/CSU]: Du warst auch 

schon witziger!) 

Die Alternative ist doch die: ein europäisches Flug-
zeug bauen oder ein amerikanisches kaufen. Kollege 
Opel wollte, glaube ich, einmal ein russisches 

(Manfred Opel [SPD]: Nein, nein!) 

- wo immer die Verbindungen sind - oder ein chine-
sisches - was weiß ich, was es war - Flugzeug kau-
fen. Das ist doch eindeutig: Wenn Sie der Meinung 
sind, daß die Bundesluftwaffe ein Jagdflugzeug 
braucht - ich gehe einmal davon aus, daß auch Sie 
dieser Meinung sind; keine Reaktion; aber gut; dann 
gehe ich einmal davon aus -, 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Schon wieder eine 
Oppositionsbefragung!) 

dann müssen Sie sich doch mit der Frage auseinan-
dersetzen, was für die Arbeitsplätze in unserem Land 
günstiger ist. Man braucht wirklich kein Genie zu 
sein, um zu sagen: Ein Flugzeug, das bei uns und bei 
unseren Partnern in Europa gebaut wird, ist für uns 
allemal besser als ein Flugzeug, das wir in Amerika, 
Rußland oder China kaufen. Ich wünsche Ihnen viel 
Vergnügen, wenn Sie eine solche Haltung den Ar-
beitnehmern in Deutschland erklären wollen; viel 
Vergnügen! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Manfred  Opel [SPD]: Das ist doch ein Null

-

summenspiel! Das Geld nehmen Sie den 
Werften und anderen weg!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat noch 
Kollege Heistermann die Möglichkeit nachzufragen. 

(Peter Conradi [SPD]: Ich habe mich schon 
ewig lange gemeldet!) 

Dieter Heistermann (SPD): Herr Minister, darf ich 
die Frage an Sie richten: Hat das Kabinett heute be-
schlossen, daß diese 23 Milliarden DM und damit 
auch der Verteidigungsetat in den kommenden Jah-
ren keiner weiteren Streichung unterzogen werden? 
Sind damit die von Ihnen beabsichtigte Investitions-
summe und der Zuwachs, den Sie bis zu einem be-
stimmten Zeitraum in bezug auf die investiven Aus- 
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gaben in der mittelfristigen Finanzplanung erreichen 
wollen, sichergestellt? 

Die zweite Frage, die ich daran anschließen 
möchte, ist: Gibt es eigentlich eine Rückfallinie, da es 
sich ja um ein internationales Kooperationsabkom-
men handelt? Wenn nicht 620 Maschinen bestellt 
werden sollten - aus welchen Gründen auch immer; 
ich will jetzt auf die Situation der Haushalte der an-
deren beteiligten Länder nicht eingehen -, ist dann 
sichergestellt, daß die Kosten des Flugzeugs, die Sie 
hier in Aussicht gestellt haben, auch dann noch 
125 Millionen DM betragen, oder ergibt sich aus ei-
ner möglichen Reduzierung ein höherer Stückpreis, 
der wiederum auf die von Ihnen genannten 180 Flug-
zeuge Auswirkungen hat, so daß möglicherweise 
auch wir weniger Flugzeuge bestellen könnten? 

Die letzte Frage, die ich stellen möchte, bitte ich 
Sie ein bißchen politisch zu verstehen. Einer Presse-
mitteilung entnehme ich, das Flugführungssystem ist 
zum Schutz gegen Ausfall vierfach vorhanden. Gibt 
es auch beim politischen Führungssystem einen vier-
fachen Schutz, damit Sie das System auch dann in 
Anspruch nehmen können, wenn etwas nicht in Ord-
nung ist? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: Sie 
haben sich ja schon selbst für die Frage entschuldigt. 
Insofern ist alles in Ordnung. 

Das Kabinett hat über den Haushalt und die mittel-
fristige Finanzplanung im Juli entschieden. 

(Walter Kolbow [SPD]: Sie meinen, über die 
Löcher!) 

Das ist die Grundlage. Deswegen brauchten wir 
heute darüber gar nicht zu reden. Ich fordere Sie auf, 
dem zuzustimmen. Im November haben Sie Gele-
genheit, dem Verteidigungshaushalt, nach Möglich-
keit auch den anderen Einzelplänen, zuzustimmen. 

Zum internationalen Aspekt: Nach dem Beschluß 
des Bundestages werden zwei „Memor andum of Un-
derstanding" unterzeichnet, in denen die genaue 
Zahl der Maschinen vereinbart wird. Ich weiß nicht, 
warum Sie immer so pessimistisch sind. Die Englän-
der haben keinen Zweifel an uns. Ich habe keine 
Zweifel an England unter Tony Blair. 

(Lachen bei der SPD und der PDS - 
Dr.  Dagmar Enkelmann [SPD]: Schon wie

-

der!)  

- Die Engländer zweifeln nicht an Deutschland unter 
Kohl; an einem anderen Deutschland würden sie 
schon Zweifel haben. 

Also: Wir sind völlig berechenbar. Diese Zahl wird 
in einem Vertrag verankert. In dem Moment, wo die 
Produktion beginnt - vielleicht führen Sie sich das 
noch einmal vor Augen -, werden in Deutschland, 
England und anderswo bestimmte Teile, zum Bei-
spiel ein Teil der Tragfläche, des Rumpfes oder des 
Triebwerkes, jeweils 620fach erstellt. Auf diese Weise 
wird ein europäisches Flugzeug gemeinsam gebaut - 
„single  sourcing" Prinzip. Wenn jeder in seinem ei-
genen Lande alle Teile erstellte, würde das Ganze  

sehr viel teurer werden. Das zeigt die große interna-
tionale Verantwortung, die man hat, wenn man an 
der Regierung ist und den Bau eines solchen Flug-
zeuges beschlossen hat. Wir werden uns dieser Ver-
antwortung stellen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Als letzte Frage-
stellerin zu diesem Teil jetzt die Kollegin Gila Alt-
mann. Dann kommen noch zwei freie Fragen, und 
anschließend beginnen wir mit der Fragestunde. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Minister Rühe, Sie haben sich vorhin aus 
meiner Sicht um die Beantwortung der Frage, wo 
denn nun eigentlich der Feind ist, etwas gedrückt. 
Im Weißbuch ist ein konkreter Adressat nicht ge-
nannt. Da ist nur von „Instabilität" die Rede. 

Deshalb möchte ich die Frage wiederholen: Ist der 
Feind, vor dem Sie mich im gesamtdeutschen Luft-
raum schützen wollen, im Islam zu suchen - oder wo 
sonst? Ich bitte diese Frage vor dem Hintergrund der 
Eile zu berücksichtigen, die Sie an den Tag legen. 
Denn schließlich haben Sie noch nicht einmal den 
Entwicklungszeitraum bis zum Ende abgewartet. 

Wenn Sie mir plausibel machen können, daß ein 
neues Flugzeug notwendig ist, warum nehmen Sie 
dann eigentlich nicht die MiG 29? Gerade Ihre fach-
kundigen Kollegen, die diese Dinger fliegen, sagen 
doch: Die ist mindestens genauso gut, kostet aber 
weniger als die Hälfte. Und Sie kriegen sie auch 
noch umsonst; denn die russische Regierung hat 
schon gesagt, daß sie sie mit den Schulden, die sie 
bei der Bundesrepublik hat, verrechnen würde. 

Da Sie den Bau auch immer arbeitsmarktpolitisch 
begründen, kommt sicher der Hinweis auf die 18 000 
neu zu schaffenden Arbeitsplätze. Ich würde gerne 
einmal wissen, von wem diese Zahlen stammen: Sind 
das Berechnungen Ihres Hauses, oder sind das Be-
rechnungen der Indust rie? Glauben Sie, das ist nach-
weisbar? 

Eine letzte Frage: Würden Sie bei diesem Finanzie-
rungskonzept eigentlich noch Finanzminister werden 
wollen? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Was Sie mir alles zutrauen. 

Frau Kollegin, ich weiß nicht, warum Sie immer auf 
der Suche nach einem Feind sind. Also, ich als Ver-
teidigungsminister bin es nicht. Man braucht doch 
nicht nur dann Streitkräfte, wenn man einen Feind 
hat. Das zeigt sich in allen klassischen Demokratien. 

(Lachen der Abg. Gila Altmann [Aurich] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Das ist gar nicht komisch. Das ist eine typische Ma-
nie der deutschen Linken, der Sie da folgen. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie müssen einmal einen Lehrgang 
mitmachen!) 
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Streitkräfte hat man nicht nur dann, wenn man einen 
Feind identifizieren kann, sondern um der Unabhän-
gigkeit des eigenen Landes, der Souveränität willen. 

Der frühere Bundespräsident von Weizsäcker hat 
es einmal so formuliert: Wir Deutsche brauchen 
Streitkräfte, um nicht herumgeschubst zu werden. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Von wem werden Sie denn geschubst?) 

Aber wenn Sie mich schon fragen, wer der Feind 
ist, dann verweise ich Sie wirklich auf die Instabilität 
der historischen Entwicklung. Die Geschichte ist 
nicht zu Ende. Wer behauptet hat, daß wir die end-
gültige Stabilität gewonnen haben, hat sich schon 
1990 gewaltig getäuscht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nachdem wir hier große Fortschritte gemacht haben, 
haben wir sehr schnell mit dem Jugoslawien-Kon flikt 
zu tun bekommen. Also, gehen Sie einmal weg von 
der Position, immer einen Feind zu suchen. Wir brau-
chen Streitkräfte zum Schutz der Souveränität unse-
res Landes. Zusammen mit anderen im Bündnis, aber 
durchaus auch in der Kooperation mit Rußland wol-
len wir für Stabilität in Europa sorgen. 

Sie sehen beim Einsatz in Bosnien, wo russische 
Soldaten mit amerikanischen, deutschen, polnischen, 
englischen und französischen Soldaten zusammenar-
beiten und wo unsere Flugzeuge eingesetzt werden, 
wie wichtig es ist - das Böse auf Erden gibt es nach 
wie vor -, ein Instrument zu haben, um im Auftrag 
der Völkergemeinschaft notfalls einzugreifen. 

Ich sage Ihnen voraus: Bei Konflikten in der Zu-
kunft werden einige von Ihnen ganz schnell auf die 
Hardthöhe kommen und fragen - ich habe es erlebt 
und habe größten Respekt vor diesen Kolleginnen 
und Kollegen -: Wie lange schaut ihr diesen Massa-
kern noch zu? Es ist zutiefst unmoralisch, ihnen wei-
ter zuzuschauen. Diese Kolleginnen und Kollegen 
werden ganz schnell auf der Hardthöhe sein. Dann 
werde ich in der glücklichen Lage sein - bzw. mein 
Nachfolger -, ihnen zu sagen: Wir haben ein moder-
nes Flugzeug; und wenn ein solcher Einsatz notwen-
dig ist, können wir ihn gegenüber den Soldaten ver-
antworten. 

Die MiG 29 haben wir weiter benutzt, werden wir 
auch weiter benutzen. Es ist aber ein Flugzeug der 
zurückliegenden Generation. 

(Zustimmung des Abg. Manfred Opel [SPD]) 

- Da nickt sogar der Kollege General Opel. Es ist 
nicht vergleichbar mit dem Eurofighter, nicht ver-
gleichbar mit dem, was wir brauchen. 

Daß ich keine Berührungsängste hinsichtlich einer 
technologischen Zusammenarbeit mit Rußland und 
Ukraine habe, können Sie vielleicht daran erkennen, 
daß ich eine Initiative ergriffen habe, eine Koproduk-
tion von Airbus mit Rußland und der Ukraine im Hin-
blick auf die Antonow als ein gemeinsames europä-
isches Transportflugzeug zu prüfen. Ich habe über-
haupt keine Berührungsängste. Wo es eine Chance 
gibt - auch die Luftwaffe hat gesagt: den Versuch mit 
der Antonow ist es we rt , gemacht zu werden -, da  

machen wir das. Die MiG 29 kommt als ein Flugzeug 
für die erste Hälfte des nächsten Jahrhunderts aus 
vielerlei Gründen aber nicht in Frage. 

Ich muß aber auch sagen: Es ist ein gutes Flug-
zeug. Ich bin stolz auf unsere Entscheidung, daß wir 
dieses Flugzeug weiter geflogen haben. Die Piloten, 
die aus der NVA gekommen sind, haben zu Recht ei-
nen Waffenstolz. Es war nicht alles Schrott, was sie 
dort  gehabt haben. 

(Heinrich Graf von Einsiedel [PDS]: Hört! 
Hört!) 

Vieles haben wir abgerüstet und verschrottet. Mit 
modernen Waffensystemen sind wir aber fair umge-
gangen. Die MiG 29 ist ein Beispiel dafür. Sie wird 10 
bis 15 Jahre geflogen sein, bis sie abgelöst wird. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie dann hoffentlich auch!) 

Das wird in Laage der Fall sein. Die Phantom und die 
MiG werden gemeinsam durch den Eurofighter ab-
gelöst. 

18 000, das ist die Zahl, die von der Indust rie ge-
nannt wird. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha! - Gernot Erler [SPD]: Aber 

rechnen können Sie doch auch!) 

- Was heißt hier „aha"? Ich meine, die Industrie muß 
es am besten beurteilen können. Wir können solche 
Zahlen ja nicht in die Welt setzen. Ich weiß gar nicht, 
wie Sie die Industrie aus dieser Verantwortung her-
auslassen wollen. Sie haben gesagt: 18 000, wenn das 
Programm im Gange ist. 

Ich glaube, daß die Effekte darüber hinaus noch 
viel größer sind. Das sind ja nicht irgendwelche 
„McDonald's-Arbeitsplätze"; sondern es sind Ar-
beitsplätze von strategischer Bedeutung. Das wird ei-
nen Effekt auf die Chancen in der zivilen Luftfahrt 
Europas haben. Nach meiner Meinung geht der qua-
litative Aspekt noch weit über diesen quantitativen 
von 18 000 hinaus. Wenn es Ihnen ein Herzensanlie-
gen ist, sollte es Ihnen auch möglich sein, diesem 
Flugzeug zuzustimmen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön, 
Herr Minister. - Ich beende jetzt die Befragung zu 
den Themenbereichen der Kabinettsitzung. 

Es werden jetzt noch zwei freie Fragen zugelassen. 
Sie betreffen den Palast der Republik. Wer wird 
diese Fragen beantworten? - Das Bauministerium. 

Dann rufe ich die Frage des Kollegen Warnick auf. 

Klaus-Jürgen Warnick (PDS): Ich habe vier Sätze 
als kurze Einleitung. Am 1. Oktober 1997 verkündete 
Bundesbauminister Professor Klaus Töpfer in einer 
Pressekonferenz, daß am 15. Oktober 1997 mit der 
Asbestsanierung des Palastes der Republik in Berlin 
begonnen wird. In diesem Zusammenhang verwies 
er darauf, daß zwar das Gebäude selbst - - 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Moment! Sie 
dürfen jetzt keinen langen Sachverhalt darstellen. 
Sie müssen eine Frage stellen. 

Klaus-Jürgen Warnick (PDS): Sonst erschließt sich 
das eigentlich gar nicht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Freie Fragen 
müssen Sie auch frei stellen. Das sind einfach unsere 
Regeln. 

Klaus-Jürgen Warnick (PDS): Zahlreiche Aktivitä-
ten, Verlautbarungen, Tatsachen und Indizien lassen 
den Schluß zu, daß am 15. Oktober nicht nur die As-
bestsanierung, sondern auch der unwiederbringliche 
Abriß des Palastes der Republik eingeleitet wird. 
Deshalb frage ich: Hält es die Bundesregierung wei-
terhin für sachgerecht, daß über die zukünftige Ge-
staltung der Berliner Mitte einschließlich des Palastes 
der Republik statt des Deutschen Bundestages als 
dem Souverän des Volkes nur ein gemeinsamer Aus-
schuß der Bundesregierung und des Berliner Senats 
entscheidet und entsprechende Tatsachen unter an-
derem mittels inhaltlicher Vorgaben für ein Interes-
sensbekundungsverfahren schafft? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Warnick, 
ich muß Sie jetzt wirklich bitten: Wenn Ihre Frage als 
freie Frage zugelassen ist, müssen Sie sie auch frei 
stellen. Auch für den, der auf eine freie Frage ant- 
worten soll, ist es einfacher, auf eine frei gestellte 
Frage zu antworten als auf eine, die Sie ablesen. 
Wenn Ihnen Ihre Frage wichtig ist, werden Sie sie 
wohl auch selbst formulieren können. 

Klaus-Jürgen Warnick (PDS): Es liegen zwei dies-
bezügliche Anträge vor. Ich frage erstens, wann hier 
eine Entscheidung zu erwarten ist und ob vorher 
schon vollendete Tatsachen geschaffen werden sol-
len. 

Zweitens frage ich: Welche Konsequenzen zieht 
die Bundesregierung aus dem Votum zu einer Peti-
tion mit 82 000 Unterschriften, das hier am 5. Juni 
1997 beschlossen wurde, in dem es heißt, den Palast 
der Republik in Berlin Mitte zu sanieren find in ei-
nem im wesentlichen unveränderten Zustand einer 
öffentlichen Nutzung zuzuführen? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Warnick, Ihre Frage ist so um-
fangreich, daß ich sie aus dem Stegreif nicht beant-
worten kann. Ich bitte Sie, daß ich Ihnen zu diesen 
Themen eine schriftliche Antwort zukommen lassen 
kann. Der Palast der Republik stand heute auf keiner 
Tagesordnung. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Und das, 
obwohl Sie darauf eingestimmt waren! Sie 

wußten, daß die Fragen kommen!) 

- Nein, ich wußte es nicht. Ich bin eben erst aus Ber

-

lin gekommen und dann direkt in den Ausschuß und 

dann hierher gegangen. Es stand nicht auf der Ta-
gesordnung. 

(Rudolf Bindig [SPD]: Die Bundesregierung 
sieht, weiß und hört nichts!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Damit ist Ihnen 
eine schriftliche Beantwortung angeboten worden. 
Ich glaube, bezüglich dieser Frage können wir jetzt 
nichts weiter machen. 

Ich rufe dann die Frage der Kollegin Christa Luft 
auf. 

Dr. Christa Luft (PDS): Frau Präsidentin! Herr 
Staatssekretär, inwieweit hat sich die Bundesregie-
rung dafür eingesetzt, daß der Palast der Republik 
als Denkmal anerkannt wird? Es gibt im Berliner Be-
zirksamt Mitte Gutachten, die angefertigt worden 
sind, die auf die Denkmaleigenschaften des Palastes 
der Republik hinweisen. Ich erinnere an die Gutach-
ten des Architekten Volker Hübner und der Kunsthi-
storikerin Christiane Oehmig. 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Frau Kollegin Luft, auch diese Frage muß ich 
schriftlich beantworten. Es gab mehrfach Aussagen 
des Bundesministers, was er im Zusammenhang mit 
dem Palast unternommen hat. Es sieht nach wie vor 
so aus, daß nach der Asbestsanierung über die wei-
tere Verwendung entschieden wird. 

Dr. Christa Luft  (PDS): Darf ich kurz nachfragen? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

Dr. Christa Luft (PDS): Herr Staatssekretär, Sie 
können dann aber sicher sagen, wie lange es nach 
Auffassung der Bundesregierung dauern wird, bis 
die Mitte Berlins wieder in einen akzeptablen Zu-
stand versetzt wird und die Bauzäune und Baustellen 
verschwinden? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Frau Kollegin Luft, ich glaube, Sie alle haben 
in Berlin gesehen, wie zügig in der Stadt und im 
Stadtzentrum gebaut wird. Auch die Regierungsbau-
ten liegen im Plan, so daß wir vom heutigen Stand-
punkt aus davon ausgehen, daß die Mehrheit der 
Bauten bis zum Jahre 2000 fertig ist. Ich glaube, das 
ist ein sehr zügiges Bautempo in der Stadt Berlin. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Damit sind wir 
am Ende der Befragung der Bundesregierung. Da 
jetzt Irritationen in bezug auf die freien Fragen ent-
standen sind, möchte ich erklären, wie die Sache 
war: Die für den Tagesordnungspunkt vorgesehene 
Zeit war längst überschritten. Aber wegen der vielen 
Nachfragen zu dem Kabinettsthema habe ich diese 
Fragen zugelassen. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer 

Darüber hinaus gabe es aber noch - das war mit 
der Verwaltung abgesprochen - Dringliche Fragen, 
wo den Fragestellern zugesichert worden ist, daß die 
Fragen nicht als Dringliche Fragen, sondern als freie 
Fragen zugelassen sind. Das waren die beiden Fra-
gen des Kollegen Warnick und der Kollegin Luft. 
Diese mußte ich auf Grund der gegebenen Zusage 
zulassen, obwohl die Zeit jetzt über 20 Minuten über-
schritten ist. Weitere freie Fragen kann ich deswegen 
aus Gleichberechtigungsgründen nicht mehr zulas-
sen und bitte die Kollegen, das zu verstehen. Damit 
beenden wir den Punkt „Befragung der Bundesre-
gierung". 

Wir kommen jetzt zur normalen Fragestunde, das 
ist Tagesordnungspunkt 2: 

Fragestunde 

- Drucksache 13/8657 - 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Verteidigung. Zur Beantwor-
tung ist der Herr Staatssekretär Rose erschienen. 

- Bitte, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe die Frage 1 des Kollegen Bahr auf: 

Hält die Bundesregierung, angesichts eines durch die weltpo-
litische Lage veränderten Verteidigungsauftrages der Bundes-
wehr, an der bisher geltenden Truppenübungsplatzkonzeption 
fest? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Sehr geehrter Herr Kol-
lege Bahr, die grundlegend geänderten sicherheits-
politischen Bedingungen und die gewachsene inter-
nationale Verantwortung Deutschlands haben Aus-
wirkungen auf die Rolle, den Auftrag, die Struktur 
und die Ausrüstung des Heeres gehabt. 

Auf dieser Grundlage wurden für den Ausbil-
dungsbedarf der deutschen Streitkräfte und der in 
Deutschland stationierten alliierten Bündnispartner 
Umfang und Zweckbestimmung der Truppen-
übungsplätze ermittelt. Die Deckung dieses Ausbil-
dungsbedarfs wurde nach abschließender Beratung 
im Deutschen Bundestag am 14. Januar 1993 durch 
den Bundesminister der Verteidigung im Truppen-
übungsplatzkonzept vom 11. März 1993 festgelegt 
und gleichzeitig dessen Realisierung angeordnet. 

Da sich die weltpolitische Lage in den Jahren nach 
dieser Beschlußfassung durch den Deutschen Bun-
destag nicht verändert hat, wird an der geltenden 
Truppenübungsplatzkonzeption festgehalten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? 

Ernst Bahr (SPD): Ich wollte zu meiner zweiten 
Frage nachfragen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dann rufe ich 
die Frage 2 auf: 

Wie ist die Haltung der Bundesregierung zu dem Umstand, 
daß es in den neuen Ländern mindestens einem Fall - Ruppiner 
Heide/Brandenburg  - gibt, in dem ein Truppenübungsplatz,  

der vorher ausschließlich von der ehemaligen Westgruppe der 
sowjetischen Truppen (WGT) genutzt wurde, von der Bundes-
wehr bereits vor dem Abschluß noch laufender förmlicher Pla-
nungs- bzw. Vermögenszuordnungsverfahren als Schieß- und 
Bombenabwurffplatz genutzt wird, und sind der Bundesregie-
rung weitere derartige Fälle bekannt? 

Bitte. 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Zu Ihrer zweiten Frage, 
Herr Kollege Bahr, darf ich folgendes sagen: Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß das Übungs-
gelände in der Ruppiner Heide als Vermögen der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
gemäß Art . 21 Abs. 1 des Einigungsvertrages Bun-
desvermögen geworden ist und daß das Land Bran-
denburg gemäß Nr. 12 des Protokolls zum Einigungs-
vertrag über die weitere Inanspruchnahme durch die 
Bundeswehr lediglich zu unterrichten und ein förmli-
ches Planungsverfahren danach nicht erforderlich ist. 

Mit dem Beitritt der fünf neuen Länder wurde die 
Bundesrepublik Deutschland zur Nutzung aller auf 
dem Boden der ehemaligen DDR befindlichen militä-
rischen Anlagen berechtigt, unter anderem auch des 
Truppenübungsplatzes Wittstock in der Ruppiner 
Heide. Dies ist unmittelbar Ausfluß des Eigentums-
überganges gemäß Art . 21 Abs. 1 des Einigungsver-
trages. Sollte dies durch die anhängigen verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren nicht bestätigt werden, 
ist der Bund jedenfalls über Art. 2 Abs. 2 des Zustim-
mungsgesetzes zum deutschsowjetischen Truppen-
abzugsvertrag, der nicht nur auf die vorzeitige Besitz-
einweisung nach § 38 Landbeschaffungsgesetz, son-
dern insgesamt auf das Landbeschaffungsgesetz ver-
weist, nutzungsberechtigt. 

Da rechtskräftig über die Nutzung noch nicht ent-
schieden worden ist, findet zur Zeit keine militärische 
Nutzung als Luft-/Boden-Schießplatz statt. Die Luft-
waffe nutzt den Platz allerdings für Überflüge je 
nach Einsatzverfahren bis zu einer Mindesthöhe von 
30 Metern über Grund ohne Abwurf von Munition. 
Das Heer führt do rt  vereinzelt Ausbildung und 
Übungen bis auf Einheits- und Kompanieebene 
durch. Vergleichbare Verwaltungsstreitverfahren zu 
Truppenübungsplätzen liegen nicht vor. 

Ernst Bahr (SPD): Sehen Sie andere Zustände in 
bezug auf die ehemaligen amerikanischen, französi-
schen und englischen Truppenübungsplätze, was die 
Nachnutzung bet rifft, im Vergleich zu den ehemals 
sowjetisch genutzten Truppenübungsplätzen? Gibt 
es da aus Ihrer Sicht Unterschiede? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Es gibt keine vergleichba-
ren Umstände. Der Zusammenhang, der möglicher-
weise mit Wildflecken hergestellt wird, ist nicht zu 
bestätigen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Keine weiteren 
Nachfragen. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär Rose. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer 

Zu den Fragen 3 und 4 ist um schriftliche Beant-
wortung gebeten worden. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen damit zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau. Beantworten wird die Fragen der Parla-
mentarische Staatssekretär Günther. 

Ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Jörg Tauss 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die finanzielle Situation 
der Frankfurter Siedlungsgesellschaft (FSG), die mehrheitlich 
im Sitz des Bundes ist? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Sehr geehrter Herr Kollege Tauss, die Frank-
furter Siedlungsgesellschaft (FSG) erzielte im abge-
laufenen Geschäftsjahr 1996 einen Jahresüberschuß 
- nach Steuern, das muß man dazusagen - in Höhe 
von 12,6 Millionen DM. 1995 waren es 10,2 Millionen 
DM. Das Eigenkapital der Gesellschaft finanzierte 
am Bilanzstichtag 31. Dezember 1996 rund 26 Prozent 
der Bilanzsumme. 

Nach dem Testat des Abschlußprüfers ist die Fi-
nanzlage des Unternehmens 1996 ausgeglichen. Das 
notwendige Eigenkapital für die in den Jahren 1997 
und 1998 geplanten Bau-, Modernisierungs- und In-
standhaltungsmaßnahmen ist vorhanden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage? - 
Bitte. 

Jörg Tauss (SPD): Haben Sie in Anbetracht dieser 
Entwicklung vor, die FSG, die sich im Besitz des Bun-
des befindet, ganz oder teilweise an Dritte zu veräu-
ßern? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Tauss, Sie kennen den Stand in 
bezug auf das Privatisierungsverfahren. Der Bund 
führt gegenwärtig, unterstützt durch eine Invest-
mentbank, Verkaufsverhandlungen durch. In diesen 
Verhandlungen geht es auch darum, daß einer der 
beiden Mitgesellschafter - das ist das Land Hessen 
bzw. die Stadt Frankfurt - zustimmen muß. Es ist ge-
genwärtig noch nicht abzusehen, wie diese Ver-
kaufsverhandlungen ausgehen werden und wie 
demzufolge das Ergebnis aussehen wird. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Noch eine 
Nachfrage? - Nein. 

Dann rufe ich die Frage 6 des Abgeordneten Jörg 
Tauss auf: 

Welchen Sanierungsbedarf sieht sie im Wohnungsbestand 
der FSG, und über welche Sanierungsrücklagen verfügt die 
Gesellschaft unter Berücksichtigung der Mieterrücklagen für 
Instandhaltung? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Tauss, der Wohnungsbestand  

der FSG befindet sich durchweg in einem guten Er-
haltungszustand. Nach einer Untersuchung eines re-
nommierten Forschungsinstituts aus dem Jahre 1996 
wurde bei 72 Prozent der Wohnungen ein guter bis 
sehr guter Erhaltungszustand festgestellt; bei 20 Pro-
zent war er befriedigend; lediglich bei 7 Prozent der 
Bestände wurde ein Instandhaltungsbedarf gesehen. 

In der Frage wird nach dem Sanierungsbedarf ge-
fragt. Er besteht also in diesem Sinne nicht. 

Der Gesellschaftsvertrag der FSG sieht die Bildung 
einer Rücklage für Bauinstandhaltung vor, deren Do-
tierung und Verwendung festgelegt ist. Die Regelung 
sieht eine Pflichtdotierung dann vor, wenn der In-
standhaltungsaufwand pro Jahr unter den berech-
nungsrechtlichen Mietbestandteilen liegt. Im umge-
kehrten Fall darf ein entsprechender Betrag der 
Rücklage entnommen werden. 

In der Praxis ist die Rücklage regelmäßig mit dem 
nach Ausschüttung der Dividende und Bedienung 
der satzungsmäßigen Rücklage überschießenden Be-
trag aufgestockt worden. Der Gesamtbetrag der 
Rücklage betrug per 31. Dezember 1996 116 Millio-
nen DM. 

Das Unternehmen plant seine Instandhaltung in al-
ler Regel so, daß es jahresbezogen mehr Finanzmittel 
aufwendet, als über die in der Miete kalkulierten In-
standhaltungsanteile eingenommen wird. So weist 
der Bericht des Abschlußprüfers Mehrkosten für das 
Jahr 1995 in Höhe von rund 4 Millionen DM und für 
das Jahr 1996 von 1,5 Millionen DM aus. In den zu-
rückliegenden zehn Jahren überstiegen die Aufwen-
dungen die entsprechenden Einnahmen. 

Die Gesellschaft budgetiert die Instandhaltung im 
Rahmen einer Fünfjahresplanung nach unternehme-
rischen Gesichtspunkten, die primär an dem Ziel der 
Substanzerhaltung und der technisch notwendigen 
Modernisierung orientiert sind. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Nachfrage, 
bitte. 

Jörg Tauss (SPD): Wie will die Bundesregierung 
sicherstellen, daß im Falle des von Ihnen gerade an-
gedeuteten erwogenen Verkaufs an spekulativ tätige 
Investoren die Einlagen der Mieter, die, wie von Ih-
nen geschildert, eine beträchtliche Höhe erreicht ha-
ben, geschützt werden und dem eigentlichen Ver-
wendungszweck, sprich: Sanierung und Unterhalt 
der Wohnungen, entsprechend zufließen? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Die Bundesregierung sieht bei der Vertrags-
gestaltung die, wie ich Ihnen bereits gesagt habe, 
noch nicht abgeschlossen ist, vor, daß in einem Zeit-
raum von insgesamt zehn Jahren keine wesentlichen 
Veränderungen in der Gesellschaft vorgenommen 
werden dürfen; wenn der Wunsch von Mietern be-
steht, die Wohnungen privat zu kaufen g  wird dies 
möglich sein. 
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Jörg Tauss (SPD): Die Möglichkeit des privaten 
Verkaufs bzw. Kaufs wird von Ihnen ausdrücklich 
vorgesehen und nicht nur die von blockweisen Ver-
käufen an Investoren, wie dies von mir geschildert 
worden ist? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Ja, der private Verkauf an den Mieter wird 
vorgesehen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Vielen Dank, 
Herr Staatssekretär. 

Dann verlassen wir diesen Geschäftsbereich und 
kommen zum Geschäftsbereich des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung. 

Ich rufe die Frage 7 der Abgeordneten Dr. Uschi 
Eid auf: 

Auf welche Tatsachen stützt sich das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, wenn sein Pressesprecher ge-
genüber Vertretern der Deutschen Welthungerhilfe und „Terre 
des Hommes" als Reaktion auf deren kritische Bestandsaufnah-
me der deutschen Entwicklungspolitik — laut „Tagesspiegel" 
vom 5. September 1997— seine Hoffnung ausdrückt, „daß die 
beiden Herren mit ihren Spendengeldern verantwortungsvoller 
umgehen als mit den Zahlen, die sie in die Welt gesetzt ha-
ben"? 

Beantworten wird diese Frage der Staatssekretär 
Hedrich. 

Klaus-Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Liebe Kollegin Frau Dr. Eid, die 
Presseerklärungen des Geschäftsführers der Welt-
hungerhilfe, Dr. Volker Hausmann, und des Ge-
schäftsführers von Terre des Hommes, Peter Mucke, 
enthielten zum Teil irreführende und auch unrichtige 
Behauptungen. Wir haben das insofern bedauert, 
weil wir mit diesen beiden Organisationen sehr in-
tensiv zusammenarbeiten. Vor allem spielte die Be-
hauptung eine Rolle, daß der Anteil der deutschen 
Entwicklungshilfe am Bruttosozialprodukt 1997 auf 
0,29 Prozent zurückgehen werde. Dies haben wir in 
unserer Presseerklärung, auf die Sie Bezug genom-
men haben, als reine Spekulation bzw. als Lesen aus 
dem Kaffeesatz bezeichnet. 

Die letzte offizielle Zahl, die vorliegt, ist die für das 
Jahr 1996. Sie stammt vom Entwicklungskomitee der 
OECD, also der Gemeinschaft der Industriestaaten: 
0,32 Prozent. Damit liegen wir um 0,07 Prozentpunkte 
über dem Durchschnitt der Leistungen für Entwick-
lungsländer, der nur bei 0,25 Prozent liegt. Ich 
glaube, daß wir uns mit dieser Bilanz verhältnismäßig 
gut sehen lassen können. Zahlen für 1997 werden - 
das ist der Mechanismus der OECD - erst im näch-
sten Jahr vorliegen. Für 1998 werden wir erst im 
Jahre 1999 eine Aussage bekommen. 

Insgesamt ist die Aussage dieser beiden Organisa-
tionen mindestens - wenn ich höflich sein will - als 
irreführend zu bezeichnen, weil die Welthungerhilfe 
und Terre des Hommes Teil der Entwicklungspolitik 
sind. Wenn also der Haushalt meines Bundesministe-

riums und der Haushalt 1998 insgesamt als kein Bei-
trag zur globalen Friedenssicherung und Zukunftssi-
cherung betrachtet werden, dann desavouiert die 
Welthungerhilfe ihre eigene Arbeit. 

Ich nenne Ihnen nur folgende Zahlen, damit wir 
wissen, wovon wir reden: Die Welthungerhilfe ver

-

fügt über einen Jahresetat von rund 130 Millionen 
DM. Von diesem Etat entfallen nur noch knapp 
40 Prozent auf Spendenmittel. Alle anderen Mittel 
sind also öffentliche Mittel, auch aus dem Haushalt 
des BMZ. Ausgerechnet diesen Haushalt, aus dem 
sie Mittel für ihre eigene Arbeit bekommen, desavou-
ieren sie. Für diese Vorgehensweise dieser beiden 
Organisationen haben wir nicht das geringste Ver-
ständnis. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage der 
Kollegin Eid. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Stim-
men Sie mir zu, daß die Aussage des Pressesprechers 
unterstellt, daß Terre des Hommes und die Deutsche 
Welthungerhilfe mit ihren Spendengeldern unse riös 
umgehen? 

Klaus-Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wi rtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Nein, das kann ich in keiner Weise 
bestätigen. Der Pressesprecher hat darauf hingewie-
sen, er gehe davon aus, daß die beiden Organisatio-
nen mit ihren Spendenmitteln besser umgehen als 
mit ihren öffentlichen Erklärungen. Ich gebe zu, liebe 
Frau Kollegin Eid: Die Formulierung ist eine polemi-
sche. Aber wie man in den Wald hineinruft, so schallt 
es heraus. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie 
soll dann der Bundespräsident, Herr Herzog, der 
Schirmherr der Deutschen Welthungerhilfe ist, wenn 
er den Berliner „Tagesspiegel" liest, folgende Aus-
sage Ihres Pressesprechers interpretieren, die dort 
über seine Organisation geschrieben steht: 

Es sei zu hoffen, „daß die beiden Herren 

- gemeint sind die Vertreter von Terre des Hommes 
und Deutscher Welthungerhilfe - 

mit ihren Spendengeldern verantwortungsvoller 
umgehen als mit den Zahlen, 

- „Zahlen"; Sie haben nur von einer Zahl gespro-
chen, die nicht ganz präzise war, aber hier heißt es 
„Zahlen", das heißt also, viele - 

die  sie in die Welt gesetzt haben", so Sprecher 
Kreuz? 

Klaus-Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Ich kann nur wiederholen, was ich 
eben gesagt habe. Wir wollen damit zum Ausdruck 
bringen, daß wir in der Tat hoffen - ich unterstelle, 
daß die Realität so ist -, daß sie in ihrem eigenen Ge-
schäftsbereich mit Geldern, die sie von Bürgern an-
vertraut bekommen, so korrekt umgehen, wie es üb- 



17656 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 196. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. Oktober 1997 

Parl. Staatssekretär Klaus-Jürgen Hedrich 

lich und notwendig ist und daß ihre interne Vorge-
hensweise verantwortungsvoller ist, als öffentlich 
Zahlen zu manipulieren, was ich für keine angemes-
sene Vorgehensweise halte. 

Übrigens, wenn Sie das schon ansprechen: Ich 
meine in der Tat, daß Herr Dr. Hausmann auch sei-
nem Schirmherrn, also dem Bundespräsidenten, mit 
dieser Attacke keinen Gefallen getan hat, weil er da-
mit insgesamt den Einsatz des Bundespräsidenten 
für entwicklungspolitische Anliegen desavouiert. 
Das halte ich für keine tolle Sache. 

Aber wenn Sie schon diese Dinge ins Gespräch 
bringen, kann ich nur darauf verweisen, daß die Vor-
sitzende der Welthungerhilfe, Frau Ingeborg Schäu-
ble, sich äußerst positiv über die Leistungen des Bun-
desministeriums für ihre eigene Organisation und für 
die Entwicklungspolitik insgesamt geäußert hat. 
Vielleicht trägt aber auch diese Diskussion, die wir 
jetzt - 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN)]: Das ist nicht Gegenstand meiner 
Frage!) 

- Liebe Frau Kollegin Eid, Sie können mich nicht 
dazu zwingen, daß ich Ihnen das antworte, was Sie 
gerne hören möchten. 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Aber meine Frage zu beantworten!) 

Sie dürfen das fragen, was Sie für richtig halten. Frau 
Präsidentin, ich glaube, ich darf das antworten, was 
ich für richtig halte. 

Deshalb trägt vielleicht unsere heutige Diskussion 
dazu bei, daß sich die Welthungerhilfe oder andere 
verantwortliche Leute - ich schätze Herrn 
Dr. Hausmann sehr - in einer sehr wichtigen Nicht-
Regierungsorganisation überlegen, in welcher Form 
und in welchem Ausmaß sie die offizielle Politik kriti-
sieren. Ich habe nichts dagegen, daß wir kritisiert 
werden. Ganz im Gegenteil, das ist das Salz in der 
Suppe. Aber die Form und der Ton machen dann 
doch die Musik. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön. 
Es liegen keine weiteren Nachfragen mehr vor. Dann 
verlassen wir den Geschäftsbereich. Dank auch an 
den Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung auf. Die Fragen 8 
und 9 des Abgeordneten Dr. Peter Struck werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen damit zur Frage 10 des Abgeordneten 
Bindig, die der Staatssekretär Kraus beantworten 
wird: 

Welche konkreten Maßnahmen hat der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, Dr. Norbe rt  Blüm, in seiner Ei-
genschft als Bundesminister und Mitglied der Bundesrgierung 
m der Vergangenheit ergriffen, um die weltweite Kinderarbeit 
zu bekämpfen, und welche konkreten Maßnahmen sind von 
ihm für die nähere Zukunft geplant. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Bindig, Bundesminister Dr. Norbe rt  Blüm hat in den 
letzten Jahren in vielfältiger Weise Maßnahmen zum 
Kampf gegen Kinderarbeit in der Welt ergriffen. Die 
weittragendste dieser Maßnahmen war im Septem-
ber 1990 die in Abstimmung mit dem Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und dem Bun-
desminister der Finanzen gemachte Zusage, der In-
ternationalen Arbeitsorganisation zunächst fünf 
Jahre lang jährlich bis zu 10 Millionen DM für ein 
weltweites Vorgehen gegen Kinderarbeit zur Verfü-
gung zu stellen. 

Die IAO führt mit diesen Mitteln seit 1991 das von 
ihr entwickelte Internationale Programm zur Beseiti-
gung der Kinderarbeit durch. 1995 sagte die Bundes-
regierung anläßlich des VN-Weltgipfels für Sozial-
entwicklung wiederum auf Initiative von Bundesmi-
nister Dr. Blüm der IAO die Fortsetzung der Förde-
rung von IPEC für weitere fünf Jahre im bisherigen 
Umfang zu. Diese Zusage wurde eingehalten. 

Nach bescheidenen Anfängen in zunächst sechs 
Ländern führt IPEC heute in 26 Ländern in allen Tei-
len der Welt über 800 Einzelprogramme durch. In 15 
weiteren Ländern sind Vorbereitungsarbeiten ange-
laufen. Möglich wurde diese Ausweitung auch des-
halb, weil sich, beeindruckt von den Erfolgen des 
Programms, aber auch angeregt durch häufiges Wer-
ben des Ministers auf internationalen Treffen, in den 
letzten beiden Jahren weitere Geberländer an der fi-
nanziellen Förderung von IPEC beteiligen. 

Darüber hinaus hat Bundesminister Dr. Blüm in der 
deutschen Öffentlichkeit ebenso wie bei internatio-
nalen Begegnungen zu gemeinsamen Anstrengun-
gen im Kampf gegen die Kinderarbeit aufgerufen. Er-
innert sei an sein mehrfaches öffentliches Eintreten 
für Kennzeichnungsinitiativen im Handel mit hand-
geknüpften Orientteppichen, zum Beispiel „Rug-
mark", aber auch an seine deutlichen Worte gegen-
über maßgeblichen Politikern anläßlich seiner 
Indienreise 1995. 

Der Minister wird auch in Zukunft jede sich bie-
tende Gelegenheit nutzen, um in der deutschen wie 
in der internationalen Öffentlichkeit das Bewußtsein 
dafür zu stärken, daß ausbeuterische Kinderarbeit 
ein unerträgliches Übel ist, gegen das mit allen Mit-
teln vorgegangen werden muß. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

Rudolf Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben das Engagement des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung im Rahmen der ILO, des IPEC-
Programms, und seine Äußerungen in der Offentlich-
keit genannt. Ich möchte Sie fragen, ob sich der Bun-
desminister auch im Kabinett darum bemüht hat, 
sich gegenüber anderen Resso rts, zum Beispiel dem 
Bundeswirtschaftsministerium, für die Abschaffung 
der Kinderarbeit einzusetzen, um so eine kohärente 
Politik der Bundesregierung auf diesem Sektor zu er-
reichen. 
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Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Bei dem auch 
Ihnen bekannten Engagement des Ministers im 
Kampf gegen Kinderarbeit tritt er natürlich überall, 
also auch im Kabinett, soweit es möglich ist, dafür 
ein, Initiativen zu ergreifen und dafür zu werben, daß 
sich auch andere Resso rts für ein Vorgehen gegen 
Kinderarbeit einsetzen. 

Rudolf Bindig (SPD): Angesichts der Tatsache, daß 
nach meiner Meinung eine kohärente Politik der ge-
samten Bundesregierung zur Bekämpfung der Kin-
derarbeit nicht zu erkennen ist, möchte ich doch 
noch einmal nachfragen, ob er zum Beispiel gegen-
über dem Bundesminister für wi rtschaftliche Zusam-
menarbeit die Forderung erhoben hat, die zur Be-
kämpfung der Kinderarbeit wichtigen Mittel für die 
Grundbildung bereitzustellen. Da in diesem Bereich 
Mittel gekürzt werden, möchte ich wissen, ob er sich 
darum bemüht, daß die Mittel des BMZ für die 
Grundbildung wieder erhöht werden, um damit Kin-
derarbeit wirksam zu bekämpfen. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich kann jetzt 
nicht auf seine Bemühungen in bezug auf einen ein-
zelnen Haushaltstitel eingehen, weil ich dieses nicht 
ohne weiteres weiß. Ich habe aber vorhin schon dar-
auf hingewiesen, daß er diese Zusage an die IAO sei-
nerzeit nur machen konnte, weil es ihm gelungen ist, 
eine derartige Initiative mit dem Bundesminister der 
Finanzen und dem zuständigen Minister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zu starten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön. 
Ich rufe jetzt die Frage 11 des Abgeordneten Weier-
mann auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Überzeugung zahlrei-
cher Ökonomen, daß die neue Niedriglohnentwicklung in der 
Wirtschaft mehr Arbeitsplätze vernichtet als sie schafft? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich möchte 
gerne die Fragen 11 und 12 zusammen beantworten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gut. Dann rufe 
ich auch die Frage 12 auf: 

Trifft es zu, daß immer mehr Vollarbeitsplätze durch sozial-
versicherungsfreie, ungeschützte Teilzeitplätze ersetzt werden? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Weiermann, die Bundesregierung ist mit der großen 
Mehrheit der Wirtschaftswissenschaftler der Ansicht, 
daß moderate Lohnerhöhungen erforderlich sind, um 
die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland zu 
stärken und auf diese Weise neue Arbeitsplätze zu 
schaffen und die Arbeitslosigkeit zurückzuführen. 
Auch wenn sich die Binnennachfrage zur Zeit noch 
schwach entwickelt, trifft es nicht zu, daß höhere 
Lohnabschlüsse durch vermehrte Kaufkraft die wirt-
schaftliche Entwicklung stärken würden. Vielmehr 
ist die Kostenwirkung dera rtiger Lohnabschlüsse bei  

scharfem internationalen Wettbewerb zu berücksich-
tigen. Hohe Lohnabschlüsse würden die Gefahr be-
deuten, daß auf Grund des Kosteneffekts im Ender-
gebnis mehr Arbeitsplätze verlorengehen, als durch 
den Nachfrageeffekt geschaffen würden. 

Durch moderate Tarifabschlüsse und wechselkurs-
bedingte Preissenkungen hat sich hingegen die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wi rtschaft ver-
bessert, so daß Weltmarktanteile zurückgewonnen 
werden. Dies führt zu stärkerem Wirtschaftswachs-
tum und mehr Beschäftigung, so daß die Binnen-
nachfrage trotz moderater Lohnanhebungen durch 
steigende Beschäftigung wachsen kann. Im übrigen 
wäre es beschäftigungspolitisch kontraproduktiv, 
wenn die von Regierung und Opposition, Gewerk-
schaften und Arbeitgebern für notwendig erachtete 
Dämpfung der Lohnnebenkosten durch höhere 
Lohnabschlüsse konterkariert würde. 

In dieser Ansicht wird die Bundesregierung von 
der überwiegenden Mehrheit der Wirtschaftswissen-
schaftler unterstützt. Die führenden Wirtschaftsfor-
schungsinstitute schreiben in ihrem Frühjahrsgut-
achten 1997: 

Auch die moderate Lohnpolitik hat zu Verbesse-
rungen der internationalen Wettbewerbsposition 
Deutschlands beigetragen, ... 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung schrieb in seinem 
Jahresgutachten 1996/1997: 

Unbeschadet anderer Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Arbeitsmarktsituation kommen die Tarif-
vertragsparteien an der Einsicht nicht vorbei, daß 
mit Hilfe von Lohnzurückhaltung ... auch und ge-
rade die Lohnpolitik einen wichtigen Beitrag zur Lö-
sung der Arbeitsmarktprobleme leisten kann und 
muß. Je nachhaltiger und rascher diese Erkenntnis 
in die Tat umgesetzt wird, um so eher sind substan-
tielle Beschäftigungsgewinne zu erwarten ... 

Dasselbe wird im Jahresgutachten 1994/1995 mit 
ähnlichen Worten zum Ausdruck gebracht. 

Die zweite Frage beantworte ich wie folgt: Der Bun-
desregierung sind entsprechende Äußerungen be-
kannt. Gesichertes Datenmaterial zur Beantwortung 
der Fragestellung liegt nicht vor. Weder im Bereich 
der amtlichen Statistik noch durch gezielte Spezialun-
tersuchungen ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
diese Fragestellung empirisch aufgearbeitet worden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt haben Sie 
die Möglichkeit, mehrfach nachzufragen. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt - obwohl Ihre Worte das nicht ge-
rade signalisiert haben -, daß erzwungener Kaufkraft-
rückgang dazu führt, daß der Arbeitsmarkt nicht, wie 
es eigentlich notwendig wäre, belebt wird, weil letz-
ten Endes jene, die noch Produkte auf dem Markt 
nachfragen können, ihre Käufe auf Grund des er-
zwungenen Kaufkraftrückgangs und der entspre-
chend in geringerem Umfang zur Verfügung stehen-
den finanziellen Mitteln nicht tätigen? 
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Meine zweite Frage lautet: Glauben Sie nicht 
auch, daß immer mehr ungeschützte Arbeitsverhält-
nisse in der Bundesrepublik Deutschland, 610-DM-
Verträge, Scheinselbständigkeit und ähnliches, dazu 
führen, daß die, die sich nach wie vor ordentlichen 
unbefristeten Arbeitsverhältnissen zuwenden, letz-
ten Endes auf Grund einer Verzerrung der wirtschaft-
lichen Abläufe im Wettbewerb um Arbeitsplätze un-
terliegen? 

Das war meine zweite Frage. Ich glaube, ich habe 
vier Fragen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Sie haben vier 
Fragen. Sie müssen sie aber nicht alle nacheinander 
stellen. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Dann warte ich erst 
einmal die Antwort ab. Es ist klüger, daß wir so ver-
fahren. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ja, genau. - 
Bitte, Herr Staatssekretär. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich bedanke 
mich. 

Herr Kollege, zu Ihrer ersten Frage. Wenn die 
Nachfrage nicht vorhanden ist, weil das Geld fehlt, 
trägt dies natürlich nicht zur Belebung der Wi rtschaft 
bei. Allerdings bewirken Lohnerhöhungen, die nicht 
durch entsprechende Produktivitätsfortschritte ge-
deckt sind, ebenfalls, daß die Nachfrage nicht gestei-
gert werden kann, weil dera rtige Lohnerhöhungen - 
jedenfalls längerfristig gesehen - eine Inflationswir-
kung haben. Somit wird nichts gewonnen. 

Zu Ihrer zweiten Frage über die 610-DM-Arbeits-
verhältnisse. Wir haben dieses Thema erst vergan-
gene Woche in einer Aktuellen Stunde sehr ausgie-
big diskutiert. Ich weiß nicht, ob Sie anwesend wa-
ren. Im Rahmen dieser Diskussion wurde deutlich, 
daß natürlich auch die Bundesregierung, insbeson-
dere das Ministerium, dem ich angehöre, mit großer 
Sorge beobachtet, daß auf diesem Gebiet Entwick-
lungen zu registrieren sind, die außerordentlich 
schlecht sind und die unter anderem diese Umwand-
lung von Vollzeit- in 610-DM-Arbeitsverhältnisse be-
inhalten. 

Wir können aber - das sagte ich vorhin schon - 
keine konkreten Zahlen über das Ausmaß dieser 
Fehlentwicklungen vorlegen. Daß in diesem Bereich 
etwas getan werden muß, darüber sind wir uns einig. 
Wir haben allerdings - das wurde das letzte Mal 
auch gesagt - im Augenblick innerhalb der Koalition 
Schwierigkeiten, entsprechende Maßnahmen durch-
zuführen. Wir sind uns über den Weg, mit dem die-
sem Mißstand begegnet werden kann, noch nicht ei-
nig. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Weitere Zusatz-
frage? - Bitte. 

Wolfgang Weiermann (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Sie mit mir der Meinung, daß die gegenwärtig 
stattfindende Marktderegulierung gleichzeitig in 
eine Deregulierung der bestehenden Arbeitnehmer

-

schutzrechte einmündet? Das ist insbesondere bei 
den Regelungen bezüglich der Scheinselbständig-
keit und der 610-DM-Arbeitsverhältnisse der Fall. 
Sind Sie ferner mit mir der Meinung, daß Sie dieses - 
wie ich das eben im Rahmen meiner Fragen geschil-
dert habe - billigend in Kauf nehmen? Das ist meine 
erste Frage. 

Meine zweite Frage. Durch die Angst, keinen 
sicheren und unbef risteten Arbeitsplatz zu haben, 
wird auch das gesamte Sozialversicherungssystem in 
die Zange genommen, das letztlich nur funktionieren 
kann - das wissen Sie -, wenn über die sogenannte 
Blutzufuhr mehr Beiträge gezahlt werden. Sind nicht 
auch Sie der Meinung, daß es deswegen richtiger 
wäre, mit einem Mehr an sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung und einem Mehr an Einkommen 
die Sozialversicherungssysteme wieder in Schwung 
zu bringen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Sie haben in ei-
nem Punkt natürlich vollkommen recht: Es wäre 
ganz dringend erforderlich, daß wieder mehr Bei-
träge gezahlt werden, was letztendlich nur über ei-
nen höheren Grad der Beschäftigung erreicht wer-
den kann. Darüber gibt es sicherlich keine Mei-
nungsunterschiede. 

Ich dachte immer, daß über die Frage, ob eine De-
regulierung notwendig ist oder nicht, weitgehend Ei-
nigkeit im Haus - jedenfalls zwischen den großen 
Parteien - bestehen würde. Ich kenne sehr viele Aus-
sagen, auch aus Ihrer Partei, in denen immer wieder 
darauf hingewiesen wird, daß die Modernisierung 
der Wirtschaft und der Verwaltungsabläufe sowie die 
Verschlankung des Staates und eine Deregulierung 
der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zwingend 
erforderlich sind. In der Tat müssen wir aber aufpas-
sen, daß dies nicht zu Entwicklungen führt, die uner-
wünscht sind. 

Ich bin mit Ihnen der Auffassung, daß Scheinselb-
ständigkeit eine Erscheinung ist, die dringend der 
Beobachtung bedarf und bei der wir uns überlegen 
müssen, was wir dagegen tun können. Wir haben da-
bei allerdings ein großes Problem: Wir alle - auch 
Ihre Partei sagt das immer - wollen, daß sich mehr 
Menschen echt selbständig machen. Es besteht aber 
die Gefahr, daß dann, wenn man die Versicherungs-
pflicht oder ähnliches stärker ausweitet, auch die zar-
ten Pflänzchen echter Selbständigkeit, die sich ent-
wickeln, mit kaputtgemacht werden. Das wollen wir 
nicht. 

Im übrigen stimmen wir völlig darin überein, daß 
dann, wenn Scheinselbständigkeit regelmäßig dazu 
führt, daß Lohndumping stattfindet, sozial unge-
schützte Arbeitsverhältnisse geschaffen werden und 
später soziale Schwierigkeiten auftauchen, zum Bei-
spiel wenn jemand arbeitslos wird, krank wird oder 
ins Rentenalter eintritt, die Gesellschaft eintreten 
muß. Scheinselbständigkeit verhält sich - ich habe 
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das vor kurzem hier gesagt - zur echten Selbständig-
keit, wie sich früher die Arbeit der Tagelöhner zu der 
der Handwerksmeister verhalten hat. Das wollen wir 
in der Tat nicht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Bindig. 

Rudolf Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
hier angegeben und für die Bundesregierung beklagt 
haben, daß es keine genauen Kenntnisse über die 
Zahl der versicherungsfreien und ungeschützten 
Teilzeitarbeitsplätze gibt, frage ich Sie: Was unter-
nimmt die Bundesregierung - wenn das für den Zu-
stand unserer Gesellschaft ein ganz wichtiger Faktor 
ist -, um diese Unkenntnis zu beseitigen und sich 
hinreichend Informationen darüber zu beschaffen, 
wie viele solcher ungeschützten Arbeitsplätze es 
gibt, um damit dann Grundlagen für politische Ent-
scheidungen zu haben? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Bindig, ich habe nicht gesagt, die Bundesregierung 
wisse generell nicht, wie viele 610-DM-Arbeitsver-
hältnisse es gibt. Ich habe gesagt, wir wissen nicht, 
wie viele Vollzeitarbeitsplätze in 610-DM-Arbeitsver-
hältnisse umgewandelt worden sind. Das ist ein we-
sentlicher Unterschied. Über 610-DM-Arbeitsverhält-
nisse haben wir zwar nicht die neuesten Zahlen - wir 
versuchen derzeit, uns auf den neuesten Stand zu 
bringen -, aber wir haben entsprechende Zahlen 
wirtschaftswissenschaftlicher Institute aus dem Jahr 
1995 und auch, glaube ich, aus dem Jahr 1996. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben selber betont, wie sehr diese 610-DM-Jobs un-
ser soziales System gefährden. Wie viele 610-DM-Be-
schäftigte gibt es jetzt? Wenn Sie davon sprechen, 
daß Sie Zahlen von 1995 und vielleicht von 1996 ha-
ben: Liegt da nicht ein Versäumnis der Bundesregie-
rung vor, daß sie nicht die neuesten Zahlen hat, 
wenn diese Jobs das soziale System so gefährden? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich sehe hier 
überhaupt kein Verschulden der Bundesregierung. 
Bei derartig umfangreichen Erhebungen dauert es 
einfach eine gewisse Zeit, um an die Zahlen zu kom-
men. Wir sind praktisch ständig bemüht, unsere Zah-
len zu aktualisieren. Ich kann die genaue Zahl der 
Arbeitsverhältnisse, die auf 610-DM-Basis abgewik-
kelt werden, im Augenblick nicht aus dem Kopf nen-
nen, es sind bekanntlich mehrere Millionen. Ich bin 
aber selbstverständlich gerne bereit, Herr Ku-
batschka, Ihnen die Ergebnisse der letzten zur Verfü-
gung stehenden Untersuchungen zuzuleiten. 

Horst Kubatschka (SPD): Dafür danke ich. 

Jetzt meine zweite Frage. Sie sprachen selber von 
einer moderaten Lohnentwicklung. Diese hat zu ei-
ner Gewinnexplosion geführt. Hat diese Gewinn-
explosion zu mehr Arbeitsplätzen geführt? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich glaube, die 
Frage ist anders zu stellen. 

(Lachen bei der SPD und der PDS) 

- Selbstverständlich! Auch von Leuten aus Ihrer Par-
tei - ich denke zum Beispiel an Herrn Schröder - 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Ist der noch in 
der SPD?) 

wird überhaupt nicht bestritten, daß die Rahmenbe-
dingungen für die Wirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland, gemessen an der Notwendigkeit der 
Globalisierung und den Erwartungen der Investoren, 
weltweit gesehen, verbesserungsbedürftig sind. 

Es gab in der Tat, Herr Kubatschka, in verschiede-
nen Firmen und Bereichen Gewinnexplosionen. Es 
kann Ihnen aber nicht entgangen sein, daß wir auf 
der anderen Seite eine Pleitewelle haben wie seit vie-
len Jahren nicht mehr. Das heißt, eine pauschale 
Feststellung, wie Sie sie hier treffen - Gewinnexplo-
sion -, ist richtig und falsch: richtig in bezug auf ei-
nige wenige Bereiche und ganz sicher falsch in be-
zug auf die große Zahl mittelständischer, kleinerer 
Betriebe, insbesondere in benachteiligten Branchen 
wie dem Baugewerbe und dergleichen. Do rt  haben 
wir gegenläufige Entwicklungen zu beobachten. 

Warum ich gesagt habe, die Frage sei falsch ge-
stellt, möchte ich erläutern: Was wäre denn passiert, 
wenn die Lohnentwicklung nicht moderat gewesen 
wäre? Vermutlich wären noch sehr viel mehr Arbeits-
plätze verlorengegangen, als dies bisher bedauerli-
cherweise geschehen ist. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön, 
Herr Staatssekretär Kraus. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Verkehr. 

Ich rufe die Frage 13 des Abgeordneten Jürgen 
Koppelin auf: 

Aus welchen Gründen ist die bundeseigene Liegenschaft 
„Rheinhafen Oberwinter" vor dem Hintergrund knapper Haus-
haltsmittel des Bundes bisher nicht veräußert worden, obwohl 
es Kaufinteressenten gibt, und warum ließ die Bundesregierung 
zu, daß von der Oberfinanzdirektion Koblenz ein zweites Wert-
gutachten im laufenden Ausschreibungsverfahren nach Öff-
nung der Angebote erstellt wurde? 

Beantworten wird sie der Staatssekretär Nitsch. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter Koppe-
lin, der Bund hat den Rheinhafen Oberwinter um die 
Jahreswende in einem beschränkten Verfahren aus-
geschrieben. Die eingegangenen Angebote von 
Kaufinteressenten entsprachen allerdings bei weitem 
nicht dem nach den Haushaltsvorschriften zu for-
dernden Verkehrswert. 
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Zu dem zweiten Teil Ihrer Frage, warum wir in die-
ser Situation ein zweites Wertgutachten durch die 
Oberfinanzdirektion Koblenz haben erarbeiten las-
sen, ist zu antworten: Die Differenz zwischen der 
Höhe der Angebote und dem im ersten Wertgutach-
ten ermittelten Verkehrswert war derartig groß, daß 
wir die Erstellung eines neuen Wertgutachtens für er-
forderlich gehalten haben, da zwischenzeitlich auch 
ersichtlich wurde, daß die Ansätze im ersten We rt

-gutachten, zum Beispiel hinsichtlich der Anzahl der 
vorgesehenen Liegeplätze, wesentlich zu hoch waren 
und die Stadt Remagen dazu keine Zustimmung er-
teilt hat. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Nach-
frage? - Bitte. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie verstehen, daß man vom Verfahren und vom 
Ablauf her den Eindruck gewinnt - Sie haben dies 
auch geschildert -, daß hier anscheinend mehr das 
Interesse von einigen Bootsbesitzern berücksichtigt 
wird als das Interesse des Bundes, diesen Hafen zu 
verkaufen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das kann ich im Moment 
nicht feststellen, Herr Koppelin. Wir haben ausge-
schrieben. Wir haben Angebote erhalten. Wir haben 
die Angebote mit dem Wertgutachten verglichen, ha-
ben eine sehr große Differenz festgestellt, so daß wir 
nicht veräußern konnten, und haben deshalb noch 
einmal in einem zweiten Wertgutachten nachprüfen 
lassen, ob das erste Wertgutachten tatsächlich halt-
bar ist. Da wir zwischen der Höhe der Angebote und 
dem im zweiten Wertgutachten ermittelten Verkehrs-
wert noch immer eine zu große Differenz festgestellt 
haben, haben wir auch nach der Erstellung des zwei-
ten Wertgutachtens nicht veräußern können. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie verstehen, daß ich auch nach dieser Beant-
wortung den Eindruck habe, daß es seitens des Ver-
kehrsministeriums und des Finanzministeriums zu 
erheblichen Verzögerungen kommt, um die Interes-
sen einiger persönlich Tangierter zu berücksichti-
gen? Ist es so, daß dieser Verkauf nach Erstellung des 
zweiten Gutachtens sogar E U-weit ausgeschrieben 
werden muß? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Im Moment hängt die Tatsa-
che, daß keine weitere Ausschreibung erfolgt, davon 
ab, daß die Stadt Remagen eine Veränderungssperre 
über dieses Gebiet verhängt hat. Herr Abgeordneter, 
Sie werden verstehen, daß wir während einer Verän-
derungssperre keine Ausschreibung durchführen, da 
die dann zu erzielenden Erlöse noch weiter zurück-
gehen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir kommen 
jetzt zur Frage 14 des Kollegen Koppelin: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß hohe Ministerialbeam-
te aus dem Bundesministerium für Verkehr und dem Bundesmi-
nisterium der Finanzen als Vorstandsmitglied bzw. Mitglied ei-
nes ansässigen Yachtclubs eigenes Kaufinteresse an der bun-
deseigenen Liegenschaft „Rheinhafen Oberwinter" bekunden, 
und wie bewerten sie dieses? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter Koppe-
lin, der Bundesregierung ist natürlich bekannt, daß 
die Sporthafen GmbH Oberwinter, der unter ande-
rem alle im Hafen ansässigen Yachtclubs angehören, 
Interesse am Hafen bekundet und auch ein Kaufan-
gebot abgegeben hat. Dies entsprach bei weitem 
nicht - ich hatte das vorhin schon gesagt - den Vor-
stellungen des Bundes, also dem Ergebnis des ersten 
und zweiten Wertgutachtens. 

Die einem der genannten Yachtclubs angehören-
den Ministerialbeamten haben auf Grund ihrer orga-
nisatorischen Aufgabenzuordnung in den Ministe-
rien keinen Einfluß auf die Verkaufsentscheidung. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Koppeln, 
bitte. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie bestätigen, daß die wahrscheinlich von uns 
beiden gemeinten Personen im Finanz- und Ver-
kehrsministerium mit dem Verkauf des Rheinhafens 
Oberwinter nichts, aber auch gar nichts zu tun ha-
ben? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich habe betont, daß beide 
einem Yachtclub angehören, daß sich diese Yacht-
clubs in Oberwinter in der Sporthafen GmbH zusam-
mengeschlossen haben und daß diese Sporthafen 
GmbH ein Angebot abgegeben hat. Sie haben also 
von der Käuferseite her ein Interesse, den Zuschlag 
zu bekommen. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es für in Ordnung, wenn sich hohe Beamte, 
die nach meinem Eindruck durchaus in dieser Frage 
tangiert sein könnten, sowohl in Leserbriefen öffent-
lich gegen die Privatisierung äußern, weil sie selber 
Interessen verfolgen, als auch in Interessengemein-
schaften wiederfinden, deren Protokolle - eines liegt 
mir vor - eindeutig belegen, daß hier eigene Interes-
sen bestehen, die den Interessen des Bundes am Ver-
kauf dieses Hafens zuwiderlaufen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich denke, problematisch 
wird die Sache erst dann, wenn auf die Verkäufer-
seite Einfluß genommen wird. Nach Ihren gerade 
vorgetragenen Aussagen meine ich eher, daß sie den 
Käuferinteressen keinen guten Dienst erweisen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Friedrich. 
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Horst Friedrich (F.D.P.): Herr Staatssekretär, Sie 
haben sich sehr erfolgreich um die Beantwortung zu 
dem eigentlichen Sachverhalt gedrückt. 

Der Rheinhafen Oberwinter ist eine Never-ending-
story, seit vielen Jahren bei fast allen Abgeordneten, 
die sich mit diesem Thema befassen, bekannt. Meine 
Frage ist: Welcher finanzielle Ausfall ist dem Bund 
entstanden, seitdem bekannt ist - das sind jetzt schon 
einige Jahre -, daß der Hafen nicht mehr als Schutz-
hafen benötigt wird? Damals war die Veränderungs-
sperre der Stadt Remagen noch nicht erlassen wor-
den, und es gab konkrete und ernsthafte Interessen, 
dort  Schiffsrestaurationen und ähnliches zu betrei-
ben, was erkennbar und nachweislich durch einige 
hohe Beamte aus den Ministerien, die dort ihr Schiff 
liegen hatten, verhindert wurde. 

Die erste Frage also ist: Welche Kosten sind dem 
Bund dadurch entstanden, daß ein Hafen, der seine 
Schutzfunktion nicht mehr erfüllt, nicht an den Markt 
gegeben worden ist? Die zweite Frage: Wissen Sie, 
zu welchen Bedingungen in diesem Hafen Spo rt

-boote das ganze Jahr über liegen und zu welchen Be-
dingungen man diese Boote ansonsten in anderen 
Häfen unterbringen müßte? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Aus Ihrer Fragestellung ist 
deutlich geworden, daß hier offensichtlich sehr lu-
krative Bedingungen für die Sportbootliegeplatzbe-
sitzer herrschen. Nur, Herr Abgeordneter F riedrich, 
ich muß Sie darauf hinweisen, daß wir nach haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen nicht veräußern kön-
nen, wenn eine dera rtige Differenz zu dem Wertgut-
achten vorliegt. 

Zu allem anderen, was Sie gemutmaßt haben, feh-
len mir konkrete Unterlagen, die das bestätigen. Ich 
meine, auch Ihrerseits handelt es sich mehr um eine 
Vermutung. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ja, bitte. 

Horst Friedrich (F.D.P.): Herr Staatssekretär, könn-
ten Sie dem Hohen Hause mitteilen, wie hoch der 
Preis des ersten Wertgutachtens war und wie hoch 
der Preis des zweiten ist? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich weiß nicht, inwieweit 
diese Zahlen dem Datenschutz unterliegen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Natürlich nicht! Es 
geht um Sachen, nicht um  Personen!)  

- Es geht auch um das Interesse des Bundes, den Ha-
fen zu verkaufen. - Da aber der Preis des zweiten 
Wertgutachtens schon in der Presse veröffentlicht 
worden ist, bin ich gern bereit, Ihnen diesen Wert zu 
nennen: Er liegt bei 1,7 Millionen DM. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Und der Wert des 
ersten?) 

- Der war erheblich höher. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Was sagt denn das 
Finanzministerium dazu?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich glaube, da-
mit ist diese Frage beantwortet. Wenn Sie noch Fra-
gen haben, Herr Küster, müssen Sie sich melden. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Wir bleiben wei

-

ter dran!) 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Gut, ich werde wieder ant-
worten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Frage 15 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe jetzt die Frage 16 der Abgeordneten 
Dr. Christine Lucyga auf: 

Wie schätzt die Bundesregierung das Konzept „Ostsee-Ex-
press" des Bundes für Umwelt und Naturschutz (BUND) zur 
Verbesserung des Schienenverkehrs in Mecklenburg-Vorpom-
mern ein? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sehr geehrte Frau 
Dr. Lucyga, die sogenannten Überlegungen des Bun-
des für Umwelt und Naturschutz - BUND - zum 
„Ostsee-Express"  liegen dem Bundesministerium für 
Verkehr erst seit einigen Tagen - Eingang: 1. Oktober 
1997 - vor und sind daher noch nicht eingehend ge-
prüft worden. Nach einer vorläufigen Durchsicht 
kann ich aber schon folgendes feststellen: Die Vor-
stellungen zu ergänzenden Taktverdichtungen im 
Nahverkehr und zu sonstigen Ergänzungsangeboten 
- angefangen bei Sammeltaxis bis hin zu einem soge-
nannten Fahrradtransportservice - stellen eine sehr 
umfangreiche Wunschliste dar. Es fehlt aber völlig an 
realistischen Vorschlägen, wie das finanziert werden 
soll. Ich darf darauf hinweisen, daß nach dem Regio-
nalisierungsgesetz die Verantwortung im Bereich des 
Schienenpersonennahverkehrs bei den Ländern 
liegt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie werden mir aber sicher bestätigen, daß die be-
merkenswerten Überlegungen des BUND auf die 
Problemlage hinweisen, daß der Schienennah- und 
-fernverkehr insgesamt rückläufige Nutzerzahlen hat 
und daß dagegen etwas getan werden muß. In die-
sem Zusammenhang möchte ich gerne fragen: Wel-
che Maßnahmen wurden eingeleitet, bzw. was will 
die Bundesregierung tun, damit das Verkehrsprojekt 
Deutsche Einheit Nr. 1, seiner vorrangigen Bedeu-
tung für die Region Mecklenburg-Vorpommern ent-
sprechend, im geplanten Umfang voll und schnellst-
möglich verwirklicht wird? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sie wissen, die Verkehrspro- 
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jekte Deutsche Einheit sind alle prioritär und von den 
Sparmaßnahmen nicht betroffen. Insbesondere im 
Bereich des Schienenwegeausbaus haben wir die 
größten finanziellen Transfers geleistet. Wir haben 
weit über 50 Prozent aller Mittel, die seit 1990 in die 
Verkehrsinfrastruktur der neuen Bundesländer ge-
steckt worden sind, in das Schienennetz, in die Ei-
senbahn investiert. Ich denke, das darf nicht unbe-
rücksichtigt gelassen werden. 

Speziell zu dem Vorhaben, das Sie ansprechen, 
noch folgendes: Wir hatten für das VDE Nr. 1 im Bun-
desverkehrswegeplan 1992 836 Millionen DM vorge-
sehen. Inzwischen sind die Ausbaumaßnahmen, die 
wir auf dieser Strecke vornehmen werden, so erwei-
tert worden, daß die Investitionen bei 1,6 Milliarden 
DM liegen werden. Wenn ich jetzt - weil Sie immer 
von Streckungen sprechen - die ursprüngliche Zahl 
mit dem vergleiche, was wir bereits aufgewendet ha-
ben, so darf ich Ihnen folgendes vortragen: Bis zum 
Ende dieses Jahres werden wir fast 500 Millionen 
DM und im nächsten Fünfjahresplan, bis zum Jahr 
2002, noch einmal 195 Millionen DM in dieses Vorha-
ben investieren. Damit hätten wir fast schon die Zahl 
erreicht, die für dieses Vorhaben ursprünglich einmal 
vorgesehen war. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Die Summen, die auf-
gewendet werden und die - was ich nicht bestreite - 
bemerkenswert sind, sind das eine; das andere sind 
der Vollzug und die Begleitung der geplanten Maß-
nahmen. Ich möchte nachfragen, ob Sie darüber in-
formiert sind, daß nach den Planungen der Deut-
schen Bahn AG das Oberzentrum Rostock - die ein-
wohnerstärkste und wi rtschaftlich stärkste Region in 
Mecklenburg-Vorpommern - vom Schienenfernver-
kehr zunehmend abgekoppelt wird, und zwar sowohl 
in Nord-Süd- als auch in Ost-West-Richtung. Auch 
die IC-Anbindung soll verlorengehen. Was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, damit das Oberzentrum 
Rostock auch weiterhin am IC-Netz angebunden 
bleibt und mit besseren Verkehrsangeboten ausge-
stattet wird? Denn das Verkehrsaufkommen entsteht 
hier, in der Region. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Dr. Lucyga, in bezug 
auf den Teil, für den der Bund Verantwortung trägt, 
nämlich für den Ausbau der Infrastruktur, kann ich 
sagen: Wir haben Rostock vorzüglich bedacht. Ro-
stock ist zweigleisig und elektrifiziert angebunden. 

Zu Ihrer ganz konkreten Frage, was wir tun, um 
die Fahrpläne nach Ihren Wünschen zu gestalten: Ich 
darf Sie darauf hinweisen, daß die DB AG ein Unter-
nehmen ist, das nach privatwirtschaftlichen Vorstel-
lungen organisiert ist, und daß wir keine Einflußmög-
lichkeiten im Hinblick auf einen Zug mehr oder we-
niger haben - und auch nicht haben wollen. Sonst 
hätten wir die Privatisierung nicht durchgeführt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Nachfrage 
der Kollegin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, Sie haben gerade gesagt, 
daß das VDE Nr. 1 Priorität habe und daß keinerlei 
Abstriche gemacht würden. So habe ich Sie verstan-
den. Ich kann Ihre Aussage, daß dieses Projekt fast 
bis zur vollen Höhe der erforderlichen Mittel finan-
ziert sein soll, nicht nachvollziehen; das muß ich ehr-
licherweise eingestehen. Meine Frage lautet: Wie 
kann das mit dem Schienenwegeausbaugesetz, wo-
nach die Finanzierung für alle VDEs gestreckt wer-
den soll, in Übereinstimmung gebracht werden? 
Denn ursprünglich war ja vorgesehen, bis zum Jahre 
2000 alle VDE-Projekte abgeschlossen zu haben. Bis 
Ende des Jahres 1997 beträgt der Realisierungsstand 
gerade einmal, gemessen an der Höhe der Investi-
tionsmittel, 51 Prozent. Das bedeutet für das VDE 
Nr. 1- nach meinen Informationen - in bezug auf die 
Strecke Lübeck - Stralsund gerade einmal 44 Prozent 
bis zum Jahre 2002. Wie kommen Sie dann zu der 
Einschätzung, daß hier bald „alles in Butter" sein 
soll? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Nein; das habe ich auch 
nicht gesagt. Ich darf noch einmal daran erinnern, 
daß ich darauf hingewiesen habe, daß dieses VDE-
Projekt im Bundesverkehrswegeplan, der heute noch 
unverändert  gilt, mit 836 Millionen DM ausgewiesen 
ist. Es erfordert aber in Anbetracht der Ausbaumaß-
nahmen, die auf dieser Strecke durchgeführt werden 
müssen, 1,6 Milliarden DM. Das heißt natürlich auto-
matisch, daß wir länger brauchen, um dieses Geld 
bereitzustellen. Wir können doch eine wesentlich hö-
here als die ursprünglich veranschlagte Summe nicht 
in genau dem gleichen Zeitraum wie diese beträcht-
lich geringere Summe bereitstellen. Das muß doch 
eigentlich einleuchten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe 
Frage 17 der Kollegin Lucyga auf: 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus diesem 
Konzept für den Ausbau der Schieneninfrastruktur in Mecklen-
burg-Vorpommern? 

Sie hat natürlich inhaltlich schon mit der Frage 16 
zu tun, aber ich vermute, Sie, Herr Staatssekretär, ha-
ben eine spezielle Antwort auf diese Frage. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Dr. Lucyga, Sie fragen, 
ob sich aus diesen Überlegungen des BUND Konse-
quenzen für die Bundesregierung ergeben. Ich kann 
Ihnen versichern: Wir werden dieses Papier einer 
eingehenden Prüfung unterziehen und werden, so-
fern  darin Verwertbares enthalten ist, das natürlich 
in unser Handlungskonzept aufnehmen. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Herr Staatssekretär, in 
diesem Papier wird - ich möchte das nochmals er-
wähnen - vor allen Dingen auf die Diskrepanz hinge-
wiesen, die darin besteht, daß bei wachsendem Ver-
kehrsaufkommen der Anteil der Nutzer des ÖPNV 
und des Schienenfernverkehrs dennoch rückläufig 
ist. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
auch auf der Grundlage dieses Konzeptes für 
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Schwerpunktregionen - ich habe eine davon, das 
Oberzentrum Rostock, genannt; es hat auch auf 
Grund seiner Seehäfen ein erhebliches Potential an 
Verkehrsströmen - sicherzustellen, daß diese Ver-
kehrsströme nicht in andere Regionen gehen, einfach 
deshalb, weil die Infrastruktur entweder vernachläs-
sigt wird bzw. immer noch mangelhaft ist? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Dr. Lucyga, ich darf 
darauf hinweisen, daß der Schienenpersonennahver-
kehr seit dem 1. Januar 1996 Aufgabe der Länder ist 
und wir ihnen Mittel in beträchtlicher Höhe -12 Mil-
liarden DM in diesem Jahr - zur Verfügung stellen, 
um die Aufgabenverantwortung und die Ausgaben-
verantwortung in eine Hand zu legen. 

Im übrigen hatten wir heute im Verkehrsausschuß 
Herrn Dr. Ludewig zu Gast, der uns hinsichtlich der 
Nachfrage im Personenverkehr positive Zahlen ge-
nannt hat. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Sie haben noch 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Sie haben sich eben 
ausschließlich auf den öffentlichen Personennahver-
kehr bezogen. Ich habe aber ausdrücklich auch die 
Schienenfernverkehre und das Verkehrsaufkommen 
erwähnt, das unter anderem durch die Seehäfen, vor 
allen Dingen durch den expandierenden Seehafen 
Rostock, bedingt ist. 

Für mich ist es schon ein Widerspruch, daß der 
Bund auf der einen Seite Mittel für den Ausbau der 
Schieneninfrastruktur in enormem Umfang zur Ver-
fügung stellt, auf der anderen Seite die privatwirt-
schaftlich begründete Bahn AG aber ganz andere 
Entscheidungen fällt und die Fernverkehre an die-
sem Zentrum vorbeiführt. Gedenkt die Bundesregie-
rung hier, zumindest moderierend - wenn es anders 
schon nicht geht -, einzugreifen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich denke, der Begriff der 
Moderation ist der richtige. Über diese Frage haben 
wir heute auch im Verkehrsausschuß gesprochen. 
Aber wir können keine Weisung erteilen. 

Im übrigen sollten wir die Anstrengungen, die die 
DB AG bisher unternommen hat, schon würdigen. 
Die Bemühungen um den Kunden auch im Schienen-
personenfernverkehr sind doch wesentlich verstärkt 
worden. Wenn diese Tendenz anhält, dann wird auch 
der Schienenpersonenfernverkehr für viele attraktiv 
werden. Man überlegt sich dann schon, ob man lie-
ber im Stau steht oder ob es wichtiger ist, daß man 
termingerecht, auf die Minute genau, am Zielort an-
kommt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage der Kollegin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Anknüpfend an die Frage meiner Kollegin  

von der SPD möchte ich gerne fragen, ob es zu die

-

sem Thema, also der Verknüpfung von Nah- und 
Fernverkehr, konkrete Gespräche gibt. Das VDE 
Nr. 1 ist eine Fernverkehrsstrecke, und für deren 
Finanzierung ist der Bund zuständig. Der Erfolg die-
ser Fernverkehrsstrecke hängt aber davon ab, ob die 
Vernetzung mit dem Nahverkehr optimiert werden 
kann, um der Strecke Fahrgäste zuzuführen. 

Wenn auch Sie der Meinung sind, daß der Bund mo-
derierend eingreifen sollte, habe ich die Frage: Gibt 
es konkrete Gespräche unter den eben von mir an-
gesprochenen Aspekten zwischen dem Bund und 
Mecklenburg-Vorpommern bezüglich dieser Strecke? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Altmann, hinsichtlich 
dieser Strecke kann ich das nicht so bestätigen, wie 
Sie das erwarten. Aber es gibt natürlich Bestrebun-
gen hinsichtlich der Verknüpfung der Verkehrsträger 
über die Telematikdienste, die wir sehr forcieren. Sie 
wissen, daß wir einen Arbeitskreis eingerichtet ha-
ben, der sich mit allen Möglichkeiten, die Verkehrs-
träger über Informationsdienste zu verknüpfen, be-
faßt. Die Umsetzung in der Praxis entspricht noch 
nicht unseren Erwartungen, aber die Aufgaben sind 
formuliert. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe jetzt die 
Frage 18 der Abgeordneten Gila Altmann auf: 

Womit werden die aktuellen Mittelstreckungen für die Schie-
nenverbindung Lübeck/Hagenow Land-Rostock-Stralsund 
(VDE Nr. 1) im Fünfjahresplan für den Ausbau der Schienenwe-
ge begründet? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wie ich sehe, bleiben wir 
bei dem Vorhaben. - Frau Altmann, für das Verkehrs-
projekt Deutsche Einheit Nr. 1 Lübeck/Hagenow 
Land-Rostock-Stralsund haben wir - das habe ich ei-
gentlich alles schon gesagt - im Zeitraum 1998 bis 
2002 ein Investitionsvolumen von 195 Millionen DM. 
Vor diesem Zeitraum haben wir bereits 500 Millionen 
DM ausgegeben, so daß wir insgesamt bei Ausgaben 
von fast 700 Millionen DM angekommen sind. 

Das waren die Planzahlen. 

Ein Vergleich dieser Planzahlen mit den tatsächli-
chen Mittelabflüssen zeigt, daß wir bis Ende dieses 
Jahres sogar über 20 Millionen DM mehr, also 
524 Millionen DM, investiert haben werden, als in 
den Planzahlen ursprünglich ausgewiesen. Ich kann 
mich Ihrer Wortprägung ,,Mittelstreckung "  also  nicht 
anschließen. 

Bis 2002 werden wir die 195 Millionen DM so aus-
geben, daß wir im Nahverkehr des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern den geplanten Mecklenburg-Vor-
pommern-Takt fahren können und daß die Strecke 
Hamburg-Schwerin-Rostock für den Fernverkehr - 
zusammen mit dem VDE 2 - zweigleisig elektrifiziert 
ist und die entsprechenden Signalaustattungen vor-
handen sind. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Altmann. 
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Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Da unterscheiden sich unsere Meinungen 
voneinander, Herr Staatssekretär. Ich kann Ihre Ant-
wort  nicht nachvollziehen und habe daher eine Zu-
satzfrage. Meine Frage bezieht sich auf den Fünfjah-
resplan Schiene, für den ein bestimmtes Investitions-
volumen vorgesehen ist. Dieses Investitionsvolumen 
wird gestreckt. Die Zahlen habe ich Ihnen eben 
schon referiert. Sie müssen sagen, ob diese Zahlen 
falsch sind. 

Bis zum Jahr 2000, wenn laut Fünfjahresplan 
100 Prozënt der Investitionsmittel geflossen sein sol-
len, werden erst 51 Prozent geflossen sein. Von 1998 
bis 2002 sollen nicht die restlichen 49 Prozent, son-
dern nur 16 Prozent fließen, nämlich 5 Mil liarden DM. 
Das hat mit Kostensteigerungen überhaupt nichts zu 
tun. Ich verstehe Ihre Argumentation insofern nicht. 

Ich möchte daher die Frage anschließen - wenn 
Sie jetzt nicht sagen, alles, was ich Ihnen erzählt 
habe, sei falsch -: Womit wird diese Mittelstreckung 
begründet? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich darf noch einmal darauf 
hinweisen, daß im Bundesverkehrswegeplan 836 Mil-
lionen DM ausgewiesen sind. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das bestreitet auch keiner. Wir reden über 
Zeiträume. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir reden über Zeiträume. 
Diese Summe hat sich auf 1,6 Milliarden DM erhöht. 
Wenn wir vorsehen, 836 Millionen DM bis 2000 aus-
zugeben, können wir nicht ohne mit der Wimper zu 
zucken 1,6 Milliarden DM ausgeben. Wir brauchen 
einen längeren Zeitraum. Wir brauchen auch einen 
Zeitraum nach dem Jahr 2000. Wir werden diese 
1,6 Milliarden DM - ich kann es Ihnen jetzt nicht ver-
bindlich sagen - bis zum Jahr 2005 oder 2006 auf der 
Strecke investiert haben. 

Hierbei muß ich betonen, daß wir bei den Finanzie-
rungsvereinbarungen zwischen der Bahn, dem BMF 
und uns - wir haben eine ganz andere Finanzie-
rungsform als beim Straßenbau - immer auch die 
Bahn AG brauchen. Die Bahn wird natürlich auch 
Einfluß darauf nehmen, ob für den restlichen Teil der 
Strecke überhaupt ein entsprechender Bedarf da ist. 
Im Moment gibt es - das sagt auch die Bahn - andere 
Strecken, die aus dem zur Verfügung stehenden 
Finanzvolumen zunächst bedient werden müssen. 
Das ist eigentlich ganz logisch. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Habe ich Sie richtig verstanden, daß die Inve-
stitionsmittel, die im Fünfjahresplan Schiene - das ist 
der Finanzierungsplan; ich rede jetzt nicht vom Bun-
desverkehrswegeplan - vorgesehen sind, fristgemäß 
zum Jahr 2000 ausgegeben sein werden und daß sich 
die Verzögerung ganz allein aus der Verdoppelung  

der Kosten für den Ausbau der VDE ergibt? Ist das so 
richtig? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir haben nicht nur bei die- 
sem Vorhaben erhöhte Mittelaufwendungen. Wir ha-
ben insgesamt einen höheren Anspruch an Mitteln, 
als im Bundesverkehrswegeplan ausgewiesen. Auf 
dieser Strecke werden wir bis Ende 1997 503 Millio-
nen DM ausgegeben haben. Wir werden im Fünfjah-
resplan bis zum Jahre 2002 dazu noch 195 Millionen 
DM ausgeben, so daß wir am Ende 698 Millionen 
DM ausgegeben haben werden. Das sind die exak-
ten Zahlen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir kommen 
zur Frage 19 der Abgeordneten Gila Altmann (Au

-

rich): 

Gelten für das Verkehrsprojekt Deutsche Einheit (VDE) 
Nr. 10, die Autobahn Lübeck-Rostock-Stettin, die gleichen wirt-
schaftlichen Kriterien wie für das VDE Nr. 1? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sie fragen, ob für das Ver-
kehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 10, die Autobahn 
von Lübeck über Rostock nach Stettin, die gleichen 
wirtschaftlichen Kriterien wie für das eben bespro-
chene Vorhaben, das VDE Nr. 1, gelten. 

In dieses Vorhaben haben wir noch nicht so viel in-
vestiert wie in das VDE Nr. 1. Insofern sind wir hier 
etwas schlechter. Wir werden auch nicht im Jahre 
2000 fertig sein - das haben wir auch nie gesagt -, 
sondern werden, wie immer wieder betont, diese für 
Mecklenburg-Vorpommern äußerst wichtige Auto-
bahn bis zum Jahre 2005 komplett fertigstellen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Altmann? 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Meine nächste Frage bezieht sich auf die Ver-
zögerungen. Wie sieht es mit der umstrittenen 
Strecke Nürnberg-Erfurt aus? Gelten für diese 
Strecke dieselben Kriterien, die Sie gerade für das in 
der Frage genannte VDE angesprochen haben, weil 
diese Strecke auch wi rtschaftlich sehr umstritten ist 
und sowohl vom Bundesrechnungshof als auch von 
der DB AG selbst in Frage gestellt worden ist? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich kann das so, wie Sie das 
in Ihrer Frage darstellen, nicht bestätigen. Wir haben 
im Juni im Verkehrsausschuß des Deutschen Bun-
destages eine lange Debatte gehabt. Am Ende hatten 
wir eine Abstimmung, und wir haben ein positives 
Votum erhalten. Es gibt deshalb für mich keinen 
Grund, die Umstrittenheit dieses Vorhabens, wie Sie 
sie darstellen, zu bestätigen. 

Das ist ein Vorhaben, das für die neuen Bundeslän-
der äußerst wichtig ist. Es ist die einzige Hochge-
schwindigkeitsstrecke, die wir dort  haben werden. 
Ich glaube, die Verbindung Hannover-Berlin, die nur 
in Stendal für jeden zweiten Zug einen Haltepunkt 
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hat, können wir ja nicht als die für die neuen Bundes-
länder notwendige Hochgeschwindigkeitsverbin- 
dung ansehen. Wir brauchen eine Anbindung in Er-
furt . Wir brauchen eine Anbindung an den großen In-
dustrieraum Halle/Leipzig. Das bekommen wir nur 
über die Vorhaben 8.1, 8.2 und 8.3. Insofern werden 
wir alles tun, um dieses Vorhaben - natürlich in 
Schritten - bis zum Jahre 2006 fertigzustellen. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe noch eine Frage, oder? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine noch. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich hoffe, daß die Antwort darauf befriedigen-
der ist. - Nachdem Sie mir erklärt haben, daß die 
ganzen Verzögerungen nicht auf einer Streckung der 
Mittel beruhen, sondern durch Verteuerungen um 
das Doppelte zustandekommen, und zwar für alle 
Projekte, 

(Parl. Staatssekretär Johannes Nitsch: Nicht 
für alle!) 

frage ich Sie: Wann ist aus Ihrer Sicht mit der Fertig-
stellung des VDE Nr. 1 zu rechnen? Dies war ur-
sprünglich für 1998 geplant. Und wann ist mit der 
Fertigstellung der A 20 zu rechnen, zu der Sie vorhin 
gesagt haben, daß do rt  jetzt mehr Mittel hineinge-
pumpt würden? Der Zeitpunkt interessiert mich. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Gerne, Frau Altmann. Zu 
dem VDE Nr. 10, also zu der Autobahn A 20 Lübeck-
Rostock-Stettin, kann ich Ihnen definitiv sagen, daß 
es 2005 fertig sein wird. Do rt  hat der Bund die allei-
nige Finanzierungshoheit. Do rt  haben wir keine Pro-
bleme. 

Beim VDE Nr. 1 brauchen wir eine Finanzierungs-
vereinbarung: Bahn, EBA, BMF und wir müssen uns 
dort  einigen. Die Bahn muß die wirtschaftliche Not-
wendigkeit nachweisen. Hier kann ich Ihnen eine so 
klare Antwort nicht geben, weil das weitere Vorge-
hen mit von der Bedarfsentwicklung auf dem Strek-
kenabschnitt zwischen Rostock und Stralsund ab-
hängt. Tut mir leid. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage der 
Kollegin Lucyga. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Punkt 1: Zum VDE 
Nr. 10 können Sie also definitiv sagen: Es wird nun-
mehr bei diesem Zeitraum bis zum Jahre 2005 blei-
ben. Zum VDE Nr. 1 hingegen machen Sie jetzt über-
haupt keine Aussagen mehr? Heißt das, daß mit wei-
teren zeitlichen Streckungen zu rechnen ist? Was 
können Sie denn zu VDE Nr. 1 überhaupt noch sa-
gen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Dr. Lucyga, ich darf 
noch einmal auf den Unterschied hinweisen: Die 

Autobahn existiert nicht. Do rt  ist Acker, Wiese. Dort 
 muß etwas gebaut werden, dort kann niemand ent-

langfahren. Im Jahre 2005 werden wir von Lübeck 
bis nach Stettin fahren können. 

Die Schienenstrecke existiert, und zwar elektrifi-
ziert bis ans Ende. Sie ist vorhanden. Es geht nur 
darum zu entscheiden, wann wir das zweite Gleis 
elektrifiziert nachrüsten. Dazu muß ein Bedarf vor-
handen sein. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön, 
Herr Staatssekretär. 

Zu den Fragen 20 und 21 des Abgeordneten E rnst 
Hinsken ist schriftliche Beantwortung beantragt wor-
den. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie. Zur Frage 22 des Abgeord-
neten Dr. Egon Jüttner ist ebenfalls schriftliche Be-
antwortung beantragt worden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 23 des Abgeordneten Stephan 
Hilsberg auf: 

Welche Bemühungen hat das Bundesministerium für Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Technologie unternommen, 
um die vom Bundesministerium des Innern geplante Verschär-
fung der Aufenthaltsbestimmungen für Ausländer, die das Stu-
dium ausländischer Studenten in der Bundesrepublik Deutsch-
land erschweren würde, zu verhindern? 

Herr Staatssekretär Neumann wird die Fragen be-
antworten. 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Die Regierungschefs von Bund und 
Ländern haben am 18. Dezember 1996 in einer ge-
meinsamen Erklärung zur Steigerung der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit des Studienstandorts 
Deutschland unter anderem eine Verbesserung der 
ausländerrechtlichen Rahmenbedingungen be-
schlossen. Das Ausländerrecht soll das Studium, eine 
Weiterqualifikation oder eine wissenschaftliche Tä-
tigkeit von Ausländern in Deutschland unterstützen. 
Entsprechende Verwaltungsvorschriften zum Aus-
ländergesetz sollen rasch in Kraft gesetzt werden. 

Der BMI hat zwischenzeitlich mit den Landesin-
nenministern einen Referentenentwurf für Verwal-
tungsvorschriften zur Ausführung des Ausländerge-
setzes erarbeitet. Gegenwärtig befindet sich der Ent-
wurf in der Abstimmung mit den Bundesressorts. 
Alle beteiligten Resso rts sind um eine möglichst ra-
sche Lösung im Sinne der gemeinsamen Erklärung 
der Regierungschefs bemüht. 

Die Verwaltungsvorschriften sollen nach ihrem Er-
laß mit Zustimmung des Bundesrates an die Stelle 
der bisherigen, nicht verbindlichen vorläufigen An-
wendungshinweise treten, an denen sich die Auslän-
derämter gegenwärtig bei der Anwendung des Aus-
ländergesetzes orientieren. Dabei sind in der Praxis 
in Teilbereichen Zweifelsfragen aufgetreten, die 
nunmehr durch die neuen Verwaltungsvorschriften 
ausgeräumt werden sollen. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage, 
Herr Hilsberg. 

Stephan Hilsberg (SPD): Herr Staatssekretär Neu-
mann, wie beurteilen Sie eigentlich die Tatsache, daß 
der Entwurf für diese allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften zum Ausländergesetz, um die es sich hier 
dreht, dem Bundestag überhaupt noch nicht zugelei-
tet wurden, obwohl in der Öffentlichkeit bereits breit 
darüber diskutiert wird? Sind Sie nicht auch der Auf-
fassung, daß allein die Tatsache, daß das in der Of-
fentlichkeit diskutiert wird, etliche Studenten aus 
dem Ausland davon abhalten kann, hier in Deutsch-
land zu studieren? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ich weiß nicht, inwieweit der Ent-
wurf verteilt worden ist. 

(Stephan Hilsberg [SPD]: An keinen einzi

-

gen Abgeordneten!) 

In der Regel ist es nicht üblich, daß Referentenent-
würfe - es sei denn, der zuständige Ausschuß forde rt 

 dies an; das hätten Sie im Forschungsausschuß ma-
chen können, dann hätte ich Ihnen den Entwurf um-
gehend zugestellt -, die sich noch in der Vorabstim-
mung befinden, offiziell den Mitgliedern des Deut-
schen Bundestages zugestellt werden. 

Wir sind daran interessiert - um jetzt in der Sache 
zu antworten -, daß nicht der Eindruck entsteht, als 
würde die Studienmöglichkeit, die Entfaltung aus-
ländischer Studenten an deutschen Hochschulen be-
einträchtigt. Im Gegenteil: Wir gehen davon aus, daß 
sich durch klarere Formulierungen und Erweiterun-
gen der Möglichkeiten die Attraktivität, in Deutsch-
land zu studieren, für ausländische Studenten erhö-
hen wird. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Weitere Zusatz-
frage. 

Stephan Hilsberg (SPD): Ich bedanke mich für die 
Zusage, daß Sie uns den Entwurf zusenden wollen. 
Bisher sind wir auf die Presseinformationen angewie-
sen - dank des Fehlens anderer Informationen. Dar-
aus ist aber schon eine ganze Menge zu entnehmen. 
Deshalb frage ich Sie: Wie bewe rtet denn Ihr Haus 
die Tatsache, daß Ausländer, die in Deutschland stu-
dieren wollen, in Zukunft ein entsprechendes Bank-
guthaben nachweisen sollen, damit sie überhaupt 
eine Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis bekommen? 

Zweitens möchte ich wissen, weshalb ausländische 
Studenten offenbar nicht mehr im bisherigen Rah-
men oder wie es für deutsche normal ist, hinzuverdie-
nen können, was dazu führen könnte, daß etliche 
hier gar nicht mehr studieren können, weil sie sich 
das Geld dafür nicht erarbeiten können. 

Drittens. Warum soll denn die Dauer der Aufent-
haltserlaubnis für ausländische Studenten verkürzt 
werden? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Sie haben festgestellt, ich hätte zu-
gesagt, Ihnen allen den Referentenentwurf der Ver-
waltungsvorschriften zuzustellen. Ich mache den 
Vorschlag, daß ich Ihnen persönlich den Referenten-
entwurf zustelle. Dieser Referentenentwurf befindet 
sich in der Überarbeitung, und es werden noch ent-
scheidende Verbesserungen vorgenommen. Für Sie 
ist doch wohl von größerem Interesse, was in dem 
Entwurf nach der Ressortabstimmung steht, als die 
Frage, wie der jetzige Stand der Diskussion ist. 

Damit komme ich zu den drei Fragen, die Sie ge-
stellt haben. 

Die erste Frage bezog sich darauf, wie es möglich 
sein kann, daß ausländische Studenten gegebenen-
falls sogar ein Bankguthaben vorweisen müssen, um 
hier studieren zu können. Hierzu weise ich darauf 
hin, daß es schon jetzt - das war nicht streitig - ge-
wisse finanzielle Sicherheiten geben muß, damit 
deutlich wird, daß ausländische Studenten hier ihren 
Lebensunterhalt bestreiten können. Das ändert sich 
nicht; das war bisher auch nicht umstritten; das ist 
sehr gemäßigt. Wenn Sie wollen - es gibt verschie-
dene Kriterien und auch verschiedene Alternativen -, 
bin ich gern bereit, Ihnen Informationen auch dar-
über zuzustellen. 

Ihre zweite Frage bezog sich auf die Beschränkung 
der Aufenthaltsdauer. Auch hierzu muß ich Ihnen sa-
gen: Dazu wird es nicht kommen. Ich darf Sie viel-
leicht darauf hinweisen, daß es im Grunde drei Krite-
rien gibt, die wir verändern werden und die dazu 
führen werden, daß ausländische Studenten hier 
eher besser und mit weniger Bürokratie studieren 
können. Zum einen wollen wir, daß qualifizierte Stu-
dienbewerber unabhängig davon, aus welchem Land 
sie kommen und ob als Graduierte oder als Nichtgra-
duierte, bei gesicherter Finanzierung in Deutschland 
studieren können; dementsprechende Vorschriften 
werden verändert. Zweitens wollen wir darüber hin-
aus, daß Absolventen mit guten Examina in Deutsch-
land promovieren können, und drittens, daß sehr gut 
Promovierte sich habilitieren können, mit anderen 
Worten: daß qualifizierte ausländische Studenten mit 
dementsprechenden Bewe rtungen jedwede Chance 
haben - bis hin zur Habilitation. Hier wird es deutli-
che Verbesserungen  auch in Anwendung der Ver-
waltungsvorschriften geben. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön. - 
Die  Frage 24 wird schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort  wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe dann die Frage 25 der Abgeordneten Si-
mone Probst auf: 

Haben nach Kenntnis der Bundesregierung die Europäische 
Weltraumorganisation ESA bzw. deutsche Unterauftragnehmer 
mit der amerikanischen Weltraumbehörde NASA schriftliche 
Vereinbarungen über eine Haftung im Falle von Unfällen bei 
der Cassini-Huygens-Mission zum Satu rn  getroffen, und wel-
chen Inhalt haben diese Vereinbarungen? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
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und Technologie: Rechtlicher Rahmen für die Zusam-
menarbeit zwischen ESA und NASA bei der Mission 
Cassini-Huygens ist ein am 17. Dezember 1990 ge-
schlossenes Memorandum of Understanding, MoU. 
Dieses MoU enthält in seinem A rt . 15 den bei inter-
nationalen Weltraumkooperationen üblichen gegen-
seitigen Haftungsausschluß für Personen- und Sach-
schäden im Zusammenhang mit dem Projekt. Nach 
Art . 15 Abs. 2 sind die Parteien verpflichtet, diesen 
Haftungsausschluß auch auf ihre Experimentatoren 
sowie ihre Auftrag- und Unterauftragnehmer zu er-
strecken. Nicht von dem Haftungsausschluß erfaßt 
sind Ansprüche natürlicher Personen und ihrer 
Rechtsnachfolger wegen Personenschäden sowie die 
Haftung für Vorsatz. 

Art . 15 Abs. 4 bestimmt, daß die Haftung nach dem 
Weltraumhaftungs-Übereinkommen der Vereinten 
Nationen von 1972 im übrigen unberührt bleibt. Do rt 

 ist geregelt, daß der Startstaat, also der Staat, der ein 
Experiment startet, für Schäden, die durch ein Welt-
raumobjekt auf der Erde verursacht werden, haftet. 
Für den Fall, daß ein Anspruch auf der Grundlage 
dieses Übereinkommens geltend gemacht werden 
sollte, sind die USA und die ESA zu sofortigen Kon-
sultationen über eine mögliche Haftung, eine Auftei-
lung der Haftung und die Verteidigung gegen diesen 
Anspruch verpflichtet. 

Vergleichbare Haftungsausschlüsse sind in den 
Einzelvereinbarungen enthalten, die die DARA be-
züglich der von deutscher Seite beigestellten Instru-
mente mit der NASA geschlossen hat. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Probst. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, dann stellt sich die Frage, was das 
konkret heißt. Ich möchte Sie fragen, welche finan-
ziellen und anderen Verpflichtungen im Falle eines 
Unfalls der Cassini-Mission auf die ESA oder auf 
deutsche Unterauftragnehmer der ESA zukommen 
und welche finanzielle Vorsorge in dieser Hinsicht 
getroffen worden ist. 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Erst einmal gehen wir davon aus, 
daß kein Unfall passiert, 

(Peter Conradi [SPD]: Das tut jeder Autofah

-

rer!) 

Sie hoffentlich auch. Die Wahrscheinlichkeit, daß 
kein Unfall eintritt, ist riesig hoch. 

Zweitens. Wenn Unfälle passieren, tritt dasselbe 
ein wie beispielsweise bei dem mißlungenen Sta rt 

 der Ariane V, eines ESA-Projektes: Eine Haftung der 
am Projekt beteiligten Pa rtner untereinander gibt es 
nicht; vielmehr haften alle zusammen. Dazu gehören 
die beteiligten ESA-Staaten. Bei dem Projekt, wel-
ches Sie meinen, würden NASA und ESA gemein-
sam haften. 

Im übrigen ist es unüblich, von vornherein davon 
auszugehen, daß ein Unfall passiert, und dement

-

sprechende Summen einzustellen. Da die Wahr-
scheinlichkeit von Unfällen, wie Sie wissen, zumin-
dest von anerkannten Sachverständigen als sehr ge-
ring eingeschätzt wird - für den unbeabsichtigten 
Wiedereintritt auf 1 : 1 Million -, ist es nicht oppo rtun, 
von vornherein entsprechende Summen für Scha-
densfolgen einzusetzen. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, Sie haben gesagt, daß es sehr un-
wahrscheinlich ist, daß ein Unfall passiert. Wie schät-
zen Sie denn die Wahrscheinlichkeit, daß bei der 
Marsmission, die auch mit Plutonium bestückt war, 
ein Unfall passierte, und die finanziellen Folgen, die 
daraus resultieren würden, wenn Sie das auf das 
Cassini-Projekt übertragen, ein? Meinen Sie nicht, 
daß es verantwortlich wäre, auch do rt  Vorsorge zu 
treffen? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Sie müssen erst einmal definieren, 
was ein Unfall ist und was nicht. Bei der Marsmission 
1996, die Sie angesprochen haben, handelte es sich 
nicht in dem Sinne um einen Unfall, daß Menschen 
irgendwie zu Schaden gekommen wären. Vielmehr 
ist das Experiment nicht voll geglückt. Das soll häufi-
ger vorkommen; wir erleben auch bei der sicherlich 
auch von Ihnen befürworteten Ariane-Rakete, daß 
bei einer bestimmten Anzahl von Sta rts einmal etwas 
mißlingt. Diejenigen, die sie betreiben, müssen dann 
mit den Kosten, die zusätzlich entstehen, fertig wer-
den; sie teilen sie unter sich auf. Das wird auch in an-
deren Fällen so sein. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage des 
Kollegen Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Frau Präsidentin, darf ich 
vielleicht in zwei Sätzen sagen, um was es sich han-
delt, damit das Hohe Haus nicht frustriert ist und da-
mit wir nicht weiter Fachchinesisch sprechen? - Wir 
sprechen von der Saturnsonde, die mit über 32 Kilo-
gramm Plutonium gestartet wird. Dieses Plutonium 
brauchen wir für thermonukleare Reaktoren. Darum 
geht es. 

Herr Staatssekretär, Sie haben gerade das Unfallri-
siko mit 1 : 1 Million bezeichnet. Wollen Sie damit sa-
gen, daß dieses Verhältnis auch für Raketensta rts zu-
trifft, daß also auf 1 Million Sta rts ein Unfall kommt? 
Das bedeutet Ihre Aussage. 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Nein, das will ich nicht sagen. 

Damit die Kollegen wissen, worüber wir diskutie-
ren und was Ihr Anliegen und auch das Anliegen an-
derer ist, auch von mir ein Hinweis: Bei dieser Mis-
sion wird, wie im übrigen bei vielen anderen Missio-
nen im Weltraum auch, zur Energieversorgung des 
Raumfahrtgerätes und seiner wissenschaftlichen In-
strumente radioaktives Plutonium genutzt. Ich wi ll  



17668 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 196. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. Oktober 1997 

Parl. Staatssekretär Bernd Neumann 

das einmal sagen; sonst weiß keiner, worüber wir 
hier reden. 

Wie Sie gesagt haben, wird beim Cassini-Projekt 
Plutonium in drei Generatoren eingesetzt. Wenn das 
Cassini-Projekt jetzt gestartet wird, soll im Jahre 2004 
der Saturn erreicht werden. Die Sorge mancher ist, 
daß auf Grund von Unfällen beim Sta rt  oder auch in 
der Abwicklung dieses Projektes dieses für den Or-
ganismus gefährliche Plutonium in die Erdatmo-
sphäre kommen und dementsprechende Gefahren 
auslösen könnte. Das ist der Hintergrund. 

Wenn ich jetzt - ich habe das bereits vorwegge-
nommen - von den Risiken spreche, meine ich diese 
Gefahr. 

Sie haben recht: Natürlich kann bei einem Start et-
was passieren. Hier sind, bezogen auf diese drei Ge-
neratoren, die sogenannten RTG-Segmente, Sicher-
heitsvorkehrungen getroffen, von denen die Fach-
leute, die damit beschäftigt sind, sagen: Da kann im 
Grunde nichts passieren; selbst ein mißglückter Start 
wird kein Entweichen des Plutoniums mit sich brin-
gen. 

Natürlich sind Raketenfehlstarts mit größerer 
Wahrscheinlichkeit möglich, wobei definiert werden 
muß, was ein Fehlstart ist. Aber das Risiko der Auf-
nahme von Plutonium in Organismen auf der Erde 
wird so eingeschätzt, wie ich es formuliert habe. Das 
heißt, im Grunde  genommen könnte man es mathe-
matisch vernachlässigen. 

Ich bitte um Nachsicht, Frau Präsidentin, daß ich 
das so lange ausgeführt habe. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Nachsicht 
habe ich. Aber ich habe ebenfalls die Aufgabe, dar-
auf zu achten, daß wir noch acht Fragen gerne beant-
wortet hätten. Ich bitte jetzt alle, auch die Nachfra-
ger, sich etwas knapp zu fassen, weil hier einige so 
lange gesessen haben. Deswegen wäre es gut, wenn 
sie auch noch an die Reihe kämen. 

Die Fragen 26 und 27 des Abgeordneten Ku-
batschka, die ich jetzt aufrufe, hängen inhaltlich mit 
dem Thema zusammen. Zuerst Frage 26: 

Als wie ernst zu nehmend stuft die Bundesregierung die Kri-
tik von Dr. Michio Kaku an den Umweltverträglichkeitsstudien 
der US-Raumfahrtbehörde NASA ein, die zu dem Ergebnis ge-
langt ist, daß die Risiken beim Einsatz von radiothermoelektri-
schen Generatoren (RTG) im Weltraum von der NASA systema-
tisch und unzulässig verharmlost werden (s. dpa-Meldung vom 
9. September 1997)? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Die Fragen schließen thematisch 
unmittelbar an das Vorangegangene an. Frau Präsi-
dentin und Herr Kollege Kubatschka, wenn Sie ge-
statten, fasse ich die Antwort auf diese beiden Fra-
gen zusammen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dann rufe ich 
jetzt auch die Frage 27 des Abgeordneten Ku-
batschka auf: 

Welche Prüfungen hat die Bundesregierung veranlaßt, um 
die Kritik von Dr. Michio Kaku zu verifizieren, und welche 
Schlußfolgerungen zieht sie aus diesen Ergebnissen? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Der Bundesregierung ist die von 
Professor Kaku, einem theoretischen Physiker, vorge-
brachte Kritik an den Umweltverträglichkeitsstudien 
der NASA bekannt. 

Die RTGs - das sind die von mir geschilderten Ge-
neratoren - werden in dem von der NASA verantwor-
teten Teil des Satelliten eingesetzt. Im Hinblick auf 
das Umweltgefährdungspotential hat die NASA die 
Erstellung entsprechender Untersuchungen veran-
laßt, die auch der Öffentlichkeit zur Kommentierung 
zugänglich waren. 

Die NASA ist ferner auf die von Bürgern, Umwelt-
und Friedensgruppen vorgebrachten Argumente im 
Prozeß der Finalisierung der Studien eingegangen. 
Für die Bundesregierung besteht kein Anlaß, sich in 
die innenamerikanische Debatte einzuschalten und 
die Seriosität der NASA-Studien in Zweifel zu zie-
hen. Zudem liegen, da in Europa die RTG-Technolo-
gie nicht eingesetzt wird, auch nur in den USA die 
notwendigen Daten aus Tests mit RTGs vor, die für 
.eine Überprüfung der Studien erforderlich wären. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Ku-
batschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, da 
wir auch zahlen, sind wir mitverantwortlich. Darum 
meine Frage: Bei einem Unfall während der Cassini-
Mission rechnet die NASA nach ihrer Umweltver-
träglichkeitsprüfung mit bis zu 2300 Krebstoten in-
nerhalb von 50 Jahren. Später hat sie sich korrigiert 
und nur noch von 120 Krebstoten gesprochen. Folgt 
die Bundesregierung in diesem Punkt der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung der NASA? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Wenn Sie diese Zahlen so isoliert 
vortragen, hört sich das natürlich - wie soll ich sa-
gen? - mehr als abschreckend an. Deshalb müssen 
Sie diese Studien im Zusammenhang sehen. Welches 
wäre überhaupt die Voraussetzung dafür, daß ein 
solch schrecklicher Vorfall, den Sie genannt haben, 
eintreten könnte? Die NASA spricht dabei - das ist 
richtig - von 120 Menschen. 

Herr Kollege Kubatschka, die erste Voraussetzung 
wäre die, daß überhaupt ein Unfall passiert: beim 
Start oder auch während der Mission. 1999 wird die-
ser Cassini-Satellit auf seiner Flugbahn zum Saturn 
noch einmal in die Nähe der Erde kommen, so daß 
manche sagen, er könnte theoretisch in die Erdatmo-
sphäre eintreten und verglühen. Das wäre die zweite 
Möglichkeit. Es könnte sich dementsprechend das 
Plutonium aus dem Behälter sukzessive in der Erdat-
mosphäre verbreiten und auf die Erde sinken. Die er-
ste Voraussetzung, daß so etwas überhaupt passiert, 
wäre ein Unfall. Die zweite Voraussetzung wäre - 
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das wird als sehr unwahrscheinlich eingestuft -, daß 
aus den Generatorenbehältern Plutonium entweicht 
und sich auf der Erde verteilt; man geht von maximal 
zwei Dritteln der Gesamtmenge aus. Die dritte Vor-
aussetzung wäre, daß das hierin enthaltene Pluto-
nium in Organismen eintritt; das ist wegen der kri-
stallinen Formen und Strukturen dieses Plutoniums 
als sehr unwahrscheinlich anzusehen. 

Unter diesen drei Voraussetzungen, die von aner-
kannten Sachverständigen alle als unwahrscheinlich 
bezeichnet werden - die Wahrscheinlichkeit eines un-
beabsichtigten Wiedereintritts beträgt, wie gesagt, 
1 : 1 Million -, ist man zu dieser theoretischen Größe ei-
ner Gefahr für etwa 120 Menschen auf der gesamten 
Erde gekommen. Selbst ein Opfer wäre bei einem sol-
chen Experiment, einer solchen Expedition zuviel. Inso-
fem möchte ich gar nicht über die Zahl diskutieren. 
Wahr ist aber, daß auf Grund von Sicherheitsvorkehrun-
gen, der gesicherten Technologien bei diesem Expe ri

-ment und aller Gutachten dies so gut wie ausgeschlos-
sen ist. Wenn man dann die Gefahren des alltäglichen 
Lebens - Flugzeugabsturz oder ähnliches - mit solchen 
Experimenten vergleicht, kommt man zu dem Ergebnis, 
daß die Wahrscheinlichkeit solcher Unfälle ungleich 
größer ist als in dem vorgesehenen Experiment. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Ku

-

batschka, bitte. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben erschreckende Zahlen genannt. Noch erschrek-
kender sind die Zahlen, die Herr Professor Kaku ge-
nannt hat. Er sprach von 230 000 möglichen Krebstoten 
innerhalb von 50 Jahren, das entspricht dem 
Faktor 100. Wir sprechen hier über die von der NASA 
festgelegten Bedingungen. Damm noch einmal meine 
Nachfrage: Bei einem Startunfall rechnet die NASA mit 
einer Freisetzung von 0,05 Prozent Plutonium. Ist dieser 
Wert nicht höher einzuschätzen, wenn man von hö-
heren Temperaturen bei der Explosion ausgehen 
würde, wobei wahrscheinlich der Schmelzpunkt von 
Indium überschritten wird, wenn man Splitterwirkung 
und Überdruck in die Berechnung einbezieht? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Herr Kollege Kubatschka, wahr-
scheinlich sind wir beide überfordert, wenn wir uns 
eine Meinung bilden wollten, ab welchem Punkt das 
Experiment als gefährlich oder nicht mehr gefährlich 
einzustufen ist. Ich habe mich auf die Entscheidungs-
abläufe in Amerika, insbesondere bei der NASA, be-
zogen. Wenn man weiß, daß der Einsatz dieser radio-
thermoelektrischen Generatoren in den USA einer 
sehr rigiden Umweltverträglichkeitsprüfung unterzo-
gen wird, ein gesondertes Genehmigungsverfahren 
auch unter Mitwirkung zahlreicher Verbände statt-
findet und das Weiße Haus die letzte Entscheidung 
auf der Grundlage der Empfehlung eines unabhängi-
gen Gremiums trifft - dieses geschieht alles sehr 
sorgsam -, habe ich als Vertreter der Bundesregie-
rung keinen Grund, anzunehmen, daß Ame rikaner 
nicht ebenso um die Gesundheit der Menschen wie 
wir Deutschen besorgt sind. 

Im übrigen ist mir von den zuständigen Stellen ge-
sagt worden, daß die Wissenschaftler, insbesondere 
auch der Wissenschaftler Professor Kaku, ihre Unter-

lagen nicht vorgelegt haben und sie nicht bereit wa-
ren, ihre Berechnungsgrundlagen offenzulegen. 
Aber diese Diskussion über das Vorliegen eines Ge-
fahrenpotentials haben wir bei verschiedenen ande-
ren Großprojekten. Auch beim FRM II haben wir, 
Frau Kollegin Probst, diese Fragestellung diskutiert. 
Irgendwann mußte die Entscheidung in Abwägung 
aller Dinge getroffen werden. Bei Kernkraftwerken 
haben Sie das auch. Ich glaube, daß man sorgfältiger 
und genauer, als hier im Rahmen der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung vorgegangen wurde, nicht vorge-
hen kann. Deswegen hat die Bundesregierung keine 
Bedenken, sich über die ESA an dieser Saturn-Mis-
sion zu beteiligen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
noch einmal fragen? 

Horst Kubatschka (SPD): Ja, ich habe ja noch zwei 
Fragen. 

Herr Staatssekretär, Sie weisen immer wieder dar-
auf hin, wie genau die Wahrscheinlichkeit berechnet 
wurde. Im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprü-
fung wird davon ausgegangen, daß bei einem Sta rt

-unfall das radioaktive Material auf einer Fläche von 
18 Hektar niedergeht und bei einem Vorbeiflug an 
der Erde, der ja erfolgen soll, 30 bis 35 Prozent des 
Materials in der Stratosphäre verteilt werden, daß 
aber - o Wunder - der Fallout nur in einem Gebiet 
von 7,9 Quadratkilometern auf die Erde fallen soll. 
Das ist doch völlig unrealistisch. 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ich kann Ihre Zahlen und deshalb 
auch Ihre Schlußfolgerung nicht bestätigen. Ich kann 
Ihnen aber noch einmal sagen, was von seiten der 
Sachverständigen der NASA, der ESA und anderer 
Organisationen in bezug auf einen Unfa ll  festgestellt 
worden ist. Diese Ergebnisse lassen in keiner Weise 
auf die Risiken schließen, die Sie hier mit den Zahlen 
anderer an die Wand malen. 

Horst Kubatschka (SPD): Diese Zahlen male ich 
nicht an die Wand, sondern sie standen in der Um-
weltverträglichkeitsprüfung der NASA. 

Meine letzte Frage. Im Jahre 2001 haben wir eine 
Startposition, bei der ein Fly-by, also der Vorbeiflug 
an der Erde, vermieden werden könnte. Wäre es des-
wegen nicht vernünftiger, diese Mission zu verschie-
ben? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Das ist die Frage 24, die schriftlich 
beantwortet wird. Obwohl ich diese Frage schriftlich 
beantworte - auch Sie können diese Antwort selbst-
verständlich einsehen -, will ich Ihnen folgende Ant-
wort  geben: Eine Verschiebung auf das Jahr 2001 
würde das Problem nicht lösen. Der Sta rt  im Jahre 
2001 unter Verzicht auf RTG würde voraussetzen, 
daß man bis dahin so weit wäre, dieses Raumfahrtge-
rät mit Sonnenenergie zu betreiben. Das wird nicht 
der Fall sein, selbst wenn die ESA größte Anstren-
gungen unternimmt. 
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Sie wissen, daß die ESA und gerade wir über das 
DLR daran interessiert sind - do rt , wo es geht -, sol-
che Missionen mit Sonnenenergie durchzuführen, 
um das letzte Restrisiko zu beseitigen. Aber alle 
Fachleute der NASA und anderer Organisationen sa-
gen, daß dies auch im Jahre 2001 nicht möglich sein 
wird, weil die Entfernung zur Sonne zu groß wird. 
Man hat festgestellt, daß in einer Entfernung bis zum 
Jupiter die Sonnenenergie noch ausreicht, aber daß 
bei einer größeren Entfernung - die Entfernung bis 
zum Saturn ist ungleich größer - die Kraft der Sonne 
nicht mehr ausreicht bzw. daß man solch große Kol-
lektoren installieren müßte, so daß das ganze Expe ri

-ment in der Weise nicht durchzuführen ist. 

Insofern bringt das Warten auf das Jahr 2001 
nichts. Es hat einen weiteren großen Nachteil: Die 
Fachleute sagen - das ist wohl auch unstreitig -, daß 
die Konstellation der Planeten im Sonnensystem zu-
einander bis November so hervorragend ist, daß die 
zusätzlichen Antriebe durch Anziehungskräfte der 
anderen Planeten optimal sind. Würde man diesen 
Termin verpassen, würde die Mission nicht 2004 ans 
Ziel kommen, sondern erst fünf, sechs oder sieben 
Jahre später. Dies hätte wiederum eine völlige Über-
arbeitung der Mission zur Folge. Aus diesem Grunde 
wird eine Verschiebung auf das Jahr 2001 nicht für 
sinnvoll erachtet. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen jetzt noch zum Geschäftsbereich des 
Auswärtigen Amtes. Zur Beantwortung der Fragen 
steht Staatsminister Schäfer zur Verfügung. 

Ich lasse jetzt nur noch die Fragen 28 und 29 zur 
Beantwortung zu. Zunächst rufe ich die Frage 28 auf: 

Wieso verwehrt die Bundesregierung gegenüber dem dama-
ligen Entführungsopfer Heinrich Strübig und dessen Familie 
weiterhin genaue Erläuterungen über die damaligen Erkennt-
nisse und Erörterungen im Arbeitsstab Libanon, wo doch we-
sentliche Unterlagen des Bundesnachrichtendienstes zum Ent-
führungsfall Strübig/Kemptner in einem Buch, in Presseartikeln 
und in einem Fernsehbeitrag veröffentlicht wurden und offen-
bar den bisherigen Darstellungen der Bundesregierung wider-
sprechen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Präsidentin! Herr Kollege, das Auswärtige 
Amt hat in diesem Jahr mehrfach Angehörigen von 
Herrn Strübig auf deren schriftliche Anfragen hin ge-
antwortet, daß Vermutungen über angebliche Ver-
säumnisse und Fehlverhalten der Bundesregierung in 
dem Geiselfall Strübig/Kemptner - wie sie in verschie-
denen Veröffentlichungen in diesem Jahr angestellt 
wurden - einer sachlichen Grundlage entbehren. Den 
Angehörigen wurde unter anderem dargelegt, daß 
sich die genannten Veröffentlichungen in wichtigen 
Fragen teilweise auf aus dem Zusammenhang geris-
sene Einzeltatsachen, teilweise auf reine Spekulatio-
nen gründen. Die Antworten des Auswärtigen Amtes 
konnten auf Grund der Vertraulichkeit, der die dies-
bezüglichen Informationen zum Geiselfall weitge-
hend unterliegen, nur in allgemeiner Form erfolgen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wollen Sie 
nachfragen? 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatsminister, Sie berufen sich auf 
die Notwendigkeit zumindest teilweiser Geheimhal-
tung. Stimmen Sie mir zu, daß Geheimhaltung kein 
Wert an sich ist, sondern einem Ziel dienen muß, das 
aber hier nicht ersichtlich ist, nachdem inzwischen 
BND-Unterlagen veröffentlicht worden sind, insbe-
sondere in einem ZDF-Film und in einer Ausgabe 
des „Focus", die nur vom BND selbst oder einer an-
deren Bundesbehörde stammen können? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, ich weise Sie darauf hin, daß einige 
Angelegenheiten in diesem Zusammenhang, wie ich 
bereits gesagt habe, tatsächlich der Vertraulichkeit 
unterliegen und daß nicht alles, was veröffentlicht 
worden ist, der Wahrheit entspricht, sondern Spekula-
tionen enthält, die nicht nachgeprüft worden sind und 
die zum Teil auf Informationen von anderen Diensten 
zurückzuführen sind, über deren Hintergrund aller-
dings große Zweifel bestehen. Ich darf in dem Zusam-
menhang also noch einmal sagen: Es ist nicht alles 
bare Münze, was in einer Sendung des ZDF oder mei-
netwegen auch im „Focus" veröffentlicht wird. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Keine weiteren 
Fragen. 

Dann rufe ich die Frage 29 auf: 

Trifft es zu, daß die in der Antwort des Staatsministers 
Dr. Werner Hoyer vom 19. September 1997 auf meine Frage 13 
in Drucksache 13/8596 zitierte Presseerklärung des Auswärti-
gen Amts vom 23. Juni 1997 als Reaktion auf Pressemeldungen 
über eine kurz zuvor eingereichte Strafanzeige des Hein rich 
Strübig gegen die Verantwortlichen des damaligen Arbeitssta-
bes Libanon erfolgte und nicht - wie mir gegenüber mitgeteilt 
wurde - als Antwort auf das in meiner Frage 13 erwähnte Rund-
schreiben von Dagmar Nackunstz vom 10. Juni 1997? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich präzisiere die Antwort vom 19. September 
1997 auf Ihre Frage; das war die Bundestagsdruck-
sache 13/8596. Die Ihnen im Wortlaut übermittelte 
Erklärung wurde vom Sprecher des Auswärtigen 
Amtes am 23. Juni 1997 in der Bundespressekonfe-
renz auf eine entsprechende Anfrage hin abgegeben. 
Sie hatte auch zum Ziel, sowohl auf das genannte 
Schreiben von Frau Nackunstz als auch auf Presse-
meldungen über eine Strafanzeige von Herrn Strübig 
zu reagieren. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Keine weiteren 
Fragen? - Dann danke ich Ihnen, Herr Staatsmi-
nister. 

Die anderen Fragen werden schriftlich beantwor-
tet. Die Fragen 40 des Abgeordneten Peter Conradi 
(SPD) und 42 der Abgeordneten Ilse Janz (SPD) wur-
den zurückgezogen. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Ich beende die Fragestunde. Wir sind damit auch 
am Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destags auf morgen, Donnerstag, den 9. Oktober, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.43 Uhr) 
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Anlage 1 
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sammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ul rich Klinkert auf die Fra-
gen des Abgeordneten Helmut Lamp (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/8657 Fragen 3 und 4): 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Maße die At-
mosphäre seit 1950 mit CO 2  angereichert  wurde? 

Welche Fortschritte zur Minderung der CO 2-Anreicherung 
konnten mit Blick auf die nationale Selbstverpflichtung in der 
Bundesrepublik Deutschland bisher erzielt werden? 

Zu Frage 3: 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Da-
ten nahm die atmosphärische CO 2-Konzentration von 
rund 310 ppmv (parts per million by volume) im 
Jahre 1950 auf ca. 360 ppmv im Jahre 1995 zu (Zu-
nahme um mehr als 16 %). 

Die 1958 am Observato rium Mauna Loa, auf Ha-
waii begonnen Direktmessungen der CO 2-Konzen-
tration in der Atmosphäre schließen sich mit einem 
Wert von 315 ppmv unmittelbar an die aus der Unter-
suchung von Eisbohrkernen rekonstruie rten zeitli-
chen Entwicklungen der troposphärischen. CO 2-Kon-
zentration an. Seit 1950 betrug die durchschnittliche 
jährliche Zunahme 0,35 %. Die Entwicklung der ge-
messenen Werte für CO 2  und CH4  entnehmen Sie 
bitte der Tabelle die ich Ihnen im Anschluß an die 
Fragestunde überreichen werde. 

Zu Frage 4: 

Das Ziel der Bundesregierung besteht da rin, die 
CO2-Emissionen bis zum Jahre 2005 gegenüber 1990 
um 25 % zu reduzieren. Hierzu hat die Bundesregie-
rung am 13. Juni 1990, 7. November 1990, 11. De-
zember 1991 und 29. September 1994 Beschlüsse ge-
faßt. Ein weiterer Beschluß des Bundeskabinetts, mit 
dem Zwischenbilanz über die bislang erzielten Er-
gebnisse des nationalen Klimaschutzprogramms ge-
zogen wird und weitere Maßnahmen zur Verwirkli-
chung des Klimaschutzziels der Bundesregierung be-
schlossen werden sollen, wird derzeit von der Bun-
desregierung vorbereitet. 

Das nationale Klimaschutzprogramm enthält mehr 
als 130 Maßnahmen, die seit 1990 schrittweise umge-
setzt werden. Hierzu zählen ordnungsrechtliche An-
forderungen wie die Wärmeschutzverordnung, die 
Heizungsanlagenverordnung und die Kleinfeuerungs-
anlagenverordnung, ökonomische Instrumente wie 
die Förderungsprogramme der Banken des Bundes 
oder die im Rahmen der Wohnungsbauförderung ge-
währten Zulagen für Wärmeschutzmaßnahmen und 
die Nutzung energieeffizienter Techniken sowie flan-
kierende Maßnahmen, wie Information und Bera-
tung, Aus- und Fortbildung, Forschung und Entwick-
lung. Mit dem bislang von der Bundesregierung ver-
abschiedeten Maßnahmenbündel wird nach den Er-
gebnissen jüngst vorgelegter Studien eine CO 2-Min-
derung von 15-17 % bis zum Jahre 2005 erreicht 
werden. 
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Die bisherige Bilanz der CO 2-Emissionen führt zu 
folgendem Ergebnis: Zwischen 1990 und 1996 gin-
gen die CO2-Emissionen um 10,3 % zurück. Dabei 
wurde der kontinuierliche Rückgang zwischen 1990 
und 1995 (-11,8 %) aufgrund der ungewöhnlich kal-
ten Winter 1995/96 bzw. 1996/97 durch einen tempe-
raturbedingten Anstieg der CO 2-Emissionen unter-
brochen. 

Das Verhältnis der energiebedingten CO 2-Emissio-
nen zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist in Deutsch-
land im Zeitraum 1990 bis 1996 um rund 19 % gesun-
ken. Hier zeigt sich, daß sich die Entkopplung von 
Wirtschaftswachstum und CO 2-Emissionen fortge-
setzt hat. Zwischen 1990 und 1996 haben sich die 
CO2-Emissionen pro Einwohner um 13,3 % vermin-
dert. 

Die Entwicklungen der letzten Jahre lassen sich 
dem Zweiten Be richt der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland nach dem Rahmenübereinkommen 
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen im 
einzelnen entnehmen. Dieser Be richt wurde vom 
Bundesumweltministerium veröffentlicht. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Peter Struck (SPD) (Druck-
sache 13/8657 Fragen 8 und 9): 

Wie ist die derzeitige Belegungssituation (in v. H. zur verfüg-
baren Bettenzahl, eigene Betten/Vertragsbetten) bei den Reha-
bilitationseinrichtungen der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte und - nach Kenntnis der Bundesregierung - der 
Landesversicherungsanstalten - jeweils nach Anstalten ge-
trennt -, verteilt auf eigene Einrichtungen der Rentenversiche-
rungsträger und die von den Rentenversicherungsträgern in 
Anspruch genommenen Vertragsbetten in p rivaten Rehabilitati-
onseinrichtungen? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung veranlaßt, die 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1997 
zur gleichgewichtigen Verteilung des durch die Einsparung im 
Rehabilitationsbereich bedingten Belegungsrückgangs auf ei-
gene Einrichtungen der Rentenversicherungsträger und auf 
vertraglich in Anspruch genommene p rivate Rehabilitationsein-
richtungen umzusetzen und künftig abzusichern (vgl. Plenar-
protokoll 13/184, S. 16 616 A)? 

Zu Frage 8: 

Die trägereigenen Rehabilitationseinrichtungen 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte sind 
derzeit zu rd. 80 Prozent ausgelastet. Im Februar 
1996 lag der Auslastungsgrad der eigenen Einrich-
tungen der Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte noch bei 91,3 Prozent. Der Auslastungsgrad 
bei vertraglich durch die Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte in Anspruch genommenen Ein-
richtungen beträgt nach einer Schätzung der Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte derzeit rd. 
60 Prozent, wobei zu berücksichtigen ist, daß diese 
Einrichtungen nicht ausschließlich durch die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung belegt werden. 

Zur Belegungssituation eigener und vertraglich in 
Anspruch genommener Einrichtungen der Landes-
versicherungsanstalten liegen aktuelle Daten nicht 
vor. Es kann nur auf die Daten zurückgegriffen wer-
den, die für einen Be richt an den Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages erhoben wurden. Da-
nach ist die Auslastung bei den Einrichtungen der 
Träger der Arbeiterrentenversicherung von Anfang 
1996 bis April 1997 von rd. 92 v. H. auf rund 
71 Prozent zurückgegangen. Die Belegung in priva-
ten Einrichtungen wurde im Bereich der Arbeiterren-
tenversicherung von Anfang 1996 bis April 1997 um 
rd. 30 v. H. zurückgeführt. Der Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages hat diesen Be richt in sei-
ner Sitzung am 1. Oktober 1997 zur Kenntnis genom-
men. 

Zu Frage 9: 

Mit Schreiben vom 28. Juli 1997 hat das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung den Trägern 
der Rentenversicherung die Entschließung des Bun-
destages vom 26. Juni 1997 zur gleichgewichtigen 
Verteilung der durch die Einsparungen im Rehabili-
tationsbereich bedingten Belegungsrückgänge auf 
vertragliche und trägereigene Rehabilitationseinrich-
tungen mit der Bitte um Beachtung übersandt. Die 
Träger haben zugesagt, die Entschließung beachten 
zu wollen. 

Die in der Antwort auf Ihre erste Frage genannten 
Zahlen belegen, daß sich die Träger der Rentenversi-
cherung im Rahmen der haushaltsrechtlichen Mög-
lichkeiten bemüht haben, der Auffassung des Deut-
schen Bundestages, wie sie in der von Ihnen ange-
sprochenen Entschließung zum Ausdruck kommt, 
Rechnung zu tragen. Dieses Bemühen stößt aber we-
gen der gleichzeitig von ihnen erwarteten Beachtung 
des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit an Grenzen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/8657 Frage 15): 

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, damit im 
Rahmen des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) das 
Verkehrssystem Omnibus in Anbetracht seiner im Vergleich 
zum Verkehrssystem Schiene deutlich niedrigeren Förderung 
aus Mitteln des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
(GVFG) auch künftig auf dem deutschen Markt, insbesondere 
im ländlichen Bereich, noch einsatz- und konkurrenzfähig 
bleibt? 

Gerade im ländlichen Bereich dürfte der Bus ge-
genüber dem Schienenverkehr deutliche Vorteile und 
niedrigere Kosten aufweisen, so daß seine Einsatz-
und Konkurrenzfähigkeit außer Frage stehen sollte. 

Es ist aber nicht Aufgabe der Bundesregierung, im 
Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs den 
Ländern und Gemeinden konkrete Vorgaben zu ma-
chen. Aufgaben- und Finanzverantwortung für alle 
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Bereiche des ÖPNV liegen seit 1996 allein bei den 
Ländern. Sie können über die Landes-ÖPNV-Ge-
setze und den Einsatz staatlicher Fördermittel Ak-
zente und Prioritäten setzen. Dazu gehört auch die 
Entscheidung über den Einsatz von Finanzhilfen für 
Schienen- oder Straßen-ÖPNV. 

Der Bund hat die Länder zur Wahrnehmung dieser 
Verantwortung in großzügiger Weise mit Fördermit-
teln nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz und dem Regionalisierungsgesetz ausgestattet. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra-
gen des Abgeordneten Ernst Hinsken (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/8657 Fragen 20 und 21): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Deutsche 
Lufthansa mit einem Anteil von rund 80 % am innerdeutschen 
Linienluftverkehr als marktbeherrschendes Unternehmen an-
zusehen ist, und wie reagiert die Bundesregierung vor diesem 
Hintergrund über ihre Vertreter im Aufsichtsrat des Unterneh-
mens darauf, daß die Deutsche Lufthansa die Provisionen für 
innerdeutsche Lufthansaflüge an die Reisevermittler von 9 % 
auf 5 % abgesenkt hat? 

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, daß von die-
ser Absenkung der Provision die großen Reisebüroketten, z. B. 
Hapag-Lloyd, Eurolloyd oder Deutsches Reisebüro, an denen 
die Deutsche Lufthansa beteiligt ist und andere Reisebüroket-
ten durch gesondert vereinbarte Zusatzprovisionen nicht be-
troffen sind, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, um zu verhindern, daß hierin eine Ausnutzung von 
Marktmacht zum Nachteil der mittelständischen Unternehmen 
zu sehen ist? 

Zu Frage 20: 

Eine Einflußnahme der Aufsichtsratsmitglieder ist 
nach Ansicht der Bundesregierung nicht möglich, 
insbesondere nicht in der Endphase der Privatisie-
rung. Die unternehmerischen Ziele legen der Bun-
desregierung eine gewisse Zurückhaltung auf. 

Zu Frage 21: 

Nein, der Gegenstand der Frage fällt in den Be-
reich der unternehmerischen Entscheidung der Deut-
schen Lufthansa AG. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Be rnd Neumann auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/8657 Frage 22): 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen bzw. 
gedenkt sie noch zu ergreifen, damit sich die Anzahl qualifizier-
ter ausländischer Studierender an deutschen Hochschulen er-
höht? 

Die Bundesregierung hat seit 1996 verschiedene 
Reformmaßnahmen initiiert, die die Zahl qualifizier-
ter ausländischer Studierender an deutschen Hoch-
schulen erhöhen sollen. Die Stärkung der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Hoch-
schulen bildet außerdem einen besonderen Schwer-
punkt der Initiative der Bundesregierung zur Novel-
lierung des Hochschulrahmengesetzes. Daneben ha-
ben die Regierungschefs der Länder ein Maßnah-
menpapier der Kultusministerkonferenz am 18. De-
zember 1996 zustimmend zur Kenntnis genommen, 
das sich vor allem auf Maßnahmen im Verantwor-
tungsbereich der Länder konzentriert. 

Die Maßnahmen werden im einzelnen in der Ant-
wort  der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. „Inter-
nationale Attraktivität des Hochschulstandortes 
Deutschland als Aufgabe deutscher Politik" darge-
stellt werden. Der Antwortentwurf auf die Große An-
frage befindet sich derzeit in der Abstimmung mit 
den Bundesressorts und den Wissenschaftsorganisa-
tionen. Dieser Antwort, die gegen Ende des Jahres 
erfolgen wird, werden Sie detaillie rte Antworten zur 
Gesamtthematik entnehmen können, einschließlich 
der Darstellung der bereits eingeleiteten Maßnah-
men. Beispielhaft benennen möchte ich folgende 
Maßnahmen: 

- 13 neue international ausgerichtete Modellstudien-
gänge mit durchstrukturiertem Studium und bere-
chenbarer Studiendauer; 

- Schaffung der rahmenrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Vergabe der international verbreiteten 
Hochschulgrade „Bachelor" und „Master" in der 
HRG-Novelle; 

- der Deutsche Akademische Austauschdienst 
(DAAD) fördert acht neue Studiengänge für die 
Weiterqualifizierung ausländischer Bachelors, die 
aus 40 Vorschlägen ausgewählt werden konnten; 

- Einführung eines Leistungspunktsystems (credit 
point system) in den deutschen Studiengängen zur 
Akkumulation und zum erleichterten Transfer von 
Studien- und Prüfungsleistungen; 

- Verschiedene Studentenwerke bieten zum kom-
menden Wintersemester erstmalig ausländischen 
Bewerbern Service-Pakete an, die zu einem attrak-
tiven Festpreis Unterkunft, Verpflegung und an-
dere Nebenleistungen vorsehen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage des Abgeordneten Lothar Fischer (Homburg) 
(SPD) (Drucksache 13/8657 Frage 24): 

Welche konkreten negativen Auswirkungen befürchtet die 
Bundesregierung für den Fall, daß die Cassini-Huygens-Mis-
sion zum Saturn nochmals - und dieses Mal bis zum Jahr 2001 - 
verschoben wird, um ein Erd-Swing-by-Manöver zu vermei-
den, auf den mit dieser Mission verfolgten wissenschaftlichen 
Erkenntnisgewinn? 
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Bei dem jetzt vorgesehenen Sta rt  nutzt die CAS-
SINI-HUYGENS-Mission die besonders vorteilhafte 
Ausrichtung der Planeten Erde, Venus, Jupiter und 
Saturn. Diese erlaubt es, mittels einer Kombination 
von Vorbeiflugmanövern an Venus (2 x, im April 
1998 bzw. Juni 1999), Erde (August 1999) und Jupiter 
(Dezember 2000) deren Schwerefelder zur Beschleu-
nigung des Satelliten zu nutzen und so die Flugdauer 
wesentlich zu verkürzen. Dieses günstige „Startfen-
ster" schließt sich Anfang November 1997. 

Eine Verschiebung des Sta rts bis zum Jahre 2001 
würde folgende Nachteile mit sich bringen: 

- Durch die ungünstigere Ausrichtung der Planeten 
ergibt sich eine geringere Beschleunigung. Um 
den Saturn zu erreichen und do rt  die geplante Zahl 
von Flügen um den Saturn, den Saturn-Mond Ti-
tan und die Saturn-Ringe durchzuführen, müßte 
mehr Treibstoff mitgeführt werden. 

- Durch die ungünstigere Ausrichtung der Planeten 
ergäbe sich neben der Startverschiebung eine Ver-
längerung der Flugdauer von jetzt knapp sieben 
Jahren auf dann etwas über zehn Jahre; die Mis-
sion würde dann also statt im Juni 2004 erst im 
Juni 2011 am Saturn eintreffen. 

- Um die Mitnahme von mehr Treibstoff zu ermögli-
chen, müßte ein in der Entwicklung befindliches 
effektiveres Triebwerk fertiggestellt und fluger-
probt werden. 

- Durch die längere Flugdauer würde die für die wis-
senschaftlichen Untersuchungen zur Verfügung 
stehende elektrische Energie (durch die Abnahme 
der Leistung der RTGs) reduziert, so daß u. U. le-
diglich beschränkte Messungen zugelassen wer-
den könnten und einige Beobachtungen wohl ganz 
entfallen müßten. 

- Die weit spätere Ankunft hätte zur Folge, daß auch 
die CASSINI- und HUYGENS-Sonde samt ihren 
Meßinstrumenten gealtert und damit weniger lei-
stungsfähig wären. 

- Die Untersuchung der Saturnringe, ein wesentli-
ches Ziel der Mission, würde durch die veränderte 
Stellung zwischen Saturn und Sonne mit der Folge 
schlechterer Beleuchtung behindert werden. 

Insgesamt wäre nach NASA-Schätzung bei einer 
Verschiebung mit mehr als 800 Millionen US-$ Mehr-
kosten allein auf der US-Seite zu rechnen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage der 
Abgeordneten Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 13/8657 Frage 30): 

Steht die Schließung der Außenstelle der Deutschen Bot-
schaft in Kamerun, Douala, dem Wirtschaftszentrum des Lan-
des und wichtigsten Hafen Westafrikas, nicht im Gegensatz zu 
der vom Bundesminister des Auswärtigen verfolgten Politik, die 
Außenwirtschaft zu stärken? 

Die wirtschaftliche Bedeutung Dualas für Kamerun 
und für die gesamte westafrikanische Region ist dem 
Auswärtigen Amt sehr wohl bewußt. Leider zwingen 
Personaleinsparungen in Höhe von 2 Prozent im Jahr 
1997 das Auswärtige Amt auch zur Schließung von 
Auslandsvertretungen. Nach sorgfältiger Prüfung 
und Abwägung ist das Auswärtige Amt zu der Über-
zeugung gelangt, daß der außenwirtschaftliche Scha-
den aus einer Schließung Dualas geringer ist als der 
Schaden aus der Schließung anderer Vertretungen. 

In Duala wird ein Honorarkonsul bestellt werden, 
der die deutschen Wirtschaftsinteressen gemeinsam 
mit der Botschaft in Jaunde wahrnehmen wird. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Heinz Schmitt  (Berg) (SPD) 
(Drucksache 13/8657 Fragen 31 und 32): 

Wie gewährleistet die Bundesregierung, daß die Produktion 
von Landminen durch deutsche Firmen nach Unterzeichnung 
des Osloer Abkommens mit sofortiger Wirkung eingestellt wird, 
und haben diese Firmen nach Kenntnis der Bundesregierung 
Produktionsstätten auch in Ländern, die dieses Abkommen 
nicht unterzeichnet haben? 

Ist ein Bericht des Fernsehmagazins Monitor vom 25. Sep-
tember 1997 zutreffend, daß die Bundesregierung Finnen  bei 
der Entwicklung von Minenräumsystemen fördert, die auch 
Hersteller von Landminen sind, und ist es richtig, daß das 
marktreife und nach Aussagen von Experten praxistaugliche 
Produkt eines mittelständischen Unternehmens (Firma Krohn in 
der Eifel) von der Bundesregierung nicht weiter gefördert wird? 

Zu Frage 31: 

Der in Oslo am 18. September 1997 angenommene 
Text eines Abkommens über das Verbot des Einsat-
zes, der Lagerung, Herstellung und des Transfers 
von Antipersonenminen sowie über ihre Zerstörung 
liegt am 3. und 4. Dezember 1997 in Ottawa zur 
Zeichnung auf. Erst dann wird feststehen, welche 
Staaten das Abkommen gezeichnet haben. 

Das in Oslo ausgehandelte Abkommen untersagt 
die Herstellung von Antipersonenminen. Diese A rt 

 von Minen werden in Deutschland seit langem nicht 
mehr produziert. Ihre Herstellung unterliegt der Ge-
nehmigung nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz. 
Genehmigungen werden nicht erteilt. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß deut-
sche Firmen Produktionsstätten für Antipersonenmi-
nen im Ausland hätten. 

Zu Frage 32: 

Der Bericht des Fernsehmagazins „Monitor" vom 
25. September 1997, der der Bundesregierung unter-
stellt, Firmen bei der Entwicklung von Minenräum-
systemen zu fördern, die auch Hersteller von Land-
minen sind, geht von falschen Voraussetzungen aus. 
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Die Bundesregierung fördert die reale Erprobung 
von Minenräumgeräten in vom Minenproblem be

-

troffenen Ländern. Die Entwicklung der Räumsy-
steme oder die Durchführung von Einzeltests in 
Deutschland werden von der Bundesregierung nicht 
finanziert. Bisher wurden bzw. werden drei deutsche 
Firmen - Krohn (1995/1996), Flensburger Fahrzeug-
bau Gesellschaft mbH (1997) und MaK System 
GmbH (1998) - bei der abschließenden Einsatzerpro-
bung ihrer mechanischen Minenräumgeräte finan-
ziell gefördert. Keine der Firmen ist Hersteller von 
Landminen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
der Abgeordneten Elisabeth Altmann (Pommels-
brunn) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 
13/8657 Fragen 33 und 34): 

Wann und wie gedenkt die Bundesregierung die Empfehlun-
gen von Sachverständigen aus der Anhörung des Auswärtigen 
Ausschusses zu „Bestandsaufnahme und Perspektiven der 
deutschen Auswärtigen Kulturpolitik" vom 14. April 1997 hin-
sichtlich der Einsetzung einer Kommission, die ein Gutachten 
zur Neuordnung der Trägerlandschaft in der Auswärtigen Kul-
turpolitik erarbeiten soll, umzusetzen? 

Welche konkreten Arbeitsergebnisse kann der von dem Bun-
desminister des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, einberufene 
Beirat für Auswärtige Kulturpolitik hinsichtlich einer Neustruk-
turierung der Trägerlandschaft in der Auswärtigen Kulturpoli-
tik vorweisen? 

Zu Frage 33: 

Der Unterausschuß für Auswärtige Kulturpolitik 
des Auswärtigen Ausschusses des Deutschen Bun-
destags hat sich noch nicht abschließend mit den Er-
gebnissen der von ihm durchgeführten Anhörung 
vom 14. April 1997 befaßt. Eine Stellungnahme der 
Bundesregierung zu den Ergebnissen der Anhörung 
kann erst nach deren Bewe rtung durch den Auswär-
tigen Ausschuß bzw. den zuständigen Unteraus-
schuß in Betracht kommen. 

Zu Frage 34: 

Bevor sich der Beirat für Auswärtige Kulturpolitik 
mit diesem Thema befassen kann, sollte die Mei-
nungsbildung des Deutschen Bundestags zu den Er-
gebnissen der Anhörung abgeschlossen sein. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/8657 Fragen 35 und 
36): 

Zu welchem Ergebnis hat die vom Parlamentarischen Staats-
sekretär im Bundesministerium des Innern, Eduard Lintner, in 
seinem Schreiben vom 23. Ap ril 1997 an mich erwähnte „de-
taillierte Überprüfung des Falles, wie auch der gesamten Zu-
sammenarbeit mit Gröbe" durch das Bundeskriminalamt ge-
führt, und welche Konsequenzen (z. B. Disziplinarmaßnahmen) 
wurden daraus bisher gezogen? 

Inwieweit hat die Bundesregierung Konsequenzen aus dem 
Beschluß der 4. Strafkammer des Landgerichts München II vom 
14. August 1997 im Verfahren gegen Hermann Sten gezogen, 
in dem die Kammer den Zeugen Helmut Gröbe als „untaugli-
ches Beweismittel" ansieht und darüber hinaus die Vermutung 
äußert, die Aussagen der Vertrauensperson Gröbe „beruhen 
eventuell auf Informationen der Polizei" (s. dazu auch „Süd-
deutsche Zeitung" vom 1. Oktober 1997 S. 3)? 

Zu Frage 35: 

Die im Nachgang zum ARD-Be richt „Gesucht 
wird ... " vom 12. März 1997 durch das Bundeskrimi-
nalamt durchgeführten internen Überprüfungen ha-
ben keine Bestätigung der in diesem Be richt erhobe-
nen schwerwiegenden Behauptungen gefunden. 

Für Disziplinarmaßnahmen gegen KHK He rtel 
wurde vom Bundeskriminalamt kein Anlaß gesehen. 

Zu Frage 36: 

Es wird noch einmal klargestellt, daß das Bundes-
kriminalamt die Vertrauensperson 572 ab 1. Halbjahr 
1993 nicht mehr in Ermittlungsverfahren eingesetzt 
hat, nachdem die VP im Strafverfahren gegen Sterr 
vor dem Landgericht Innsbruck enttarnt wurde. 

Der in der Frage erwähnte Beschluß der 4. Straf-
kammer des Landgerichts München II liegt der Bun-
desregierung nicht vor. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Egbert Nitsch (Rendsburg) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/8657 
Frage 37): 

Wie hat die Bundesregierung auf die Tatsache reagiert, daß 
der V-Mannführer des BKA, Kurt He rtel, am 27. Mai 1992 in 
seiner Zeugenvernehmung vor dem Landesgericht Innsb ruck 
in der Strafsache gegen Hermann Sterr behauptet hat: „Es exi-
stieren keine Schreiben der Vertrauensperson an mich" (vgl. 
„Süddeutsche Zeitung" vom 1. Oktober 1997), dieses Schrei- 
ben der VP 572 aber am 7. Juli 1997 durch den BKA-Beamten Sch. 
An das Landge richt München II, betreffend das dortige Verfah-
ren gegen Hermann Sten (4 KLs Js 20033/96) übersandt wur-
den, und inwieweit werden insbesondere disziplinarische Maß-
nahmen gegen den BKA-Beamten Kurt He rtel ergriffen? 

Die in der „Süddeutschen Zeitung" vom 1. Oktober 
1997 erwähnten fünf Schreiben wurden dem Land-
gericht München in einem Verfahren gegen Her-
mann Sterr auf Anforderung vom Bundeskriminal-
amt zur Verfügung gestellt. 

Der ehemalige Vertrauensperson-Führer Kurt He rtel 
ist aufgefordert worden, zur Behauptung der „Süd-
deutschen Zeitung" vom 1. Oktober 1997 Stellung zu 
nehmen. Diese Stellungnahme liegt noch nicht vor. 
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Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) (Druck-
sache 13/8657 Fragen 38 und 39): 

In welchem Ausmaß hat das Technische Hilfswerk (THW) für 
Hilfsmaßnahmen im Ausland in der Vergangenheit externe 
Heller  angefordert, und wie war deren soziale Absicherung ge-
regelt? 

In welchem Ausmaß nehmen nicht-staatliche Hilfsorganisa-
tionen bislang Einrichtungen des THW für Schulungsmaßnah-
men sowie bei der Koordinierung von internationalen Hilfsmaß-
nahmen in Anspruch? 

Zu Frage 38: 

Die Bundesanstalt THW, zu deren gesetzlichen 
Aufgaben die technische Hilfeleistung im Auftrag 
der Bundesregierung im Ausland gehört, ist eine 
durch ehrenamtliches Engagement geprägte staatli-
che Hilfsorganisation. Deren aktiven 41 000 Helfern 
und ca. 11 000 Reservehelfern stehen lediglich 845 
hauptamtlich Beschäftigte gegenüber. 

Es ist das erklärte Ziel des Bundesinnenministeri-
ums, sich auch weiterhin in der Auslandshilfe auf das 
bewährte ehrenamtliche Engagement zu stützen. Im 
Regelfall kommen deshalb ausschließlich ehrenamtli-
che Helfer auf freiwilliger Basis zum Einsatz, die in 
administrativen Angelegenheiten durch einzelne 
Hauptamtliche unterstützt werden. 

Von diesem Grundsatz mußte bei der Wiederauf-
bauhilfe des THW in Bosnien und Herzegowina ab-
gewichen werden. Hier geht es nämlich nicht um 
kurzfristige Katastrophenhilfe, die mit ehrenamtli-
chen Kräften bewältigt werden kann, sondern um 
mittelfristig angelegte Strukturhilfe, insbesondere 
um die Instandsetzung von Wohnraum, für die Spe-
zialisten aus der Bauwirtschaft für einen längeren 
Zeitraum benötigt werden. Vor diesem Hintergrund 
hat das THW erstmals in seiner Geschichte auch 
13 Externe als Mitarbeiter mit zeitlich befristeten Ar-
beitsverträgen nach dem Bundesangestelltentarifver-
trag eingestellt. Es wird ausdrücklich betont, daß es 
sich hierbei um eine Ausnahme handelt, die sich 
nicht auf sonstige Einsätze des THW auswirkt. 

Ihre soziale Absicherung entspricht der der haupt-
amtlich Beschäftigten des THW, für die das Aus-
landsverwendungsgesetz Anwendung findet. 

Zu Frage 39: 

Das THW als staatliche Hilfsorganisation arbeitet 
wegen seiner Einsätze im In- und Ausland mit ande-
ren deutschen Hilfsorganisationen sowie mit interna-
tionalen Einrichtungen eng zusammen und strebt 
eine weitere Intensivierung an. Hierzu gehört auch 
der gemeinsame Gedankenaustausch und deren 
Teilnahme an THW-Veranstaltungen. 

1996 hat die THW-Bundesschule mit den Stand-
orten Hoya und Neuhausen a.d.F. insgesamt 
308 Lehrgänge mit 4500 Teilnehmern durchgeführt. 
Dabei nahmen rd. 70 Teilnehmer nicht-staatlicher 
Hilfsorganisationen an den Lehrgängen teil. Daneben 
fanden 51 Veranstaltungen nicht-staatlicher Hilfsor-
ganisationen mit 875 Teilnehmern unter Nutzung der 
Infrastruktur an der THW-Bundesschule statt. 

Im Zusammenhang mit der Auslandstätigkeit ist 
die 1997 vom THW an der Bundesschule geleitete 
Regionalkonferenz für Afrika/Europa der „Interna-
tional Search and Rescue Advisary Group of the Uni-
ted Nations" (INSARAG) mit 71 Fachleuten aus 
22 Ländern und mehreren deutschen Hilfsorganisa-
tionen besonders hervorzuheben, die Verbesserun-
gen der internationalen Zusammenarbeit bei der Ka-
tastrophenbewältigung zum Schwerpunkt hatte. 

Anlage 14 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Konrad Kunick (SPD) 
(Drucksache 13/8657 Frage 41): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sie bei der Neu-
ordnung der Oberfinanzdirektionen das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 27. Mai 1992 zugunsten Bremens berück-
sichtigt, in dem es heißt: „Schließlich sind auch Standortent-
scheidungen, für die der Bund zuständig ist oder an denen er 
mitwirkt, ein geeignetes Mittel, um der wi rtschaftlichen Struk-
turschwäche eines Landes ein Stück weit abzuhelfen. Dafür 
kommen etwa Entscheidungen über den Sitz von Behörden 
ebenso in Frage wie solche über den Standort wissenschaftlich

-

technischer Forschungseinrichtungen und Anstalten."? 

Das Bundesministeriúm der Finanzen plant eine 
Umstrukturierung der Bundesabteilungen an den 
21 Oberfinanzdirektionen des Bundesgebietes. Bei 
seinen Überlegungen zur Neuordnung der Bundes-
abteilungen wird die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts vom 27. Mai 1992 berücksichtigt. In 
dieser Entscheidung hat das Bundesverfassungsge-
richt neben weiteren Handlungsmöglichkeiten des 
Bundes zur Behebung der Haushaltsnotlagensitua

-

tion Bremens (und des Saarlands) auch die Möglich-
keit aufgezeigt, durch Standortentscheidungen bei 
Bundesbehörden der wi rtschaftlichen Struktur-
schwäche dieser Länder teilweise abzuhelfen. Dar-
aus läßt sich keine Verpflichtung des Bundes ablei-
ten, den Fortbestand von Bundesbehörden in einem 
von einer Haushaltsnotlage betroffenen Land sicher-
zustellen und von der unter Effizienzgesichtspunkten 
erforderlichen Neuorganisation abzusehen. Der 
Bund ist seiner Verpflichtung aus der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts - die im übrigen 
nicht nur den Bund, sondern auch die Gesamtheit 
der Länder trifft - nachgekommen. Mit Sonderergän-
zungszuweisungen von jährlich 1,8 Milliarden DM 
trägt er im Zeitraum von 1994 bis 1998 zur Sanierung 
des Bremer Haushalts bei. 
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